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243. Sitzung 

Bonn, den 14. Mai 1976 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsident Frau Renger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll in der nächsten Woche 
nur eine Fragestunde von 90 Minuten stattfinden. 
Da hiermit von der Geschäftsordnung abgewichen 
wird, muß dies vom Bundestag gemäß § 127 der Ge-
schäftsordnung mit der Zweidrittelmehrheit der an-
wesenden Mitglieder beschlossen werden. — Das 
Haus erhebt keinen Widerspruch; es ist so beschlos-
sen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Auf eine Anregung des Bundesministers der Justiz haben die 
Fraktionen zur Mitwirkung an der Arbeit der Jugendstrafvoll-
zugskommission — Beschluß des Deutschen Bundestages in sei-
ner 176. Sitzung am 5. Juni 1975 — folgende Mitglieder benannt: 

Fraktion der SPD: Abgeordneter Brandt (Grolsheim) 
Fraktion der CDU/CSU: Abgeordneter Dr. Eyrich 
Fraktion der FDP: Abgeordneter von Schoeler 

Der Vermittlungsausschuß hat zu dem vom Deutschen Bundes-
tag in seiner 228. Sitzung am 12. März 1976 beschlossenen Drit-
ten Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbs-
beschränkungen das Verfahren ohne Einigungsvorschlag abge-
schlossen. Sein Schreiben ist als Drucksache 7/5184 verteilt. 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Richtlinie des Rates zur Verringerung der Schallemissio-
nen von Luftfahrzeugen (Drucksache 7/5146) 

überwiesen an den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen (federführend), Innenausschuß mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß des Ab-
kommens über handelspolitische Zusammenarbeit zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Islami-
schen Republik Pakistan (Drucksache 7/5147) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für 
einige landwirtschaftliche Waren (Drucksache 7/5148) 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Wir setzen die Behandlung des Punktes I der 
Tagesordnung fort: 

I. Zweite Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 

die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Haushaltsjahr 1976 (Haushaltsgesetz 1976) 

— Drucksachen 7/4100, 7/4629 — 

Anträge und Berichte des Haushaltsausschus-
ses (8. Ausschuß) 

Wir kommen zu Nr. 26: 

Einzelplan 11 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

— Drucksache 7/5041 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Krampe 

Der Berichterstatter wünscht das Wort nicht. 
Wird das Wort in der Aussprache gewünscht? — 
Das Wort hat der Abgeordnete Grobecker. 

Grobecker (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Der Etat des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung ist der Haushalt, in dem vor allen 
anderen die Mittel für Maßnahmen und Gesetze 
enthalten sind, die Herr Strauß als „Gratifikation" 
bezeichnet. Der ganze Zynismus, zu dem nur ein 
Konservativer fähig ist, drückt sich in dieser Be-
zeichnung aus. Kriegsopferversorgung, Arbeitslosen

-

geld, Rentenversicherung, Wiedereingliederung der 
Behinderten: alles Gratifikationen, Geschenke, Al-
mosen. Flexible Altersgrenze: ein Geschenk, das 
man geben oder auch nehmen kann. Die Sicherung 
der betrieblichen Renten kann man je nach Wellen-
schlag beschließen oder auch nicht. Betriebsver-
fassungsgesetz: nur ein Zugeständnis an Arbeiter, 
Gratifikation, Geschenke, Almosen nach Herrn 
Strauß. 

Nirgends sonst, meine Damen und Herren, unter-
scheiden wir uns so deutlich voneinander wie an 
dieser Stelle. Sozialpolitik ist für Sie nur Ersatz für 
schiefgegangene Wirtschafts- oder Konjunktur-
politik. 

(Burger [CDU/CSU]: Völlig falsch!) 

Die soziale Sicherung, die wir geschaffen haben, ist 
kein Ersatz für irgend etwas, sondern Mittelpunkt 
unserer Politik. 

(Beifall bei der SPD) 
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Sie ist Baustein zur Erfüllung des Verfassungsauf-
trages, den sozialen Rechtsstaat zu schaffen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Die CDU/CSU steht in diesem Punkt voll in der 
Kontinuität ihrer Geschichte. Die gleichen Fehler, 
die zu Beginn der dreißiger Jahre von Ihren Vor-
gängern gemacht worden sind, waren Sie 1966 im 
Begriff zu wiederholen. Das Ergebnis: In allen deut-
schen Landtagen saßen wieder die Nazis. Das ist 
der Ausdruck der Angst und den Instabilität; das 
ist das Ergebnis, wenn man Sozialpolitik als „Grati-
fikation" betreibt. Für uns ist der Haushalt kein 
Instrument zur Befriedigung der Bedürfnisse des 
Staates, sondern ein Instrument zur Befriedigung der 
Bedürfnisse der Bürger und der Gesellschaft. 

Der diesjährige Haushalt ist erneuter Beweis da-
für, welches Gewicht die sozialliberale Koalition 
der sozialen Sicherheit in unserem Lande beimißt. 
Wie wichtig dies ist, sollte auch denjenigen klar-
geworden sein, die noch vor einem Jahr die Arbeits-
losen und heute die Rentner verunsichern wollen. 

Die in diesem Haushalt verankerten Leistungen 
kommen vor allen Dingen den alten Menschen, den 
Kriegsopfern und den von der Arbeitsmarktentwick-
lung Betroffenen zugute. Ich finde, Herr Strauß 
sollte endlich einmal klar sagen, welche dieser Lei-
stungen gemeint sind, wenn er von den Grenzen 
des Sozialstaates spricht, die überschritten worden 
seien, und an welcher Stelle präzis der Staat von 
ihm „in Ordnung" gebracht werden müsse. Ich habe 
eine leise Ahnung, wie das aussehen könnte, und 
mir graust vor der Vorstellung, daß Herr Strauß den 
Staat „in Ordnung bringt". 

(Beifall bei der SPD) 

Rund 22 Milliarden DM werden in diesem Jahr im 
Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit für die 
Sozialversicherung bereitstehen. Die Renten wer-
den mit Wirkung vom 1. Juli 1976 um 11% erhöht. 
Im Haushalt des Arbeitsministeriums findet dies 
seinen Niederschlag in den Zahlen über die Zu-
schüsse an die Rentenversicherung. 

Das gleiche gilt für die Kriegsopferversorgung. 
11 Milliarden DM sind für die Leistungen an die 
Kriegsopfer vorgesehen. Das Achte Anpassungsge-
setz wird hier eine Erhöhung der Versorgungslei-
stungen um ebenfalls 11 % bringen. 

Von besonderer Bedeutung sind in diesem Jahr 
auch die Ausgabenansätze im Bundeshaushalt für 
Arbeit und Sozialordnung, mit denen sichergestellt 
wird, daß jeder Arbeitslose und jeder, der in Kurz-
arbeit steht, selbstverständlich die ihm zustehenden 
finanziellen Leistungen erhält. Trotz Panikmache 
der Opposition hat bis heute jeder Arbeitslose auf 
Heller und Pfennig das ihm zustehende Geld be-
kommen. Zur Absicherung dieser Leistungen wird 
der Bund der Arbeitslosenversicherung in diesem 
Jahr eine Liquiditätshilfe in Höhe von 4,5 Milliar-
den DM gewähren. Die Bundesregierung hat im üb-
rigen durch ihre konjunktur- und arbeitsmarktpoli-
tischen Maßnahmen das Mögliche getan und eine 
spürbare Belebung der Wirtschaft erreicht. Insbeson-
dere der rapide Rückgang der Zahl der Kurzarbeiter  

beweist, daß die Politik dieser Regierung in einer 
weltweiten Bewährungsphase erfolgreich gewesen 
ist. Wir jedenfalls haben das Problem der Arbeits-
losigkeit sehr ernst genommen in einer Situation, 
in der der Opposition nichts anderes einfiel als das 
Gerede von der Pleite der Bundesanstalt für Arbeit. 

Die sozialliberale Koalition hat in ihren Reformen 
das Netz der sozialen Sicherheit dicht geknüpft. Es 
sind weitere Personenkreise in den sozialen Siche-
rungsschutz einbezogen worden, die früher weit-
gehend abseits stehen mußten. Hausfrauen, Selb-
ständige, Studenten, Kinder in Kindergärten, Schü-
ler und unsere behinderten Mitbürger erhielten 
mehr oder sogar erstmals den sozialen Schutz. Die 
Qualität der sozialen Sicherung wurde verbessert. 
Die Inanspruchnahme der flexiblen Altersgrenze und 
die deutliche Anhebung von 1,4 Millionen Klein-
renten nach Mindesteinkommen sprechen für sich 
und für den Leistungsstandard unserer sozialen 
Sicherung. Die materielle Lebenslage unserer Rent-
ner hat sich eindrucksvoll verbessert. 

Ich verstehe sehr gut, daß dies nicht ins Konzept 
der Opposition paßt. Nur, zerreden läßt sich dieses 
Ergebnis nicht. Das sind Verbesserungen, die die 
Bürger im Land unmittelbar in ihrem Geldbeutel 
spüren. Deshalb wird versucht, die Rentner zu ver-
unsichern und ihnen Angst vor der Zukunft zu 
machen, wenn man schon die bisherigen Verbesse-
rungen im Lebensstandard nicht wegdiskutieren 
kann. Das ist nicht seriös, meine Damen und Herren 
von der Opposition, und das ist nicht fair gegenüber 
den Rentnern. Wir erwarten von Ihnen keine Fair-
neß gegenüber der Bundesregierung, aber wir er-
warten zumindest, daß Sie gegenüber den Rentnern 
fair sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese unsere soziale Sicherung ist beispielhaft ge-
worden. Daran ändert auch Ihre „Neue Soziale 
Frage" — besser: soziale Phrase — nichts, meine 
Damen und Herren von der Opposition. Diese soge-
nannte Neue Soziale Frage ist bestenfalls für den 
Fragesteller neu. Denn die sozialliberale Koalition 
hat durch ihre Gesetzgebungsarbeit in wenigen Jah-
ren bereits mehr Antworten darauf gegeben als die 
CDU/CSU während zweier Jahrzehnte. 

Gerade die soziale Lage früher benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen wurde in den letzten Jahren 
ganz wesentlich verbessert. Da sind erstens die Be-
hinderten. In den letzten Jahren ist ein fortschritt-
liches Behinderungsrecht und Leistungssystem für 
Behinderte geschaffen worden. Zweitens. Die so-
zialen Leistungen für Familien, insbesondere für 
Familien mit niedrigem Einkommen, wurden we-
sentlich verbessert und erweitert. Drittens. Arbeit-
nehmerähnliche Personen wie freie Journalisten, 
freie Mitarbeiter beim Funk und Fernsehen, Künstler 
und die Personengruppe der Heimarbeiter erhielten 
mehr Rechte, die ihre soziale Situation verbessern 
helfen. Viertens darf ich hier nochmals auf die Lei-
stungsverbesserungen für Rentner, Kriegsopfer und 
Arbeitslose hinweisen. 

Für Sozialdemokraten ist die Neue Soziale Frage 
eine alte Frage. An der sozialpolitischen Leistungs-
bilanz seit 1969 können Sie ablesen, wie wir diese 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 	17187 

Grobecker 
Frage angepackt haben und daß wir sie mit großem 
Erfolg angepackt haben. Wir müssen hierfür — das 
möchte ich an dieser Stelle ausdrücklich sagen — 
dem Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung, Walter Arendt, besonders danken. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das dichte Netz der sozialen Sicherung in unserem 
Land garantiert auch den sozialen Frieden. Sie trägt 
damit ganz entscheidend zum allgemeinen inneren 
Frieden in der Bundesrepublik Deutschland bei. Wer 
den sozialen Fortschritt kritisiert und beklagt, wie 
das Teile der CDU/CSU seit Jahrzehnten tun, schätzt 
den Wert des sozialen Friedens sehr gering ein 
und verzichtet auf die tragende Rolle, die der so-
ziale Frieden für den allgemeinen inneren Frieden 
spielt. 

Sie, Herr Strauß — das haben Sie in dieser 
Woche zweimal gesagt —, wollen das deutsche 
Volk von dieser Regierung und den sie tragenden 
Kräften befreien oder erlösen. Haben Sie dabei 
auch das gemeint, was von dieser Regierung und 
den sie tragenden Kräften an sozialem und innerem 
Frieden geleistet worden ist? 

Auf der Grundlage des inneren Friedens ist auch 
der äußere Frieden sicherer geworden. Ein Staat, 
der keine sozialen Spannungen kennt, ist gefestigt 
genug, um in den auswärtigen Beziehungen den 
Weg der Entspannung zu gehen. Die Verträge mit 
den Staaten Osteuropas sind ein Beweis dafür. Für 
unsere Freunde in der Europäischen Gemeinschaft 
und im Atlantischen Bündnis sind wir gerade we-
gen unseres inneren Friedens und unserer inneren 
Stabilität ein zuverlässiger und mitentscheidender 
Partner. Wer in die soziale Sicherung und damit in 
den sozialen Frieden hineinschneiden will, gefährdet 
daher auch die gewonnene Stellung der Bundesre-
publik Deutschland in der Welt. 

In den letzten Tagen ist hier auch sehr viel von 
Freiheit gesprochen worden. Lassen Sie mich dazu 
ein paar Worte sagen; denn Freiheit hat eine nicht 
unerhebliche soziale Komponente. Wer Freiheit sagt 
und nicht auch soziale Sicherung des einzelnen Bür-
gers meint, vertritt nur die Freiheit der Starken und 
der Reichen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Mertes [Gerol-
stein] [CDU/CSU] : Wer tut denn das?) 

Für die große Mehrheit der Bürger, die nicht auf 
Vermögen zurückgreifen können, garantiert die so-
ziale Sicherheit die persönliche Freiheit, weil sie 
vor Not im Alter, bei Krankheit, Arbeitslosigkeit 
und Invalidität bewahrt. Nur wer frei von materiel-
len Risiken und Not ist, ist wirklich frei; denn Frei-
heit bedeutet auch frei sein entwürdigenden Ab-
hängigkeiten und Angst. Insofern ist Ihre Schein-
alternative von Freiheit und Sozialismus Makulatur. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Voraussetzung der sozialen Sicherung ist die So-
lidarität der Bürger in unserem Lande; denn Sozial-
leistungen sind Umverteilungsleistungen. Die Er-
werbstätigen müssen über Beiträge und Steuern 
solidarisch für diejenigen mit einstehen, die nicht 
mehr oder vorübergehend nicht erwerbstätig sein  

können oder die aus anderen Gründen in beson-
derer Weise auf die Verantwortung der Gesell-
schaft angewiesen sind. Als Korrektiv gilt selbst-
verständlich auch die Solidarität der Leistungsemp-
fänger mit denjenigen, die diese Leistungen mit 
Steuern und Sozialbeiträgen ermöglichen. Diese 
wechselseitige Solidarität ist in unserem Lande ge-
sund. 

Der Einzelplan 11 hat vor allen anderen Plänen 
des Bundeshaushaltes die Funktion der solidarischen 
Einkommensumverteilung. Damit leistet dieser Ein-
zelplan einen erheblichen Beitrag zur sozialen Ge-
rechtigkeit und zur Stabilität in unserer Gesell-
schaft. Aus diesem Grunde werden wir dem Einzel-
plan zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Katzer. 

Katzer (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Diese Bundesregie-
rung ist 1969 mit dem Anspruch angetreten: Wir 
schaffen das moderne Deutschland. 

(Geiger [SPD]: Den hat sie auch erfüllt!) 

Dem Bürger versprach diese Bundesregierung eine 
höhere Lebensqualität, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das hat sie 
ebenfalls erfüllt!) 

und in ihrem Wahlprogramm für 1976 behaupten die 
Sozialdemokraten jetzt: Aus Überzeugung hat das 
soziale Element bei uns ein größeres Gewicht als in 
jeder anderen Partei. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Dr. Blüm 
[CDU/CSU] : Das habt ihr behauptet!) 

Wie auf diese Anmaßung Ihr Koalitionspartner, die 
FDP, reagiert, überlassen wir der FDP sehr gern 
selbst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber was die CDU/CSU-Fraktion angeht, halte ich 
diese Überheblichkeit für unerträglich. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Wer hat denn in den 20 Jahren von 1949 bis 1969 
das Netz der sozialen Sicherheit in Deutschland auf-
gebaut? 

(Zuruf von der SPD: Die Opposition!) 

Wer hat denn die Montan-Mitbestimmung durchge-
setzt, die den Arbeitnehmern sehr viel mehr ge-
bracht hat, als Sie 25 Jahre später mit Ihren Geset-
zen bewirkt haben? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD) 

Wer hat denn Betriebsverfassungsgesetz, Familien-
lastenausgleich, dynamische Rente 1957, Vermögens-
bildungsgesetz und Arbeitsförderungsgesetz, 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Wir! — Dr. 
Marx [CDU/CSU] : Der Schäfer hat „Wir" 

gesagt! Ein Witzbold!) 
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um nur einige Schwerpunkte zu nennen, zur Ver-
abschiedung gebracht? Es geht mir hier nicht um 
kleinliche Rechthaberei, sondern es geht mir darum, 
daß hier nicht die Tatsachen verfälscht werden kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundeskanzler hat an die Verpflichtung des 
„C" in unserem Namen erinnert. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Zu Recht!) 

Ich nehme dies sehr ernst. Aber ich glaube, das „S" 
in Ihrem Namen gibt Ihnen kein Recht, die Wahr-
heit zu verdrehen. Das möchte ich deutlich hinzuge-
fügt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Unser früherer Kollege, der Herausgeber der „Zeit", 
Gerd Bucerius, hat — ich glaube, für jedermann ein-
prägsam und sehr überzeugend — gesagt: 

Die Verfemung der CDU/Wähler ist vorbei. Sie 
war immer unsinnig: Die Partei Adenauers hat 
mehr Reformen geschaffen ..., als die Linke je 
zustande bringen wird. 

Ich glaube, dem ist überhaupt nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Sozialdemokraten wollen den Anschein er-
wecken, als ob sozialer Friede und politische Stabili-
tät unseres Landes ihre ureigenste Neuentdeckung 
seien, seitdem sie die Regierung stellen. Jedermann 
weiß, daß das nicht so ist. Der Punkt Null unseres 
Staates liegt nicht im Jahre 1969 in der Regierungs-
übernahme durch die SPD/FDP-Koalition, der Punkt 
Null war der Zusammenbruch des nationalsozialisti-
schen Terrorsystems, als Deutschland in Trümmern 
lag, als Arbeitslosigkeit, Hunger und Elend die be-
drückendsten Probleme der deutschen Politik waren. 
Das war der Punkt Null, und da haben wir ange-
fangen, das aufzubauen, was Sie jetzt ihr soziales 
Netz genannt haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Wolfram 
[Recklinghausen] [SPD] : Ein sehr absoluter 
Anspruch! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Wir haben damals mit Ludwig Erhard die Soziale 
Marktwirtschaft gegen den erbitterten Widerstand 
der Sozialdemokraten durchgesetzt. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wer die Diskussionen zwischen Erhard und Nölting 
noch in Erinnerung hat, kann das gar nicht leugnen. 

(Geiger [SPD] : Wir wollten Ihnen helfen, 
das Ahlener Programm zu verwirklichen!) 

Wir haben das Fundament einer Politik der wirt-
schaftlichen und sozialen Sicherung gelegt. Soziale 
Sicherheit und soziale Gerechtigkeit sind die Grund-
lagen der freiheitlichen Gesellschaft, wie wir sie 
verstehen. Sie bietet die Garantie für den sozialen 
Frieden und die politische Stabilität unseres Lan-
des. Dies war, ist und bleibt die Politik der Union 
Christlicher Demokraten. 

Schauen wir uns die sozialpolitische Bilanz dieser 
Bundesregierung an, vergleichen wir den Anspruch 
dieser Regierung mit der politischen Wirklichkeit, 

dann läßt sich die soziale Entwicklung unseres Lan-
des in der Tat sehr genau am Sozialhaushalt ab-
lesen, für den der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung verantwortlich zeichnet. Der Sozial-
haushalt hat 1975 und im vorliegenden Entwurf für 
1976 eine beachtliche Höhe erreicht. Der Sozial-
haushalt hat im Vergleich zu den anderen Aufgaben-
bereichen den größten Umfang angenommen. Der 
Bundesarbeitsminister zieht daraus den Schluß, daß 
seine sozialpolitische Bilanz ein Erfolg sei. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

— Sie sagen „So ist es!". Der Bürger sieht dies 
offenbar etwas anders. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : S o ist es!) 

Für den Bürger bemißt sich die soziale Leistung 
nicht an der Höhe des finanziellen Aufwands des 
Bundeshaushalts, sondern an den Realitäten seiner 
eigenen Haushaltskasse. Und da sieht die Sache 
ganz anders aus! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Wolfram [Recklinghausen] [SPD]) 

„Seit Herbst 1974 dient die Finanzpolitik der 
Sicherung von Arbeitsplätzen", heißt es in Ihrer 
Wahlplattform. 

(Zuruf von der SPD: So ist es auch!) 

— Das erinnert mich etwas fatal an den Jungen, 
der erst einen Fußball in die Schaufensterscheibe 
hineinschießt und sich anschließend rühmt, wieviel 
sein Vater dafür bezahlen mußte, daß er dies ge-
trieben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Steigende Steuerbelastung, höhere Beiträge in 
der Arbeitslosenversicherung und in der Kranken-
und Rentenversicherung können nicht ohne Aus-
wirkung auf das Verhalten von Arbeitnehmern und 
Unternehmern bleiben. 

(Zuruf von der SPD: Höhere Arbeitslosen

-

unterstützung!) 

Was ist denn den Arbeitnehmern von den Lohn-
erhöhungen geblieben? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Nach Berechnungen des Münchner Instituts für 
Wirtschaftsforschung bleiben von je 100 DM, die in 
diesem Jahr zusätzlich verdient werden, im Durch-
schnitt gerade noch 41 DM netto übrig. 

(Geiger [SPD] : Na also!) 

— Das finden Sie einen großartigen Erfolg? Auch 
darüber denkt der Bürger ganz anders. 

Von der Steuerentlastung durch die Steuerreform 
im letzten Jahr ist nichts mehr zu spüren. Berück-
sichtigt man die Preissteigerungsrate, dann haben 
die Arbeitnehmer sogar einen realen Kaufkraftver-
lust von 2 bis 3 °/o. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Der Rückgang des Realeinkommens ist in der Nach-
kriegsgeschichte Deutschlands einmalig. 

(Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen] 
[SPD] ) 
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Was meinen Sie denn eigentlich, warum in der 

Druckindustrie bis zum gestrigen Tag Streiks statt-
gefunden haben? Das hat doch seinen Sinn; die 
Leute wollen wenigstens das halten, was sie reali-
ter bis jetzt gehabt haben. 

(Dr. Marx [CDU/CSU]: So ist es!) 

Das war doch der Sinn. Darüber können Sie am 
allerwenigsten hinweggehen. 

(Erneuter Zuruf des Abg. Dr. Schäfer [Tübin-
gen] [SPD]) 

Das ist nicht zuletzt ein verschärfter Verteilungs-
kampf mit dem Ziel, den erreichten Lebensstandard 
wenigstens zu halten. 

(Geiger [SPD] : Immerhin!) 

Hohe Lohnkosten und hohe Preise bedeuten aber 
eine geringere Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft. Vor allem müssen diejenigen Unterneh-
men, die ihre ständigen Kosten nicht auf die Preise 
abwälzen können — das sind in erster Linie kleine 
und mittlere Betriebe —, ihre Investitionen ein-
schränken oder in Konkurs gehen. Der Herr Bundes-
kanzler meinte, als die ersten Konkurse kamen, das 
müsse man mal so hinnehmen, das sei ja wohl in der 
Marktwirtschaft normal und üblich, das sei ein 
Gesundschrumpfungsprozeß. 

Ich nehme an, er hat dabei übersehen, daß dadurch 
Hunderttausende von Arbeitsplätzen mit betroffen 
sind, wodurch die jetzige Arbeitslosigkeit bewirkt 
wurde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben seit 16 Monaten eine Arbeitslosigkeit 
in Höhe von über 1 Million Mitbürgern. Es ist doch 
bezeichnend und muß für Sie einfach beschämend 
sein, daß die Maikundgebungen des Deutschen Ge-
werkschaftsbundes seit 20 Jahren erstmals wieder 
unter das Motto „Vollbeschäftigung — soziale 
Sicherheit" gestellt wurden. Das ist doch ein Thema, 
das wir 20 Jahre lang gar nicht mehr zu kennen 
glaubten. 

(Zurufe von der SPD) 

— Es ehrt Sie  ja,  daß Ihnen das wenigstens weh tut. 
Ich stelle nur rein sachlich fest, wofür die Gewerk-
schaften am 1. Mai dieses Jahres haben demonstrie-
ren müssen. 

Ich glaube, dies beweist mehr als die hochstilisier-
ten Leistungsbilanzen des Bundeskanzlers, wie 
schlecht Arbeitnehmerinteressen unter dieser Regie-
rung gewahrt worden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts dieser Situation muß es wie Hohn klin-
gen, der den betroffenen Arbeitnehmern ins Gesicht 
schlägt, wenn es im Wahlprogramm der SPD heißt — 
ich zitiere mit Erlaubnis der Frau Präsidentin —: 
„Das Ziel der Vollbeschäftigung wird von der Oppo-
sition nur widerwillig akzeptiert." 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Dreistigkeit dieser Aussage ist kaum zu über-
bieten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU)  

Die SPD erklärt die Vollbeschäftigung zur wichtig-
sten Aufgabe, nachdem sie in Deutschland die höch-
ste Arbeitslosigkeit nach Wiederaufbau zu verant-
worten und zu vertreten hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD unterstellt der Opposition, daß sie das Ziel 
der Vollbeschäftigung nur widerwillig akzeptiere, 
obwohl es in Deutschland noch nie eine so lange 
Phase der Vollbeschäftigung gegeben hat wie unter 
den Regierungen, die von CDU/CSU geführt worden 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Regierung rechnet nach ihren eigenen Ziel-
vorstellungen sogar bis 1979 noch mit einem Sockel 
— hören Sie gut zu; 1965 gab es 450 000 Arbeitslose 
— von rund 750 000 Arbeitslosen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, Heinz Oskar Vetter, hat dies, wie ich meine, zu 
Recht als unerträglich zurückgewiesen. Nein, diese 
Bundesregierung hat die hohe Arbeitslosigkeit, den 
Rückgang der Investitionen und die Preissteigerun-
gen zu verantworten. Von Alleinschuld der Welt-
wirtschaftskrise etc. kann weiß Gott keine Rede 
sein. 

Wer den Zusammenhang von Wirtschafts-, Finanz-
und Sozialpolitik außer acht läßt, degradiert den 
Sozialhaushalt zur Reparaturwerkstatt der wirt-
schaftspolitischen Folgeschäden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Eine Aufstellung der Reparaturkosten ergibt folgen-
des Ergebnis. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : So deutlich 
hätten wir das von Ihnen gar nicht er

-

wartet!) 

Für über eine Million Arbeitslose mußte die Bundes-
anstalt für Arbeit 1975 an Arbeitlosengeld und 
Arbeitslosenhilfe mehr als 8 Milliarden DM leisten. 
Dazu kamen fast 2 Milliarden DM Beiträge an die 
Krankenkassen, eine halbe Milliarde DM betrugen 
allein die Beitragsausfälle der Bundesanstalt. Für die 
Rentenversicherungen errechnet sich für das vergan-
gene Jahr ein Einnahmeausfall von mehr als 3 Mil-
liarden DM. Der Staat hat einen Steuerausfall in 
gleicher Höhe zu verzeichnen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Geiger? 

Katzer (CDU/CSU) : Nein, ich möchte zunächst 
meine Bemerkungen zu Ende bringen. 

(Zuruf von der SPD: Das kann ich mir vor

-

stellen!) 

— Lieber Herr Kollege, das müssen ausgerechnet 
Sie sagen! Darüber kann ich nur lachen. 

Hätten die Arbeitslosen demgegenüber eine Be-
schäftigung gehabt, so hätten sie mit etwa 17,5 Mil-
liarden DM zum Wohlstand unseres Landes beitra-
gen können. Aber damit sind die Schäden der ver- 
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fehlten Wirtschaftspolitik noch nicht einmal alle er-
faßt; denn etwa 300 000 Gastarbeiter sind wegen des 
Verlustes ihres Arbeitsplatzes in ihre Heimat zu-
rückgekehrt. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Was 
wollte denn Herr Filbinger machen?) 

Auch diese sind bei uns produktiv gewesen und 
haben Steuern und Beiträge zur Sozialversicherung 
gezahlt. 

Berücksichtigt man all dies, so kann man die wirt-
schaftspolitischen Folgeschäden dieser Bundesregie-
rung allein für 1975 auf rund 40 Milliarden DM be-
ziffern; 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Hört! Hört!) 

ähnliche Ergebnisse müssen wir leider auch für das 
Jahr 1976 erwarten. 

Schlimmer noch als diese wirtschaftlichen Schäden 
sind aber die, die nicht in Mark und Pfennig auszu-
drücken sind: die moralischen Auswirkungen der 
Arbeitlosigkeit für den Betroffenen und seine 
Familie. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Als ich vorhin einen Zwischenruf von Ihnen hörte, 
Sie hätten das Arbeitslosengeld erhöht, so kann ich 
dazu nur sagen: welcher Zynismus steckt dahinter! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies ist doch eine totale Verkennung der wirklichen 
Situation. Natürlich ist das vernünftig; das haben 
wir auch mitgemacht; aber das geht am Kern der 
Dinge vorbei. Der Kern der Dinge ist: wir müssen 
den Menschen wieder Arbeit beschaffen! Das ist der 
Sinn, und er besteht nicht etwa darin, die Arbeits-
losigkeit zu bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lebhafte Zu-
rufe von der SPD) 

— Entschuldigen Sie, Sie müssen sich natürlich ein-
mal darüber klarwerden, was Sie eigentlich wollen. 
Sie müssen sich an dem messen lassen, mit dem Sie 
angetreten sind. Sie sind mit dem Versprechen an-
getreten: Bei uns gibt es keine Arbeitslosigkeit. 
Jetzt haben Sie sie, und jetzt haben Sie das auch zu 
verantworten. Das ist die Position. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Herr Bundeskanzler fordert die CDU/CSU auf, 
sich endlich zu dem zu bekennen, was wir an sozial-
staatlichem Fortschritt im Auftrag des Grundge-
setzes erreicht haben. Wir können nur feststellen, 
daß das Modell Deutschland, von dem Sie so gerne 
sprechen und das, wie gehabt, Vorbild für die Welt 
sein soll, zur größten Reparaturwerkstatt der Nach-
kriegsgeschichte ausgebaut worden ist. Die Bürger 
stellen sich das Modell Deutschland offenbar ganz 
anders vor. 40 Milliarden DM an wirtschaftspoliti-
schen Folgeschäden wollen sie nicht mühsam über 
die Mehrwertsteuer finanzieren. Diese Gelder feh-
len bei der Bildung und nicht zuletzt bei der beruf-
lichen Bildung. 

Sie selber schieben die Probleme der sozialen Si-
cherung vor sich her, und zwar nach der einfachen 
Devise, der Aufschwung werde alle Probleme lösen. 

Sie wissen sehr wohl, daß dies von den Bürgern 
unseres Landes nicht akzeptiert wird und selbst von 
Ihrem Koalitionspartner, der FDP, nicht geglaubt 
wird. So warnte die Vizepräsidentin des Deutschen 
Bundestages, Frau Funcke, zu Beginn dieser Woche, 
am 10. Mai 1976, vor dem Deutschen Ärztetag in 
Düsseldorf — ich zitiere — „eindringlich vor der 
Illusion, der wirtschaftliche Aufschwung mache die 
Konsolidierung des Sozialstaates entbehrlich". 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Hört! 
Hört!) 

Folgendes ist festzuhalten. Die Koalition ist in 
dieser zentralen Frage unserer sozialen Sicherung 
zerstritten. Die Koalitionspartner beurteilen die 
Lage der Rentenversicherung kontrovers. Es braucht 
hier wohl nicht lange gefragt zu werden, wer denn 
eigentlich den Bürger in dieser Frage verwirrt und 
wer hier Unruhe stiftet. Der eine Koalitionspartner 
sagt, es sei alles in bester Ordnung, und der andere 
Koalitionspartner sagt: Nein, keineswegs, auch ein 
Aufschwung löst hier die Probleme nicht. 

Der Bundesarbeitsminister sagte am 20. Februar 
1976 hier von dieser Stelle aus: 

Die Bundesregierung hat ... keine Veranlas-
sung, im gegenwärtigen Zeitpunkt Vorschläge 
zur Konsolidierung der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zu machen. Die Rentenversicherung 
hat ein solides finanzielles Fundament. 

(Zuruf von der SPD: So ist es! — Zuruf von 
der CDU/CSU: Bis zum 3. Oktober!) 

— So ist es? Sehr schön! Ich schlage Ihnen vor, sich 
dann einmal mit Ihrem Koalitionspartner zu unter-
halten, denn dieser sieht das ganz anders. Sie müß-
ten sich bitte einmal untereinander verständigen, 
denn hier geht es um etwas, was der Bürger zualler-
erst wissen will. Sie dürfen sich nicht wundern, daß 
Unglaube und Unsicherheit aufkommen, wenn der 
Bürger aus den Koalitionsfraktionen zwei diametral 
entgegengesetzte Meinungen hört und wenn diese 
draußen artikuliert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Koalitionspartner FDP hat seine Meinung ja 
nicht leise und still im Kämmerlein, sondern hier in 
der Öffentlichkeit, vor dem Plenum des Deutschen 
Bundestages in der Debatte am 20. Februar 1976 
— wir haben das ja alle erlebt — gesagt. 

Herr Kollege Schmidt (Kempten) hat hier gesagt 
— ich zitiere —, daß einiges zu der „nun einmal 
nicht zu leugnenden Tatsache zu sagen ist, daß wir 
in einigen Jahren möglicherweise vor der Frage 
einer Beitragserhöhung oder anderen Maßnahmen 
stehen". 

(Geiger [SPD] : Haben Sie denn die Beiträge 
nicht erhöht?) 

— Ich spreche jetzt von morgen, nicht von gestern 
und von vorgestern. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Nebenbei bemerkt, verehrter Herr Kollege, haben 
Sie diese Beitragserhöhung, zu der es unter meiner 
Verantwortung kam, mit getragen. Diese Beitrags- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 	17191 

Katzer 
erhöhung hat Sie überhaupt erst in die Lage ver-
setzt, das soziale Netz, das Sie der staunenden Welt 
draußen heute so anpreisen, so dicht zu knüpfen. 
Ohne uns wäre das überhaupt nicht möglich gewe-
sen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Daß die Probleme von der FDP nicht erst in eini-
gen Jahren, also gewissermaßen nicht rückwärts, 
sondern vorwärts gesehen werden, wird dadurch 
deutlich, daß der FDP-Sprecher eine Aktualisierung 
der Renten fordert, ohne den Bürgern allerdings zu 
sagen, daß „Aktualisierung" derzeit nichts anderes 
als eine Kürzung der Renten bedeutet. Darüber 
müssen Sie, meine Damen und Herren von der SPD, 
sich doch einmal mit Ihrem freidemokratischen Part-
ner unterhalten. Sie müssen sich darüber einig wer-
den, was Sie wollen. 

(Abg. Schmidt [Kempten] [FDP] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Ich hatte Sie angesprochen, bitte schön! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Darf ich Sie bitten, nicht 
nur einen Satz zu zitieren, sondern weiter nachzu-
lesen und zu sagen, daß ich in diesem Hause auch 
dargelegt habe, daß auf Grund der Spannungsver-
hältnisse, die sich dann zwischen den jetzt vorge-
sehenen Raten und einer Aktualisierungsrate erge-
ben, natürlich auch ein Problem auf die Rentner 
zukommt? 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU]: Dies un-
terstreicht das nur!) 

Das habe ich hier gesagt. Deshalb bitte ich Sie, das 
noch einmal nachzulesen und nicht etwa zu sagen, 
das hätte ich nicht gesagt. 

Katzer (CDU/CSU): Herr Kollege Schmidt (Kemp-
ten), ich bestätige gern, daß Sie dies gesagt haben. 
Aber das unterstreicht genau das, was ich hier 
gerade sehr deutlich ausgesprochen habe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Bundesarbeitsminister verschleiert und be-
schönigt, nur um heil über den Oktobertermin zu 
kommen, und der Koalitionspartner beurteilt die 
Lage so kritisch, daß er schon Vorschläge unterbrei-
tet, wie die Renten zu kürzen sind. 

(Zuruf von der SPD) 

— Entschuldigen Sie, ich stelle ja nur für die Oppo-
sition die Fragen. Ich denke, daß der Herr Bundes-
arbeitsminister endlich einmal Gelegenheit nimmt, 
eine Antwort darauf zu geben, und zwar nicht nur 
für sich, sondern für diese Regierung und gleich-
zeitig für den Koalitionspartner FDP. Das ist es, 
worum es hier geht. 

(Zuruf von der SPD: Sie wollen die Ant-
worten gar nicht hören!) 

Tatsache ist nämlich, daß die Politik dieser Re-
gierung in der Rentenversicherung tiefe Schleifspu-
ren hinterlassen hat. So spricht z. B. die Deutsche 
Bundesbank in ihrem neuesten Geschäftsbericht von  

der „notwendigen Konsolidierung" im Bereich der 
Sozialversicherungen und meint, diese sei lediglich 
bei der Bundesanstalt für Arbeit eingeleitet worden. 
Bei den Rentenversicherungen bleibe diese Aufgabe 
noch zu bewältigen. Zitat: „Hier sind zunächst wach-
sende Defizite vorprogrammiert." 

Tatsache ist doch auch — damit müssen Sie sich 
bitte einmal auseinandersetzen -, daß alle Sach-
verständigen - die Vertreter des Verbandes der 
Rentenversicherungsträger, dessen stellvertretender 
Vorsitzender Herr Muhr ist, der gleichzeitig stell-
vertretender Vorsitzender des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes ist, dem Sie doch wohl nicht unter-
stellen, daß er etwas Böses mit den Rentnern oder 
den Renten im Sinne hat, die Vertreter der Bundes-
bank, des Sozialbeirats, des Verbandes der Renten-
versicherungsträger und der Bundesversicherungs-
anstalt — in einem Hearing vor dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung durch ihre Darlegungen 
erneut bestätigt haben 

(Zuruf von der SPD: Sie waren gar nicht 
dabei!) 

— ich kann Protokolle lesen, wie hoffentlich auch 
Sie sie lesen können , daß es in der Rentenver-
sicherung in den nächsten Jahren Probleme gibt. 
Die vordergründigen Darstellungen des Bundes-
arbeitsministers wurden dabei völlig widerlegt. 

Nun wird darauf hingewiesen — Herr Kollege 
Schmidt hat das gelegentlich getan —, wir hätten 
mit der Rentenreform von 1972 und der Vorziehung 
der Rentenanpassung zur Belastung der Rentenver-
sicherung beigetragen. Wir war denn damals, Herr 
Kollege Schmidt, die Lage? Die Rentner waren 
doch die Hauptleidtragenden der Inflationsentwick-
lung. 

(Geiger [SPD]: Das ist doch gar nicht wahr!) 

Wir standen vor der Notwendigkeit, den Rentnern 
einen Ausgleich für die Inflationsverluste zu geben 
und das Rentenniveau zu erhöhen. SPD und FDP 
haben unsere Initiativen erst dreimal abgelehnt. 
Dann hat sich die Union durchgesetzt. Ich freue 
mich, daß SPD und FDP heute bereit sind, das an-
zuerkennen, was die Union damals für die Rentner 
getan hat. Im Wahlkampf 1972 hörte sich das alles 
ja ganz anders an. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heute frage ich Sie: Meinen Sie eigentlich, daß 
die Renten in unserem Land zu hoch sind? Meinen 
Sie, die Renten sind zu hoch? 

(Geiger [SPD]: Das ist Scheinheiligkeit! 
Weitere Zurufe von der SPD) 

Nach der letzten Untersuchung des Statistischen 
Bundesamtes 1974 auf Grund eines Mikrozensus 
mußten 8 %  der Rentner mit monatlich bis zu 
300 DM und 40 %  bis zu 600 DM auskommen. Fast 
15 %  aller Rentnerhaushalte mußten sich mit einem 
Einkommen begnügen, das noch unter den Bedarfs-
sätzen der Sozialhilfe lag. Meine Damen und Her-
ren, da können Sie reden, wie Sie wollen — die 
Inflation schafft neue soziale Fragen, die wir an-
gehen müssen, an denen Sie aber vorbeigehen, da 
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Sie nur alte, traditionelle soziale Fragen zu begrei-
fen in der Lage sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ich empfehle Ihnen, doch einmal in ein Alters-
heim zu gehen. Schauen Sie sich einmal die Situation 
in den Altersheimen an. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU]: Schlimm ist das!) 

Ich denke daran, daß 400 000 Rentner nicht 
zu Hause sind. In meinem Wahlkreis in Köln 
gestern — — 

(Wolfram  [Recklinghausen] [SPD]: Wann 
und wo waren Sie das letzte Mal in einem 

Altersheim?) 

— Ich pflege meine alten Freunde, die im Heim 
sind, zu besuchen — ich weiß nicht, ob Sie dies 
auch tun, verehrter Kollege —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und ich stelle dabei folgendes fest: daß heute selbst 
Leute mit einer Rente von 800, 900 Mark nicht in 
der Lage sind, sich in einen Heimplatz einzukaufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Und ich bin der Meinung, wir sollten einmal ge-
meinsam überlegen, 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

ob es nicht möglich ist, daß wir jedem Rentner 
einen Teil seiner Rente vorab als Taschengeld zu-
erkennen und ihn nicht dazu bringen müssen, daß 
er sich nach lebenslangem Arbeiten sein Taschen-
geld von der Sozialhilfe abholen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Dies wäre einer gemeinsamen Anstrengung wert 
und stünde, wie ich glaube, diesem Hohen Hause 
sehr gut an. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr wahr! — Zu-
stimmung bei der CDU/CSU — Zuruf von 

der SPD: Aber nur vor den Wahlen!) 

Meine Damen und Herren, der Kanzlerkandidat 
der Union, Helmut Kohl, hat mit aller Klarheit und 
aller Entschiedenheit ausgesprochen, was die Ren-
tenpolitik für uns bedeutet, als er sagte: „Die Union 
gibt eine Sozialgarantie." Das bedeutet, daß an der 
Rentenformel, daß an wohlerworbenen Rechten nicht 
gerüttelt wird. Wir wissen um die Schwere dieser 
Aufgabe, können aber auch — und hier möchte ich 
dem Bundeskanzler, wenn er das C in unserem 
Namen anspricht, sehr gern antworten — feststel-
len: Rentenpolitik war für mich — und das wissen 
Sie alle sehr genau aus den Zeiten, in denen wir 
gemeinsam in der Koalition waren, aus den Zeiten, 
in denen Sie in der Opposition waren, und aus den 
Zeiten, in denen wir in der Opposition waren; das 
gilt also unbeschadet der Rolle, die wir gespielt 
haben, ob Regierung oder Opposition — mehr als 
Gesetzestechnik; sie war für mich immer das Ein-
treten für den Menschen. Und hier, im Bild vom 
Menschen, liegt im Grunde der Kernpunkt der Aus-
einandersetzung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

— Ja, natürlich! 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

— Aber entschuldigen Sie, ich meine doch gar nicht 
Sie! Aber nehmen Sie doch einmal das, was sich in 
unserem Lande in Mitteldeutschland vollzieht, was 
sich dort in dem angeblichen Arbeiter-und-Bauern-
Staat vollzieht. Dort ist der Rentner so viel wert, 
ist der Mensch so viel wert, wie er als Rädchen in 
der Maschinerie des Staatssozialismus wert ist, und 
wenn er ausgedient hat, darf er zu uns kommen, 
dann gibt's keine Schüsse an der Mauer, dann gibt's 
keinen Stacheldraht. Diese Menschen dürfen zu uns 
kommen! Und dies darf uns nicht passieren! Die 
Menschen, die ein Leben lang gearbeitet haben, 
müssen am Ende ihres Lebens voll in unsere Gesell-
schaft integriert bleiben, und sie müssen teilnehmen 
können auch am kulturellen Leben unseres Volkes. 
Das ist, was die Sicht des Menschen anlangt, der 
entscheidende Punkt; das ist die Art, wie die 
Christlich-Demokratische Union das sieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Deshalb hat der Kollege Kohl — und ich bin ihm 
sehr dankbar dafür — diese deutliche Garantie aus-
gesprochen. Das bedeutet, daß sich die Rentner, die 
Alten in unserem Lande darauf verlassen können, 
daß wir das Werk, das wir 1957 unter Anton Storch 
begonnen haben, konsequent fortsetzen werden. 

Neben der Arbeitslosen- und der Rentenversiche-
rung ist nun auch die dritte Säule des Sozialversiche-
rungssystems, die Krankenversicherung, in Bedräng-
nis geraten. Folgt man dem Sozialbericht der Bun-
desregierung, dann wird die Kostenexplosion nur 
noch mit einer Beitragserhöhung von heute durch-
schnittlich 10,6 % auf etwa 13 % im Jahre 1979 
finanziert werden können. SPD und FDP sind sich 
auch hier über den Weg zur Konsolidierung nicht 
einig. Das ist die zweite fundamentale Frage, in der 
zwischen den beiden Koalitionspartnern fundamen-
tale Unterschiede bestehen. 

Im Wahlprogramm der SPD heißt es: 

Wir reformieren aber auch, um Geld zu sparen. 
So z. B. muß das Gesundheitswesen verbessert 
werden, um die steigenden Kosten einzudäm-
men. 

Dies sagt die SPD, und sie tut so, als hätte sie erst 
seit gestern für alle diese Dinge Verantwortung. Ich 
stelle fest: Die Sozialdemokraten stellen seit zehn 
Jahren den Gesundheitsminister und können sich 
doch jetzt vor den Wahlen nicht aus der Verantwor-
tung herausschleichen. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau 
Funcke? 

Katzer (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Frau Funcke (FDP) : Herr Katzer, ist Ihnen bei dem 
Gespräch über die Konsolidierung entgangen, daß 
im Haushaltsstrukturgesetz beide Koalitionsfraktio-
nen gemeinsam Vorschläge etwa zur Änderung bei 
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Frau Funcke 
der Ausbildungsförderung gemacht haben, um Über-
beanspruchungen abzubauen? 

Katzer (CDU/CSU): Nein, das ist mir überhaupt 
nicht entgangen. Ich habe es nur bedauert, daß Sie 
es auf dem Felde, wo es am wenigsten geeignet war, 
für geeignet hielten, und wir auf dem Felde, wo wir 
Klarheit verlangten - Rentenversicherung, Kran-
kenversicherung —, keine Einigkeit haben. Dies 
scheinen Sie aber indirekt zuzugestehen mit der Be-
merkung, die Sie soeben gemacht haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die SPD hat auf ihrem Mannheimer Parteitag ein 
gesundheitspolitisches Programm verabschiedet, das 
die Krankenversicherung noch weiter belasten wird. 
Dagegen schlägt die FDP, Frau Kollegin, eine Selbst-
beteiligung der Patienten mit einem Wahltarif vor, 
der nicht nur die Solidargemeinschaft der Versicher-
ten sprengen, sondern auch zu Lasten der älteren 
und krankheitsanfälligen Bürger gehen würde. 

Die Union lehnt es ab, die Probleme im Gesund-
heitswesen auf dem Rücken einer einzelnen Gruppe 
— seien es die Ärzte oder seien es die Patienten —
auszutragen. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Union fordert ein ausgewogenes Konzept, von 
dem zwar auch der Arbeitsminister redet, zu dem 
er aber keinen Beitrag leistet. Wir möchten ein 
Konzept, in das alle beteiligten Gruppen gleicher-
maßen einbezogen werden müssen. 

Was Arbeits- und Gesundheitsminister versäumt 
haben, hat, ich sage gottlob, in letzter Stunde die 
Selbstverwaltung als Aufgabe erkannt. Die Kran-
kenkassen und die kassenärztliche Bundesvereini-
gung haben mit ihrem Abkommen die Herausforde-
rung erkannt und, wie ich glaube, einen ersten kon-
struktiven Beitrag zur Lösung der Probleme gelei-
stet. 
Lassen Sie mich zusammenfassen! Der aller Erfah-

rung widersprechende Glaube, mit Inflation lasse 
sich Vollbeschäftigung sichern, hat der Bundesrepu-
blik Deutschland die schwerste Arbeitslosigkeit seit 
1945 beschert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Dauerarbeitslosigkeit und Jugendliche ohne Arbeit 
sind die Folge dieses wirtschafts-, finanz- und sozial-
politischen Irrtums. Das soziale Sicherungssystem 
ist durch Beitragsausfälle und zusätzliche Ausgaben 
in seinen finanziellen Fundamenten erheblich bela-
stet. Alle Arbeitnehmer, Beschäftigte wie Arbeits-
lose müssen in diesem Jahr fühlbare Einkommens-
minderungen in Kauf nehmen. Die sozialen Auswir-
kungen aus Beschäftigungsverlust und drohender 
Arbeitslosigkeit auf unsere soziale und wirtschaft-
liche Ordnung sind heute noch nicht abzusehen. So 
haben sich, glaube ich, die SPD-Wähler von 1969 
und 1972 das Versprechen „Wir schaffen das mo-
derne Deutschland" wahrscheinlich nicht vorgestellt. 
Die Wahlen in Baden-Württemberg haben jedenfalls 
gezeigt, daß die Wähler dieses moderne Deutschland 
gerne ganz anders sehen würden, als Sie es prakti-
ziert haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts dieser negativen Bilanz ist die Union 
gefordert. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Über

-

fordert!) 

Unser Ziel heißt: den Aufschwung sicherer machen 

(Zuruf von der SPD: Das schaffen Sie nicht!) 

und das Netz der sozialen Sicherung festigen. Wer 
das Netz der sozialen Sicherung erhalten will, muß 
für ausreichendes wirtschaftliches Wachstum sorgen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Der sich abzeichnende Aufschwung ist mit Risiken 
verbunden. Das gilt nicht nur für das Wachstum, 
wo ein Anstieg der Investitionstätigkeit noch fehlt, 
sondern dies gilt insbesondere für die Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit. 

Lassen Sie mich die Prinzipien nennen, von denen 
unsere Sozialpolitik während der Zeit unserer Re-
gierungsverantwortung getragen war und von de-
nen wir uns auch in Zukunft leiten lassen werden. 

Erstens. Eine moderne Sozialpolitik vollzieht sich 
nicht nach dem primitiven Strickmuster, den Unter-
nehmen und den Arbeitnehmern mehr und mehr 
Kosten aufzuerlegen, um dann mit der einen Hand 
geben zu können, was mit der anderen genommen 
wird. Sie kann sich auch nicht mehr in den Bahnen 
des 19. Jahrhunderts bewegen, wo sie die wirt-
schaftspolitischen Folgeschäden auszugleichen hatte. 
Sie ist nicht die Feuerwehr zur Löschung sozialer 
Brände. Eine moderne Sozialpolitik muß produktiv 
und wachstumsfördernd sein, Investitionen für die 
Zukunft und für die Gestaltung der Gesellschaft so-
wie durch die Sicherung des sozialen Friedens und 
der Freiheit in unserem Lande. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD] : Phrasen! 
— Nur Phrasen, nichts Konkretes!) 

— Ja, die konkrete Politik haben wir an Ihnen 
erlebt. Sie ist vernichtend genug, wie ich vorhin 
dargelegt habe. Aber wenn Sie es nicht verstan-
den haben, können Sie es ja noch einmal nach-
lesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Egert [SPD] sowie weitere Zurufe von der 

SPD) 

Zweitens. Eine moderne Sozialpolitik folgt dem 
Prinzip der „gläsernen Taschen", wo die Einnah-
men und Ausgaben — — 

(Zurufe von der SPD) 

— .Ja, Sie kommen immer nur mit den Ausgaben. 
Mit den Einnahmen, das funktioniert bei Ihnen nicht 
so sehr; Sie sind mehr für Ausgaben zuständig. 

(Zurufe von der SPD) 

Eine moderne Sozialpolitik folgt dem Prinzip der 
„gläsernen Taschen", wo die Einnahmen und Aus-
gaben, wo die Auswirkungen auf andere Bereiche 
der Politik ersichtlich sind und die Grundlage für 
Solidität und Vertrauenswürdigkeit bilden. Das 
Sozialbudget, von uns geschaffen, muß wieder zur 
rationalen und kostenbewußten Orientierungs- und 
Entscheidungshilfe für den Politiker werden. 

(Zuruf von der SPD: Bla-Bla-Bla!) 
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Katzer 
Wer wie die Bundesregierung den Sozialbericht zur 
Absegnung einer Politik der Gesundbeterei entwer-
tet, gefährdet auch die langfristige Festigung des 
Systems unserer sozialen Sicherung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Drittens. Eine moderne Sozialpolitik ist eng ver-
zahnt mit der Wirtschafts- und Finanzpolitik 

(Zuruf von der SPD: Phrasen!) 

und wird zur übergreifenden Gesellschaftspolitik. 
Sie berücksichtigt gegenseitige Abhängigkeit und 
wird durch ein abgestimmtes Konzept zum Motor 
des wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts der 
Gesellschaft. 

Die Bundesregierung hat diesen inneren Zusam-
menhang vernachlässigt. Sie hat die ganze Kraft 
ihrer Arbeit für die Reparaturen der wirtschafts-
politischen Fehlentscheidungen aufbringen müssen. 
Sie war dadurch im Kern zur Reformunfähigkeit 
verurteilt. 

Unsere Prioritäten heißen: 	Wirtschaftliches 
Wachstum schaffen, Arbeitslosigkeit beseitigen, Re-
formen mit Augenmaß im Bereich der sozialen Si-
cherung, nicht ein Versprechen für heute und mor-
gen, sondern ein Ziel für die Zukunft. Wir wollen 
auf gesichertem Boden das fortsetzen, was wir in 
20jähriger Arbeit solide, für unsere Menschen er-
kennbar und erschaubar geschaffen haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Wir gehen davon aus, daß uns die Wähler im Ok-
tober dieses Jahres das Vertrauen dazu geben wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister Arendt. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Der Ar-
beitslosenminister!) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Erlauben Sie mir zunächst eine Bemerkung zu dem 
Diskussionsbeitrag des Fraktionsvorsitzenden der 
CDU/CSU, Herrn Professor Carstens, am Dienstag. 
Er hat am Dienstag die Anteile der Parteien am Aus-
bau unserer sozialen Sicherungssysteme festgelegt 
und lapidar erklärt, 90 % seien von den Oppositions-
parteien geschaffen worden, als sie die Regierungs-
verantwortung trugen, und die Koalition sei allen-
falls mit 5 % beteiligt. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Sie meinen 
wohl, wir hätten nur 89,5 0 /0?) 

Nun hat auch Herr Katzer wieder aus dem langen 
Katalog vorgetragen, was, wie er meint, unter der 
Regierungsverantwortung der CDU/CSU geschaf-
fen worden ist. 

Herr Katzer und Herr Carstens: Weder die Bun-
desregierung noch die Koalitionsparteien haben je-
mals behauptet, daß die Geschichte der Sozial- und 

Gesellschaftspolitik im Oktober 1969 mit der Regie-
rungsübernahme begonnen habe. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU: Doch! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU: Vielen Dank!) 

Wir haben gesagt — und das wiederhole ich mit 
allem Nachdruck —: es gibt große Versäumnisse, 
es gibt weiße Flecken auf der sozialpolitischen 
Landkarte, und es gibt vernachlässigte Gebiete, und 
diese wollen wir durch eine entsprechende Reform-
politik aufarbeiten. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Wir haben das aber nicht nur gesagt, wir haben es 
auch getan. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben systematisch, zielstrebig in den vergan-
genen sieben Jahren 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Noch mehr 
weiße Flecken geschaffen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

die Versäumnisse der CDU/CSU-Regierungen aufge-
arbeitet. Wenn es Ihnen auch Mühe und Unbehagen 
bereitet, so kann ich Ihnen nur empfehlen: Lesen Sie 
einmal die sozialpolitische Bilanz 1976, damit Sie 
endlich begreifen, was an Veränderungen auf diesem 
Felde vor sich gegangen ist. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Stark [Nürtin

-

gen] [CDU/CSU] : Propaganda Numero eins!) 

Ich könnte das auch mit einem anderen Satz sagen: 
Fragen Sie die Bürger draußen im Lande. Es hat in 
der Geschichte Deutschlands — dabei schließe ich 
alle Zeiträume ein — noch keine Zeit gegeben, in 
der in einem so kurzen Zeitraum für breite Schichten 
unseres Volkes so viel geschehen ist wie von 1969 
bis heute. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Soviel Arbeitlose waren vorher 
nicht vorhanden! — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Herr Arendt, nehmen Sie sich doch 
einmal selber ernst und reden Sie vernünf-
tig! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wer diese Fakten bestreitet, wie es Herr Carstens 
getan hat, dem muß ich sagen, daß er bei der Ana-
lyse der Sozialbilanz Sand im Auge gehabt hat; 
sonst könnte er nicht zu solchen Ergebnissen kom-
men. 

(Erneuter Beifall bei der SPD — Haase 
[Kassel] [CDU/CSU]: Schämen! Arbeits

-

losenminister!) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Maucher? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Bitte sehr! 

Maucher (CDU/CSU) : Herr Minister, würden Sie 
mir zustimmen, wenn ich Ihnen sage, daß Sie nur 
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Maucher 
in der Beziehung recht haben, als in den letzten 
sieben Jahren nichts so sehr gestiegen ist wie die 
Preise? 

(Lachen und Zurufe von der SPD) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Maucher, Sie sind ein liebenswerter Kol-
lege; aber Ihnen stimme ich in der Sache nie zu, da-
mit Sie das einmal wissen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das heißt, liebens-
werten Kollegen stimmen Sie nicht zu?) 

Der Haushalt des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung ist der größte Einzelhaushalt im 
Gesamthaushalt. 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Das ist wahr! 
Das geben wir Ihnen zu!) 

Ich sage das nicht, um, wie man so sagt, damit zu 
prunken, sondern ich sage das, weil daran deutlich 
wird, welchen Stellenwert diese Regierung und die 
sie tragenden Fraktionen den Fragen der Sozial-
und Gesellschaftspolitik einräumen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich denke, ich kenne meinen Amtsvorgänger lange 
genug, um zu wissen, daß Sie, Herr Katzer, stolz 
darauf gewesen wären, wenn Sie es fertiggebracht 
hätten, in Ihrer Amtszeit, die allerdings — das gebe 
ich zu — recht kurz war, den Einzelhaushalt 11 zum 
größten Einzelhaushalt zu machen. Das ist ein Zei-
chen dafür, welchen Stellenwert wir ihm zumessen. 

(Beifall bei der SPD — Katzer [CDU/CSU] : 
Das ist ein Zeichen der hohen Arbeitslosig-

keit! Darauf wäre ich nicht stolz!) 

— Ich werde darauf zu sprechen kommen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Haushalt des Bun-
desarbeitsministeriums erreicht in diesem Jahr die 
38-Milliarden-Marke. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Jetzt 
zählt er das Arbeitslosengeld mit!) 

Im einzelnen werden 22 Milliarden DM an Zu-
schüssen für die Rentenversicherungen, 11 Milliar-
den DM für die Kriegsopferversorgung und 5 Mil-
liarden DM für Leistungen nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz bereitgestellt. 

(Windelen [CDU/CSU] : 40 Milliarden DM 
verlieren die Sparer jedes Jahr!) 

Mit einem Abstand von 6 Milliarden DM steht der 
Haushalt des Arbeitsministeriums weit an der Spitze 
aller Einzelhaushalte. 

(Beifall bei der SPD — Schröder [Lüneburg] 
[CDU/CSU] : Auf die Arbeitslosen ist er 

auch noch stolz!) 

Zu diesem Haushalt müssen Sie noch die in anderen 
Einzelplänen enthaltenen Sozialaufwendungen hin-
zurechnen. Dazu zählen z. B. die Leistungen im land-
wirtschaftlichen Bereich, das Kindergeld und das 
Wohngeld, die Spar- und die Wohnungsbauprämien 
sowie die Wiedergutmachung. Der Sozialhaushalt in 

diesem weiteren Sinne umfaßt 61 Milliarden DM. 
Das sind fast 38 °/o des Gesamthaushalts 1976. 

(Beifall bei der SPD) 

Der diesjährige Haushalt ist ein weiterer Beweis 
für das erfolgreiche Bemühen dieser Bundesregie-
rung und der sie tragenden Fraktionen, mehr soziale 
Sicherheit und mehr soziale Gerechtigkeit für die 
Bürger in unserem Lande zu schaffen. 

(Abg. Müller [Berlin] [CDU/CSU] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Müller, jetzt nicht. 

Wir lassen uns nicht von denjenigen beirren, die 
soziale Leistungen als Wohltaten oder materielle 
Gratifikationen diskriminieren und abqualifizieren 

(Beifall bei der SPD) 

und die Sozialpolitik — das hat man in der Vergan-
genheit des öfteren spüren und hören können — als 
Sündenbock für Haushaltsschwierigkeiten hinstellen 
wollen. 

(Maucher [CDU/CSU]: Das tun auch wir 
nicht!) 

Die Menschen in unserem Lande erwarten mehr 
soziale Sicherheit und Gerechtigkeit. Genau das ist 
auch der Wunsch und der Wille der Bundesregie-
rung und der Koalitionsfraktionen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, trotz Erdölkrise und 
trotz weltweiter Rezession ist es uns auch in den 
vergangenen Jahren gelungen, ein beachtliches 
Stück auf dem Wege des sozialen Fortschritts voran-
zukommen. Wir haben das Netz der sozialen Siche-
rung noch weiter gespannt und noch dichter ge-
knüpft. Was Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, verursacht haben, waren allenfalls Lauf-
maschen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Netz hat sich in der Krise bewährt und we-
sentlich zu sozialem Frieden und politischer Stabi-
lität in unserem Lande beigetragen. 

Die Sozialleistungen haben nicht zuletzt auch die 
Kaufkraft gestärkt und ein zu starkes Absacken der 
Konjunktur verhindert. Ohne diese sozialen Lei-
stungen wäre unsere Volkswirtschaft von der Welt-
wirtschaftskrise weit härter getroffen worden, als 
sie getroffen worden ist. 

Ich möchte das an einigen Beispielen verdeut-
lichen. Die Bundesregierung hatte in der vorigen 
Legislaturperiode begonnen, durch eine zielstrebige 
Reformpolitik mehr soziale Sicherheit und Gerech-
tigkeit zu verwirklichen. Diese Politik haben wir 
auch in der 7. Legislaturperiode konsequent fort-
gesetzt. Ich nenne die Schwerpunkte: Einbeziehung 
bisher nicht oder nicht ausreichend geschützter Per-
sonenkreise in die soziale Sicherung, Anpassung 
der Sozialleistungen an die wirtschaftliche Entwick-
lung, Verbesserung, Ergänzung und Modernisierung 
des Leistungssystems. 

Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit der letzten Zeit 
haben die Bedeutung der ausreichenden Absiche-
rung durch die Leistungen des Arbeitsförderungs- 
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Bundesminister Arendt 

gesetzes noch unterstrichen. Wir alle wissen — dar-
über brauchen wir uns doch gar nicht zu unter-
halten —, wohin Arbeitslosigkeit führen kann. Wir 
haben deshalb, Herr Katzer, die materiellen Auswir-
kungen einer kurzzeitigen Arbeitslosigkeit für die 
betroffenen Arbeitnehmer ausgeglichen. Niemand, 
der kurzzeitig arbeitslos wird, fällt materiell ins 
Bergfreie — um es einmal so auszudrücken. Da gibt 
es große Unterschiede. 

(Beifall bei der SPD) 

Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Unter-
haltsgeld sind durch die Mehrheit im Bundestag 
dynamisiert worden. Diese Leistungen nehmen da-
mit seither an der allgemeinen Einkommensentwick-
lung teil. Das Arbeitslosengeld ist auf 68 % , die 
Arbeitslosenhilfe auf 58 % des früheren Nettoein-
kommens angehoben worden. Die Bezugsdauer für 
das Kurzarbeitergeld wurde verlängert. Meine Da-
men und Herren, mir fehlt das Verständnis, wie 
Herr Katzer bei solch entscheidenden Veränderun-
gen im Sinne der Arbeitnehmer davon sprechen 
kann, hier seien nur Reparaturwerkstätten aufge-
baut worden. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

— Da muß ich Ihnen gleich ein konkretes Beispiel 
sagen, Herr Katzer: Wir haben als eine ganz neue 
Leistung das Konkursausfallgeld geschaffen. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das ist ganz neu, weil 
es früher keine Konkurse gab! — Beifall 

bei der CDU/CSU) 

— Herr Kollege Katzer, woher Sie Ihre Überheb-
lichkeit nehmen, wundert mich sehr. Unsere Kon-
kursordnung stammt aus dem vorigen Jahrhundert. 
Sie werden mir doch nicht ernsthaft erzählen wol-
len, es habe im vorigen Jahrhundert nicht schon 
Konkurse gegeben, obwohl es bereits eine Konkurs-
ordnung gab. Konkurse hat es gegeben, Konkurse 
gibt es, und Konkurse wird es auch in Zukunft 
geben. Was es aber nicht mehr geben wird, ist daß 
die Arbeitnehmer zweimal die Leidtragenden bei 
solchen Vorgängen sind. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU) 

Herr Katzer, das wissen Sie viel zu gut: Mit dieser 
neuen Sozialleistung wurde eine besonders emp-
findliche Lücke im System der sozialen Sicherung 
geschlossen. Jetzt müssen Arbeitnehmer im Falle 
des Konkurses nicht mehr neben dem Verlust des 
Arbeitsplatzes auch noch Lohn- oder Gehaltsein-
bußen hinnehmen. 

(Maucher [CDU/CSU]: Das haben wir doch 
bei uns nicht gebraucht!) 

Das Konkursausfallgeld, das durch die Arbeitsäm-
ter ausgezahlt wird, sichert dem Arbeitnehmer den 
vollen Nettolohn für die letzten drei Monate vor 
Eröffnung des Konkurses. Mancher Gewerkschafts-
sekretär weiß mehr als eine Strophe des Liedes zu 
singen, wie er sich früher um diesen Personenkreis 
von Arbeitnehmern insbesondere kümmern mußte, 

weil noch nicht einmal die Sozialversicherungsbei-
träge entrichtet worden waren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sprecher der Opposition versuchen immer wieder, 
die Situation so darzustellen, als ob die Bundes-
regierung für die Arbeitslosigkeit allein verant-
wortlich sei oder nichts dagegen getan habe. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Auch Sie gehören dazu! — Diese Kritiker haben 
entweder nicht gemerkt oder wollen nicht merken, 
daß die Bundesregierung sowohl für materielle als 
auch für strukturelle Hilfen gesorgt hat. Ich werde 
das gleich belegen. 

Falsch war es auch, daß die Opposition in den 
letzten Monaten immer wieder versuchte, den wirt-
schaftlichen Aufschwung in Zweifel zu ziehen. Die 
tatsächliche Entwicklung hat sie inzwischen eines 
Besseren belehrt. Selbst notorische Zweckpessimi-
sten kommen nicht mehr daran vorbei, daß der 
wirtschaftliche Aufschwung da ist. Praktiker wie 
Wissenschaftler urteilen übereinstimmend, daß der 
Aufschwung kräftiger ausfallen wird, als noch vor 
Monaten angenommen werden konnte. 

Wie in früheren Rezessionsphasen folgt die Bes-
serung auf dem Arbeitsmarkt mit einer gewissen 
zeitlichen Verzögerung. Die Zeichen des konjunk-
turellen Aufschwungs sind jedoch inzwischen auch 
auf dem Arbeitsmarkt mehr als deutlich. Die Ar-
beitslosenzahl geht seit Februar deutlich zurück. 
Und im Laufe dieses Monats wird die Zahl der 
Arbeitslosen weiter zurückgehen. Die saisonberei-
nigte Arbeitslosenzahl ist schon seit Juli 1975 rück-
läufig. Ich bin gespannt, was in den nächsten Wo-
chen und Monaten, wenn die neuesten Arbeitsmarkt-
zahlen bekannt werden, die Opposition noch an 
Argumenten hat, um auf diesem Feld zu trommeln. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Na, na!) 

Besonders anzumerken ist der überproportional 
starke Rückgang jugendlicher Arbeitsloser. Hier 
wird in der Diskussion — auch, aber nicht nur, von 
der Opposition — sehr viel durcheinandergewürfelt 
was der Sache gar nicht gut tut. Die starke Ab-
nahme der Jugendarbeitslosigkeit beweist, daß sie 
in erster Linie ein konjunkturelles Problem ist. Im 
Zuge des wirtschaftlichen Aufschwungs wird dieses 
Problem, das sicher für alle ein Problem ist, an 
Brisanz verlieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig! 
Das haben wir immer gesagt!) 

Der kräftige Rückgang der Kurzarbeit und die 
weitere Zunahme der offenen Stellen vervollständi-
gen den positiven Trend auf dem Arbeitsmarkt. 
Die Bundesregierung hat Konjunktur und Beschäf-
tigung gestützt, soweit dies in einer Weltrezession 
durch binnenwirtschaftliche Maßnahmen möglich 
ist. Auch die Arbeitsmarktpolitik hat durch den 
vollen und gezielten Einsatz ihres Instrumentariums 
die Konjunkturpolitik aktiv unterstützt, um die Ar-
beitslosigkeit in Grenzen zu halten und einen hohen 
Beschäftigungsstand wiederzuerlangen. 

Ich nenne hier nur folgende Maßnahmen zur För-
derung der Arbeitsaufnahme: 
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Bundesminister Arendt 
Erstens. Finanzielle Hilfen der Bundesanstalt für 

Arbeit zur Verbesserung der regionalen Mobilität 
der Arbeitnehmer. Sie sichern besonders auch Ar-
beitsplätze für schwer vermittelbare Arbeitnehmer. 
1975 wurden in 350 000 Fällen Leistungen im Ge-
samtumfang von rund 140 Millionen DM gewährt. 
Für 1976 sind weitere 180 Millionen DM vorge-
sehen. 

Zweitens. Die besonderen arbeitsmarktpolitischen 
Beschäftigungshilfen nach dem Konjunkturpro-
gramm des Bundes vom Dezember 1974. Für diese 
Hilfen hatte der Bund 600 Millionen DM bereitge-
stellt. Insgesamt wurden mit Lohnkostenzuschüssen 
und Mobilitätszulagen fast 140 000 Arbeitnehmer 
gefördert. 

Drittens. Weiter haben die Maßnahmen zur Ar-
beitsbeschaffung eine nicht unerhebliche Rolle ge-
spielt. Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bun-
desanstalt haben einen aktiven Einfluß auf die 
Beschäftigungslage ausgeübt. 1975 wurden hierfür 
weit über eine Milliarde DM bereitgestellt, davon 
rund 800 Millionen unmittelbar an Bundesmitteln. 
Für 1976 stehen erneut rund 500 Millionen DM für 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bereit, davon 100 
Millionen DM aus dem arbeitsmarktpolitischen Zu-
satzprogramm des Bundes. 

Eine besondere Bedeutung haben schließlich auch 
die Maßnahmen zur beruflichen Bildung. Sie haben 
sich gerade in der Rezession bewährt. Sie entlasten 
nicht nur den Arbeitsmarkt, sondern verbessern an-
schließend die Beschäftigungschancen der Teilneh-
mer. Ich nenne die Fortbildungs-, Umschulungs- 
und Einarbeitungsmaßnahmen und die berufsvorbe-
reitenden Maßnahmen für Jugendliche, die von der 
Bundesanstalt für Arbeit gefördert werden. Mehr 
als 3 Milliarden DM wurden allein 1975 für beruf-
liche Bildungsmaßnahmen ausgegeben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich das 
so sagen: In der Sorge um die Arbeitslosen und in 
dem Bemühen um einen hohen Beschäftigungsstand 
wird sich die Bundesregierung von niemandem 
übertreffen lassen; ganz bestimmt nicht von der 
Opposition. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir wollen einen hohen Beschäftigungsstand. Für 
die Bundesregierung hat diese Aufgabe höchste 
Priorität. 

Im Zuge des Ausbaus der sozialen Sicherung ist 
auch die soziale Krankenversicherung weiterent-
wickelt worden. Der Krankenversicherungsschutz 
wurde zeitgemäß auf weitere Personen ausgedehnt, 
verbessert und erweitert. Das Gesetz zur Verbesse-
rung der Leistungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung brachte den Wegfall der Aussteuerung 
bei der Krankenhauspflege bei einem länger dauern-
den Krankenhausaufenthalt; das war ein Relikt aus 
alter Zeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Reformen brachten den Anspruch auf Haus-
haltshilfe in bestimmten Fällen, und sie brachten 
den Anspruch auf Freistellung von der Arbeit zur 
Pflege eines erkrankten Kindes und auf Kranken-

geld bei Lohnausfall. Das Krankengeld ist dynami-
siert worden. Das ist für den Kranken bei lang an-
haltender Krankheit von großer wirtschaftlicher Be-
deutung. 

Mit der Einbeziehung der Studenten und Prakti-
kanten in die gesetzliche Krankenversicherung ist 
für rund 800 000 Studenten die soziale Sicherung 
während des Studiums weiter verbessert worden. 

Wir alle wissen — lassen Sie mich das auch sa-
gen —, daß das System unserer sozialen Kranken-
versicherung im Kern gut ist und sich bewährt hat. 
Aber es bereitet auch Sorgen. Ich habe das nie ge-
leugnet. Hiermit meine ich insbesondere die Kosten-
entwicklung. Kostensteigerungen in einem gewissen 
Umfang sind auch auf diesem Felde unvermeidlich. 
Z. B. muß der medizinische Fortschritt in allen Be-
reichen von allen Versicherten solidarisch getra-
gen werden. Aber die Kostensteigerungen dürfen 
deshalb noch längst nicht ausufern. Hier soll gar 
keine Verantwortung verlagert werden. Aber wer 
die Selbstverwaltung in diesen Bereichen bejaht, 
der muß auch die Verantwortung der Selbstverwal-
tung sehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Um auf diesem Wege voranzukommen, hat die 
Bundesregierung — vor allem ich selbst, Herr 
Maucher — schon vor etwa einem Jahr Gespräche 
mit den Selbstverwaltungsorganen der Kranken-
kassen, der Ärzte, aber auch mit den Ländern, die 
für das besonders kostenträchtige Krankenhauswe-
sen zuständig sind, und mit der pharmazeutischen 
Industrie und den Apothekern aufgenommen. Diese 
Politik, durch Gespräche mit den Beteiligten auf 
eine dämpfende Kostenentwicklung hinzuwirken, 
wurde von vielen Kritikern, auch aus Ihren Reihen, 
als wirkungslose Augenauswischerei abqualifiziert. 
Die Beteiligten — so wurde gesagt — seien gar 
nicht imstande, Kostenfragen verantwortungsbewußt 
zu regeln. Heute können wir feststellen, daß diese 
Gespräche erste Erfolge gezeitigt haben. Es gibt 
inzwischen Empfehlungsvereinbarungen zur Begren-
zung des Anstiegs der Arztgebühren. Auch im Kran-
kenhausbereich wurden schon kostendämpfende 
Maßnahmen bei den Pflegesätzen wirksam. Ich 
könnte hier auch noch weitere Beispiele anführen. 

(Burger [CDU/CSU] : Welche, Herr Mini

-

ster?) 

— Durch die Verabschiedung des Arzneimittelge-
setzes, verehrter Herr Kollege, wird z. B. ebenfalls 
eine Kostendämpfung erreicht. 

(Burger [CDU/CSU] : Das macht es teurer!) 

Damit sind zwar noch nicht alle Probleme gelöst, 
aber immerhin können wir beachtliche Fortschritte 
zur Kostendämpfung registrieren. 

(Maucher [CDU/CSU] : Auch beim Zahn

-

ersatz?) 

Wir, die Bundesregierung, werden diese Entwick-
lung, die wir eingeleitet haben, sorgfältig verfolgen 
und fördern. 

(Beifall bei der SPD) 
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Bundesminister Arendt 
Meine Damen und Herren, Herr Katzer hat na-

türlich — wie könnte es anders sein — auch über 
die Rentenversicherung gesprochen. Lassen Sie mich 
auch dazu noch ein paar Bemerkungen machen. Ich 
habe es schon bei der Debatte über die Renten-
anpassung ausgeführt: Hier ist in letzter Zeit sehr 
viel geredet, sehr viel geschrieben worden, viel 
Falsches und viel Verunsicherndes. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Sie mei-
nen Herrn Schmidt [Kempten]?!) 

— Herr Franke, ich will Sie jetzt nicht fragen, be-
vor Sie eine solche Frage an uns stellen 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— ich rede für die Bundesregierung —, wieviel Mei-
nungsverschiedenheiten in Ihren eigenen Reihen, in 
Ihrer eigenen Fraktion über diese Frage vorhanden 
sind. 

(Beifall bei der SPD — Katzer [CDU/CSU]: 
Überhaupt keine!) 

Ich lasse das einmal alles beiseite und halte mich 
an die Fakten. 

(Maucher [CDU/CSU] : An welche?) 

Da ist als erstes festzustellen, daß die Renten der 
gesetzlichen Rentenversicherung Jahr für Jahr pro-
grammgemäß, ohne jegliche Abstriche, angepaßt 
worden sind: 

(Katzer [CDU/CSU]: Seit 1957!) 

— Ja, ja sicher, das ist ja eines Ihrer Prunkstücke, 
Herr Katzer. 

(Demonstrativer Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich weiß das ja, das haben Sie ja oft genug gesagt. 
— 1973 um 11,35 °/o, 1974 um 11,2 °/o, 1975 um 11,1 N. 

 Zum 1. Juli dieses Jahres, also in wenigen Wochen, 
werden die Renten um weitere 11 % erhöht. 

Zusammen mit der Rentenanpassung zum 1. Juli 
1976 haben sich dann die Renten seit 1969 — und 
jetzt sage ich nicht: seit 1957 —, in einem Zeitraum 
von sieben Jahren, verdoppelt, seit 1957 vervier-
facht. 

(Zuruf des Abg. Katzer [CDU/CSU]) 

— Von 1957 bis 1969 — das sind zwölf Jahre, Herr 
Katzer — haben sich die Renten dann auch verdop-
pelt. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das muß doch real ge-
sehen werden!) 

Mit fast 22 Milliarden DM bilden die Zuschüsse an 
die Rentenversicherung auch im Haushalt 1976 wie-
der den größten Ausgabenposten innerhalb des 
Haushalts des Arbeitsministeriums. 

Von diesem Betrag entfallen rund 15 Milliarden 
DM auf die Bundeszuschüsse an die Rentenversiche-
rungen der Angestellten und der Arbeiter. Die 
Bundeszuschüsse entwickeln sich entsprechend der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage in der Renten-
versicherung und sind daher um 11 °/o höher als 
1975. Mit dem Zuschuß an die knappschaftliche Ren-
tenversicherung von 6,4 Milliarden DM ist auch die 
Finanzierung dieser Renten gesichert. 

Die finanzielle Situation der gesetzlichen Renten-
versicherung war in den letzten Monaten Gegen-
stand vielfältiger Betrachtungen und Spekulationen. 
Das muß ich hier auch einmal sagen. So ist noch zu 
Beginn dieses Jahres für das Jahr 1975, das hinter 
uns liegt, ein Defizit von mehr als 1 Milliarde DM 
vorausgesagt worden. Diese Voraussagen, meine 
Damen und Herren, sind inzwischen durch die Tat-
sachen entkräftet und widerlegt worden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es hat nämlich im letzten Jahr, im Jahre 1975, bei 
den Rentenversicherungsträgern überhaupt kein 
Defizit gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

Und auch 1976 — das sage ich Ihnen voraus — wird 
es in der Rentenversicherung keine Liquiditätspro-
bleme geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Mau

-

cher [CDU/CSU] : Wo sind wir denn hier, 
Herr Arendt?! — Dr. Ehrenberg [SPD] : In 

der Bundesrepublik natürlich!) 

Auf Grund der Rechnungsabschlüsse für 1975 und 
auf Grund des Wirtschaftsaufschwungs kann für 1976 
mit einem besseren Ergebnis gerechnet werden, als 
noch vor wenigen Monaten vorausgeschätzt wurde. 
Meine Damen und Herren, die Bundesregierung hat 
mit ihrer vorsichtigen Lagebeurteilung recht behal-
ten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich sage folgendes — nicht als Arendt, sondern 
als Arbeitsminister dieser Koalitionsregierung —, 
da Herr Katzer mich danach gefragt hat. Erstens. Die 
Zahlungsfähigkeit der Rentenversicherungsträger ist 
nicht gefährdet. Zweitens. Es besteht zur Zeit kein 
Anlaß zu irgendwelchen Änderungen des Renten-
rechts, weder auf der Leistungs- noch auf der Bei-
tragsseite. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Drittens. Jede Rente wird auch in Zukunft pünktlich 
und ungekürzt zur Auszahlung kommen. 

Erlauben Sie mir noch einen Satz. Herr Katzer, 
welcher Unterschied eingetreten ist, will ich Ihnen 
einmal in etwas burschikoser Weise sagen. Sie erin-
nern sich wohl noch daran, daß in früherer Zeit die 
älteren Menschen, die ein ganzes Leben lang gear-
beitet hatten und dann in den — wie man so sagte — 
wohlverdienten Ruhestand getreten waren, froh wa-
ren, wenn sie von ihren Kindern, von den Jüngeren, 
unterstützt wurden. Heute ist es so — und darüber 
freue ich mich —, daß Oma und Opa die Enkelkin-
der einkleiden, und das ist eine gute Entwicklung! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Franke? — Bitte. 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Minister, 
können Sie mir erklären, weshalb bei der Sachver-
ständigenanhörung die Vertreter der Rentenver- 
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Franke (Osnabrück) 
sicherungsträger — der Vorsitzende war damals 
Gerd Muhr, heute ist er stellvertretender Vorsitzen-
der —, die Deutsche Bundesbank, die Bundesver-
sicherungsanstalt für Angestellte und Professor 
Meinhold, Vorsitzender des Sozialbeirats beim Bun-
desarbeitsministerium, gesagt haben, im nächsten 
Jahr, nämlich 1977, träten Probleme in der Finan-
zierung der Rentenversicherung auf und auch der 
Aufschwung werde diese Probleme nicht beseitigen? 
Können Sie mir erklären, wieso die Sachverständi-
gen zu dieser Äußerung kommen und wieso die 
FDP zur selben Auffassung kommt? Nur Sie sehen 
das hier anders. Können Sie mir das Phänomen er-
klären? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Ich will Ihnen das an einem Vorgang zu erklä-
ren versuchen. Im Oktober vorigen Jahres hat der 
Verband der Rentenversicherungsträger ein Presse-
seminar veranstaltet. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Im Fe-
bruar!) 

— Lassen Sie mich doch einmal den Hintergrund 
schildern. Im Oktober vorigen Jahres wurde ein 
solches Presseseminar veranstaltet. Von den damali-
gen Zahlen ausgehend haben auch Vertreter des 
Verbands der Rentenversicherungsträger für das 
Jahr 1975 ein relativ hohes Defizit zwischen Ein-
nahmen und Ausgaben vorausgesagt. Die Vertreter 
des Verbands der Rentenversicherungsträger muß-
ten sich durch die eingetretene Entwicklung zum 
Positiven hin korrigieren. Auch zu Anfang dieses 
Jahres — ich habe das ja gerade gesagt - wurden 
noch höhere Defizite — allerdings vermindert ge-
genüber Oktober — vorausgesagt. 

Aber inzwischen ist eine Entwicklung eingetreten, 
die bewirkt, daß bei den Rentenversicherungsträ-
gern kein Defizit eintritt. Das beweisen die Rech-
nungsabschlüsse. Insofern ist eine Korrektur nicht 
bei der Bundesregierung, sondern bei diesen Sach-
verständigen eingetreten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren: Die-
jenigen, die mit viel Getöse eine finanzielle Krise 
der Rentenversicherungsträger vorausgesagt haben, 
müssen sich heute den Vorwurf gefallen lassen, daß 
sie die Rentner und die Versicherten mit falschen 
Behauptungen unnötig verunsichert haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich habe die herzliche Bitte an Sie, meine Damen 
und Herren: Stellen Sie das endlich ein! 

Ich will gar keine vollständige Liste aller Maß-
nahmen auf dem Gebiet der Sozialversicherung vor-
legen. Einige Stichpunkte muß ich aber dennoch 
nennen. Mit der Reform des Ehe- und Familien-
rechts ist ein weiterer wichtiger Schritt auf dem 
Weg zu einer eigenständigen Sicherung der Frau 
getan worden. Künftig findet grundsätzlich bei je-
der Ehescheidung ein Versorgungsausgleich statt. 

Die bisherigen Benachteiligungen der Frau in die-
sem Bereich wurden beseitigt. 

Das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen 
Altersversorgung kommt etwa 12 Millionen Arbeit-
nehmern zugute. Diese betrieblichen Renten sind 
keine Erfindung der sozialliberalen Koalition. Sie 
bestehen schon sehr lange durch Tarifvereinbarun-
gen, in den wenigsten Fällen durch Betriebsverein-
barungen oder durch Einzelabreden. Aber wir haben 
die Nachteile für den Arbeitnehmer durch die Re-
form der betrieblichen Altersrenten beseitigt. Heute 
sind 12 Millionen Arbeitnehmer im Positiven da-
von betroffen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Weiter ausgebaut wurde die soziale Sicherung 
der landwirtschaftlichen Bevölkerung. Damit wur-
den die Lebensverhältnisse der in der Land- und 
Forstwirtschaft tätigen Menschen in den letzten bei-
den Legislaturperioden gezielt verbessert. Seit 1975 
werden auch die Altersgelder in der Altershilfe für 
Landwirte regelmäßig angepaßt. Die Ausgaben des 
Bundes für die landwirtschaftliche Sozialpolitik sind 
seit 1969 auf etwa das Dreifache gestiegen. 

Erlauben Sie mir auch noch einige Bemerkungen 
zum Kriegsopfer- und Behindertenrecht. Mehr als 
2,1 Millionen Kriegsopfer und mehr als 4 Millionen 
Behinderte leben unter uns. Sie bedürfen unserer 
besonderen Fürsorge, und sie haben einen Anspruch 
auf einen vollwertigen Platz in unserer Gesellschaft 
und im Erwerbsleben. Wenn die Opposition heute 
auszieht, ihre sogenannten neuen sozialen Fragen 
zu entdecken, dann wird man bei genauem Hinsehen 
sehr schnell feststellen können, daß das im Grunde 
sehr alte Hüte sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Es sind Fragen, die sie zu Zeiten ihrer Regierungs-
verantwortung entweder geflissentlich übersehen 
oder bewußt hintangestellt hat. Das sind die soge-
nannten neuen sozialen Fragen. 

Wir war es denn früher? Rentenerhöhungen und 
Strukturverbesserungen konnten von den Kriegs-
opfern oft nur durch Massendemonstrationen bis 
hin zu Protestmärschen auf Bonn erkämpft werden. 
In einer noch schlechteren Lage befanden sich die 
Zivilbehinderten, sie mußten sozusagen im Dauer-
abseits stehen. Es gab zwar einige Förderungspro-
gramme, aber sie waren wie ein Tropfen auf dem 
heißen Stein. Meine Damen und Herren von der 
Opposition, was haben Sie damals getan? Ich will 
das einmal an zwei Zahlen verdeutlichen. Für die 
institutionelle Förderung der Rehabilitation wurden 
vom Bund in den Jahren 1962 bis 1969 rund 39 Mil-
lionen DM investiert. In den Jahren von 1970 bis 
1975 hat der Bund dagegen rund 250 Millionen DM 
für Rehabilitationseinrichtungen bereitgestellt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das sind 39 Millionen DM gegenüber 250 Millionen 
DM, und dies schon in einem um zwei Jahre kür-
zeren Zeitraum! Das heißt: mehr als das Sechsfache 
wurde für diesen wichtigen Bereich zur Verfügung 
gestellt. 

(Beifall bei der SPD) 
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Bundesminister Arendt 
Ich denke, daß diese Zahlen jedermann beweisen, 

daß früher wenig und in den letzten Jahren sehr viel 
für die Behinderten getan worden ist. — Herr Bur-
ger, bitte schön! 

Burger (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, Sie ha-
ben soeben behauptet und auch im amtlichen Bulle-
tin verkündet, es sei von der Christlich-Demokra-
tischen Union und von der CSU in Ihrer Regie-
rungszeit für die Behinderten nichts oder wenig 
getan worden. Darf ich Sie fragen, ob Sie verges-
sen haben, daß die fundamentalen Gesetze für die 
Rehabilitation, das Bundesversorgungsgesetz, das 
Schwerbeschädigtenrecht, die Rentengesetze von 
1957 mit der erstmaligen Einführung der Heilverfah-
ren auch für Zivilgeschädigte, das Unfallversiche-
rungsneuregelungsgesetz, ... 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege, stellen Sie 
bitte eine Zwischenfrage, und bringen Sie keine 
Aufzählung! 

Burger (CDU/CSU) : Ich bin sofort fertig. Wir ha-
ben so viel getan; deshalb muß ich das alles auf-
zählen. 

Präsident Frau Renger: Nein, das können Sie in 
einer Rede zur Diskussion tun, aber nicht in einer 
Zwischenfrage. 

Burger (CDU/CSU) : ... das Sozialhilfegesetz ... 

Präsident Frau Renger: Bitte, Herr Kollege, stellen 
Sie eine Zwischenfrage! 

Burger (CDU/CSU) : Ja, ich bin mit der Frage 
gleich fertig ... und das Arbeitsförderungsgesetz, 
von uns geschaffen worden sind? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Burger, wenn Sie so fragen, so ver-
gesse ich vor allen Dingen nicht, daß Sie das natür-
lich maßlos ärgert, wenn man die Fakten einmal 
nebeneinanderstellt 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

und feststellt, daß hier ein Aufwand des Bundes von 
250 Millionen DM für Rehabilitationseinrichtungen 
einem Aufwand von 39 Millionen DM des Bundes 
für Rehabilitationseinrichtungen gegenübersteht, 
was Ihnen nicht angenehm sein kann. Das kann 
ich gut verstehen, und das werde ich nicht ver-
gessen. Damit Sie sich noch weiter ärgern, werde 
ich noch häufiger solche Vergleiche bilden. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, nicht nur die Aufwen-
dungen im institutionellen Bereich, sondern auch 
die Aufwendungen für die Kriegsopfer sind in den 
letzten Jahren ganz beträchtlich gestiegen. Im Jahre 
1969 sah der Bundeshaushalt für die damals etwa 
2,7 Millionen Kriegs- und Wehrdienstopfer Aufwen-
dungen in Höhe von rund 6,3 Milliarden DM vor. 
Der Haushalt 1976 weist demgegenüber für rund 

2,2 Millionen Kriegsopfer — es sind weniger ge-
worden — Ausgaben in Höhe von rund 11,1 Mil-
liarden DM aus. Mit anderen Worten: Der Versor-
gungsaufwand pro Berechtigten hat sich also seit 
1969 mehr als verdoppelt. Diese Ausgabensteige-
rung ist in erster Linie eine Folge der 1970 ein-
geführten Dynamisierung der Kriegsopferrenten. Ich 
verstehe, offen gesagt, nicht, wie die CDU/CSU 
draußen im Lande in Flugblättern sagen kann, sie 
habe die Dynamisierung der Kriegsopferleistungen 
eingeführt. 1970 wurde diese Dynamisierung einge-
führt. Herr Barzel, fragen Sie einmal Ihren Nach-
barn. 

(Burger [CDU/CSU] : Aus dem Parlament, 
Herr Minister! Es war keine Regierungs

-

vorlage!) 

— Das Parlament hat zugestimmt. Das ist richtig. 
Der Vorschlag kam aber von der Bundesregierung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider-
spruch bei der CDU/CSU) 

Hinzu gekommen sind Strukturverbesserungen, die 
z. B. dazu geführt haben, daß die Rentensätze der 
Beschädigten, der Waisen und Eltern um fast 118 % 
und die Rentensätze in der Witwenversorgung im 
Durchschnitt sogar um 135 % gestiegen sind. Dies 
hat es in der Geschichte Nachkriegsdeutschlands für 
diesen Teil unserer Gesellschaft noch nicht gegeben. 

(Beifall bei der SPD) 

In dem Haushaltsansatz 1976 wirken sich diese Er-
höhungen mit rund 4,5 Milliarden DM aus. Ich 
denke, daß diese Zahlen für sich sprechen. 

In engem Zusammenhang mit der Weiterentwick-
lung des Kriegsopferrechts steht natürlich auch das 
neue Behindertenrecht. Lassen Sie mich dies mit 
einem gewissen Stolz sagen: Von grundlegender 
Bedeutung ist dabei die Abschaffung des früheren 
Kausalitätsprinzips. Für die Leistungsansprüche sind 
heute allein die Tatsache und das Ausmaß einer 
Behinderung, nicht mehr die Ursache der Behinde-
rung maßgebend. 

(Beifall bei der SPD) 

Durch das neue Rehabilitations-Angleichungsgesetz 
werden umfassende medizinische und berufliche 
Eingliederungshilfen für alle Behinderten zur Ver-
fügung gestellt. 

(Abg. Frau Hürland [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage) 

— Bitte schön, Frau Kollegin. 

Frau Hürland (CDU/CSU) : Herr Minister, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß durch das Fehlen der Rechtsver-
ordnung eine größere Unsicherheit als bisher und 
ein Mangel an Harmonisierung draußen in der 
Praxis der Rehabilitation eingetreten sind? Ist Ihnen 
nicht bekannt, daß Sie der Bundesarbeitsgemein-
schaft für Rehabilitation bis heute noch keine Frist 
für eine freiwillige Einigung gesetzt haben? Ist 
Ihnen nicht bekannt, daß laufend Gerichtsurteile er-
gehen, wonach in der Regel die berufliche Bildung 
24 Monate nicht übersteigen darf? Ist Ihnen nicht 
bekannt, daß Rehabilitanden, die behindert sind, 
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Frau Hürland 
ihre berufliche Umschulung selbst bezahlen müssen, 
weil die Ausbildungszeit mehr als 24 Monate be-
trägt? Und das nennen Sie eine Verbesserung? 

Arendt, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Frau Hürland, ich nenne das eine Verbesse-
rung, weil hier die Grundlagen des Behinderten-
rechts auf eine ganz andere Basis gestellt worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch wenn noch die eine oder andere Verordnung 
fehlt — das, was hier zu tun ist, werden wir tun. 
Hier sind die gesetzlichen Grundlagen verändert 
worden. Das ist das Entscheidende. 

Die Eingliederung in das Erwerbsleben ist durch 
das neue Schwerbehindertengesetz für alle Schwer-
behinderten wesentlich verbessert worden. Sie ha-
ben ein Recht auf bevorzugte Einstellung, einen er-
weiterten Kündigungsschutz und einen Anspruch auf 
Zusatzurlaub. 

Durch das Gesetz über die Sozialversicherung 
Behinderter wurden Behinderte, die in Werkstätten 
für Behinderte tätig sind oder in Anstalten und 
Heimen beschäftigt sind, zum erstenmal in das 
Sozialversicherungssystem einbezogen. Sie können 
das doch nicht leugnen. 

Ferner ist ein geschlossenes Netz von Rehabili-
tationseinrichtungen entstanden. Von 21 geplanten 
Berufsförderungswerken sind 19 bereits in Betrieb 
oder werden noch in diesem Jahr den Betrieb auf-
nehmen. Für jugendliche Behinderte sind ebenfalls 
21 Berufsbildungswerke geplant. Acht davon wer-
den in diesem Jahr fertiggestellt sein. Wenn diese 
Berufsförderungswerke ihren Betrieb aufgenommen 
haben, wird z. B. das entfallen, was früher ein Stein 
des Anstoßes war, nämlich, daß es zwischen der me-
dizinischen Rehabilitation und der beruflichen Um-
schulung sehr lange Wartezeiten gibt. Das ist dann 
beseitigt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ein anderes Thema unserer Politik — es ist in 
der Vergangenheit ein zentrales Thema gewesen — 
waren die stärkere Humanisierung des Arbeits-
lebens und eine Stärkung der Position des Arbeit-
nehmers in der Wirtschaft. Diese Ziele bildeten 
einen Schwerpunkt der sozialpolitischen Arbeit in 
der jetzt zu Ende gehenden Legislaturperiode. Die 
Sicherheit am Arbeitsplatz, seine Qualität, die Stel-
lung des Arbeitnehmers im Betrieb, seine Beteili-
gung an den Entscheidungen des Betriebs sind mit-
entscheidend für die Lebensqualität des arbeiten-
den Menschen. Wo über ihre Angelegenheiten ent-
schieden wird, sollen die Arbeitnehmer auch mit-
bestimmen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Die Bundesregierung hat deshalb den Ausbau der 
Mitbestimmung als eine ihrer Hauptaufgaben ange-
sehen. Mit dem neuen Betriebsverfassungsgesetz 
aus dem Jahr 1972 ist die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Betrieb erheblich erweitert und 
gestärkt worden. 

Auch den im öffentlichen Dienst Beschäftigten sind 
im neuen Personalvertretungsrecht bessere Möglich-
keiten der Mitbestimmung eingeräumt worden. 

In der Unternehmensmitbestimmung wurde nach 
rund 20jährigem Stillstand ein neuer wichtiger 
Durchbruch erzielt: Neben die Mitbestimmung in 
der Montanindustrie und die Ein-Drittel-Beteiligung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz von 1952, tritt jetzt die 
Mitbestimmung in Großunternehmen und Konzer-
nen mit mehr als 2 000 Beschäftigten. Künftig wer-
den sich in diesen Unternehmen die Aufsichtsräte 
aus der gleichen Anzahl von Anteilseigner- und 
Arbeitnehmervertretern zusammensetzen, und jedes 
Unternehmen wird einen Arbeitsdirektor haben. 

Wichtige Fortschritte wurden auch durch unsere 
Bemühungen um eine stärkere Humanisierung des 
Arbeitslebens erzielt. Mit dem Gesetz über Betriebs-
ärzte und Sicherheitsfachkräfte sind die Vorausset-
zungen für die Verringerung der Zahl der Arbeits-
unfälle und der Berufskrankheiten geschaffen wor-
den. Die Bemühungen aller Beteiligten um einen 
verbesserten Arbeitsschutz haben bereits zu sicht-
baren Erfolgen geführt. Erstmals seit 20 Jahren 
konnte bei den Arbeitsunfällen wieder die Zwei-
Millionen-Marke unterschritten werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das neue Jugendarbeitsschutzgesetz ist ebenfalls 
ein wichtiger Beitrag zur Humanisierung des Ar-
beitslebens. Es wird helfen, für eineinhalb Millio-
nen Jugendliche Überbeanspruchung und Überfor-
derung im Arbeitsleben zu verhindern. Zugleich bie-
tet es eine gute Grundlage für eine qualifizierte 
Ausbildung der Jugendlichen. Das Jugendarbeits-
schutzgesetz ist am 1. Mai dieses Jahres in Kraft 
getreten. 

Am selben Tage sind auch zwei wichtige Maß-
nahmen der Bundesregierung zur humaneren Ge-
staltung der Arbeitswelt wirksam geworden: die 
Arbeitsstättenverordnung und die Arbeitsstoffver-
ordnung. Beide Verordnungen setzen neue Normen 
und Mindestanforderungen für eine menschenge-
rechte und menschenwürdige Gestaltung der Ar-
beitsplätze und der Arbeitsumgebung. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch auf 
unser Forschungsprogramm zur menschengerechten 
Gestaltung der Arbeit hinweisen. Durch dieses Pro-
gramm sollen Schutzdaten und Richtwerte für die 
Weiterentwicklung staatlicher Vorschriften gewon-
nen sowie humane Arbeitstechnologien und Modelle 
für Arbeitsorganisationen und Arbeitsplatzgestal-
tung entwickelt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, soweit 
dieser kurze und gedrungene Überblick über un-
sere Sozialbilanz. Er ließe sich in vielen Punkten 
ergänzen und erweitern. Ich will es mit dieser 
Darstellung aber bewenden lassen. Jeder, der diese 
Bilanz unvoreingenommen betrachtet, wird aner-
kennen, daß in den letzten Jahren viel geleistet 
worden ist. Selbst in den Rezessionsjahren hat es 
keinen Stillstand und schon gar keine Demontage 
in der Sozialpolitik gegeben. Im Gegenteil, auch 
in dieser schweren Zeit haben wir den Ausbau 
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Bundesminister Arendt 
unseres sozialen Rechtsstaates ein großes Stück vor-
angebracht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
Sie werden — das hat ja Herr Katzer auch zum Aus-
druck gebracht — diesen Haushalt ablehnen. 

(Ja! bei der CDU/CSU) 

Ich kann das nur für inkonsequent halten. Denn Sie 
haben in der Vergangenheit allen Einzelgesetzen, 
die von uns zur Verbesserung und Vervollkomm-
nung unseres sozialen Netzes eingebracht wurden, 
zugestimmt, und dieser Haushalt, den wir heute 
behandeln, stellt gewissermaßen die Summe aller 
dieser Gesetze dar. Wenn Sie diesen Einzelplan 11 
ablehnen, widersprechen Sie in Wahrheit Ihrer 
eigenen Politik. Sie sind damit auch auf diesem 
Felde unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wir dagegen, meine Damen und Herren, sind stolz 
auf das Geleistete, 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Auf die Mil-
lion Arbeitslose! — Reddemann [CDU/CSU] : 
Ein Arbeitsminister, der stolz auf eine Mil-

lion Arbeitslose ist!) 

und wir bekennen uns dazu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Franke (Osnabrück). 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es war 
ursprünglich gar nicht vorgesehen, daß hier noch 
eine weitere Runde eingeläutet wird, aber nach den 
Äußerungen des Herrn Bundesarbeitsministers se-
hen wir uns gezwungen, darauf noch einmal ganz 
kurz einzugehen. 

Herr Minister, Sie haben eben die Behauptung 
aufgestellt, bei der Rentenfinanzierung gebe es 
keine Probleme. Da stehen Sie vollkommen im 
Widerspruch zu all denjenigen, die sich in den 
letzten Wochen und Monaten als Sachverständige 
zu dieser Frage geäußert haben. 

Lassen Sie mich einmal ganz kurz zitieren, was 
der Geschäftsbericht der Deutschen Bundesbank zu 
dieser Frage sagt; wir können das nicht oft genug 
wiederholen. Die Deutsche Bundesbank sagt zu die-
ser Frage, aus der Sicht der Deutschen Bundesbank 
im Jahre 1976 und in den nachfolgenden Jahren 
gebe es Probleme. Ich darf mit Genehmigung der 
Frau Präsidentin zitieren: 

Weiterhin Konsolidierungsbedarf bei den So-
zialversicherungen 

Ungelöst sind weiter einige Finanzprobleme 
im Bereich der Sozialversicherungen. Die not-
wendige Konsolidierung ist hier mit dem Haus-
haltsstrukturgesetz von 1975 lediglich bei der 
Bundesanstalt für Arbeit eingeleitet worden. 

Nun können Sie, Herr Minister, sagen: Na ja, das 
ist eine Stelle, die von der Verfassung und von 

ihrem Auftrag her hier den Finger erheben muß. 
Aber Sie müssen das jetzt doch einmal im Zusam-
menhang mit dem sehen, was Herr Dr. Doetsch — 
das ist der im Augenblick amtierende Vorsitzende 
des Verbandes deutscher Rentenversicherungsträ-
ger, und der stellvertretende Vorsitzende dieses 
Verbandes der deutschen Rentenversicherungsträ-
ger ist Herr Gerd Muhr, stellvertretender Vorsit-
zender des Deutschen Gewerkschaftsbundes — 

(Zuruf von der SPD: Das haben wir schon 
einmal gehört!) 

am 29. April 1976 — das heißt also, es ist 14 Tage 
alt! — zu dieser Frage gesagt hat. Er sagt nämlich, 
auch mit Zustimmung von Gerd Muhr, dem stellver-
tretenden Vorsitzenden des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes: 

Die angespannte Finanzlage der Arbeiterren-
tenversicherung und Angestelltenversicherung 
zeigt sich in dem Ergebnis für das Jahr 1975. 

Herr Minister, ich kann verstehen, daß Sie von 
Ihrer Nachbarin etwas stärker angezogen sind als 
von diesen Aussagen; ich bitte Sie nur noch einmal 
um Ihre Aufmerksamkeit, denn Sie sollen hier ge-
rade widerlegt werden. 

Es hieß also, die angespannte Finanzlage zeige 
sich im Ergebnis des Jahres 1975. Sie haben das 
eben ganz anders gesagt. Sie haben das nur des-
halb tun können, weil Sie von einem buchungs-
mäßigen Trick ausgegangen sind. Das Defizit ist 
eindeutig. Es hat sich zwar das Ergebnis um einige 
Millionen verbessert, aber nur durch die Nachzah-
lungen, die die in der Angestelltenversicherung 
Versicherten für die Verbesserung ihrer Renten für 
die Zukunft geleistet haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Generell gibt es aber keine Verbesserung der Ein-
nahmen! Herr Kaltenbach von der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte führte diese um 3 bis 
4 % erhöhten Einnahmen auf die Nachzahlungen zu-
rück; das hat mit den laufenden Beitragszahlungen 
überhaupt nichts zu tun. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Aber weiter Herr Doetsch: 

Das vorläufige, nach den Vorschriften der Rech-
nungsbestimmungen aufgestellte Rechnungser-
gebnis 

— diese Vorschriften werden von Ihnen erlassen — 

weist einen geringen Überschuß der Einnahmen 
über die Ausgaben aus. Dieser Überschuß be-
ruht aber nur auf buchungstechnischen Vor-
schriften. Das verfügbare Rücklagevermögen 
ist im Laufe des Jahres 1975 um 1,3 Milliarden 
von 44,3 Milliarden auf 43 Milliarden DM zu-
rückgegangen. 

Ich weiß wohl, daß Sie, Herr Minister, und auch 
der Bundeskanzler in der Abendsitzung hier ge-
sagt haben: da liegen ja 43 Milliarden DM als 
Rücklage. 43 Milliarden DM als Rücklage bedeuten 
lediglich eine Rücklage für 7,2 Monate bei den 
Ausgaben der Rentenversicherung. Das ist die 
niedrigste Rücklage seit 1957. 
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Franke (Osnabrück) 
Jetzt kommt ein weiteres! Der Verband der Ren-

tenversicherungsträger, Herr Dr. Kolb, und die Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte haben das 
bereits zum Ausdruck gebracht. Herr Kaltenbach 
von der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
sagte in der Sachverständigenanhörung am 10. März 
1976, also vor gerade zwei Monaten — ich zitiere 
mit Genehmigung der Frau Präsidentin —: 

Für die BfA bedeutet das, daß sie irgendwann 
Mitte 1977 den Schwellenwert der Viermonats-
ausgaben erreichen wird und nach der derzei-
tigen gesetzlichen Situation den Finanzausgleich 
nicht mehr leisten würde, weil sie selber kein 
Geld mehr hat. 

Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte mit 
dem Rücklagevermögen von 43 Milliarden DM! 
Das würde bedeuten — immer unter den Prämis-
sen — , daß die Rücklagen bei der BfA im Jahre 
1977 auf eine Ausgabe von vier Monaten und in der 
Arbeiterrentenversicherung auf die Ausgabe von 
einem Monat abschmelzen würden. Das sagen die 
Sachverständigen, das sagt Herr Kaltenbach.  — 
Aber  bevor ich Herrn Hölscher — 

Präsident Frau Renger: Gestatten Sie eine Frage? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU): Jawohl, sofort, 
wenn ich das bitte eben noch zu Ende zitieren darf, 
weil ich Herrn Hölscher gerne mit Herrn Schmidt 
(Kempten) gleich noch konfrontieren würde. 

Das gleiche sagt Herr Dr. Schlesinger von der 
Deutschen Bundesbank. Hier wäre es mir ganz lieb, 
wenn Herr Hölscher seine Frage jetzt plazieren 
würde. 

Hölscher (FDP) : Herr Kollege Franke, wenn es 
denn nun so wäre, reicht denn Ihre Redezeit aus, 
Ihre Lösungsvorschläge heute mal zu unterbreiten, 
auf die wir so lange warten, oder wollen Sie in 
dieser Frage wieder passen? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Hier kann ich 
nur mit dem antworten, was Rainer Barzel einmal 
gesagt hat: Sie fahren mit Blaulicht und Mercedes 
durch die Landschaft, und uns wollen Sie die un-
angenehme Aufgabe der Konsolidierung überlassen. 

(Zurufe: Rotstift!) 

— Uns wollen Sie den Rotstift in die Hand drücken, 
uns wollen Sie die Aufgabe in die Hand drücken, 
hier Vorschläge zu machen. Ich darf nur sagen 
— und hier sitzen Zeugen genug —: ich habe ab 
Oktober 1974, Katzer am 20. Februar 1976 und ich 
in der März-Sitzung angeboten, daß wir bereit sind, 
auch unpopuläre Aufgaben hier mitzutragen. Aber 
nicht uns können Sie den Rotstift in die Hand drük-
ken, sondern Sie haben die Verantwortung, Sie 
haben die Mehrheit hier im Hause, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind bereit, auch unpopuläre Maßnahmen mit 
zu tragen. Aber die Hauptverantwortung für das 
Kassenbuch der Nation tragen Sie, und das haben 

Sie in die Pleite geführt, meine Damen und Herren 
von SPD und FDP! 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege Franke, ge-
statten Sie eine Frage des Herrn Kollegen Sund? 

Sund (SPD) : Herr Kollege Franke, können Sie 
in diesem Zusammenhang einmal deutlich machen, 
wie denn eigentlich Ihre Unterstützung für einen 
Gesetzentwurf des Bundesrates zu verstehen ist, 
der das Rentenniveau erhöhen würde, wenn er an-
genommen wäre, und der eine Mehrbelastung der 
Rentenversicherungsträger in Milliardenhöhe be-
inhaltet? 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Aber, lieber Herr 
Kollege Sund, Sie wissen doch ganz genau, daß Sie 
ein paar Tage, nachdem Sie hier 1972 die Mehr-
heit im Hause durch Entscheidung des Wählers er-
rungen hatten, daran gegangen sind, das Renten-
niveaugesetz von 1972 nach unten hin zu manipu-
lieren. Das, was der Bundesrat vorgelegt hat, war 
lediglich eine etwas kleinere Abstützung dessen, 
was Sie hier an sozialer Demontage gleich 1972 be-
trieben haben, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Sund [SPD]) 

Ich will nachher noch einmal aufgreifen, was der 
Kollege Katzer eben gesagt hat. Ich will das mit 
einem Zitat belegen. Jetzt aber möchte ich mir er-
lauben, mit der Genehmigung der Frau Präsiden-
tin einmal Herrn Kollegen Schmidt (Kempten), den 
Koalitionspartner der SPD, den Sprecher für Fragen 
der Sozial- und Gesellschaftspolitik der FDP im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zu zitieren. 
Ich erspare Ihnen, was Herr Dr. Schlesinger hier 
gesagt hat. Ich beziehe mich lediglich auf das, was 
Herr Schmidt (Kempten) in der Sachverständigen-
anhörung am  10. März 1976 gesagt hat. Abgeord-
neter Schmidt (Kempten) (FDP) — Frau Präsiden-
tin, ich darf zitieren —: 

Ich möchte gleich an das anknüpfen, was Herr 
Dr. Schlesinger zuletzt gesagt hat. Ich glaube, 
es ist überall deutlich geworden: 1977/78 gibt 
es auf alle Fälle Probleme . . . 

Herr Minister, Sie haben das hier zu vernebeln ver-
sucht und haben gesagt, 1976 gebe es keine Pro-
bleme. Das hat auch niemand behauptet. 1976 gibt 
es keine Probleme, die Probleme kommen am 4. Ok-
tober. Dann gehen Sie daran, nachdem Sie vorher 
den Wähler getäuscht haben, es sei alles in Ord-
nung. Schmidt (Kempten) sagt, es ist nicht in Ord-
nung, und der gehört der Koalition an: 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

1977/78 gibt es auf alle Fälle Probleme, auch 
wenn wir uns im Aufschwung befinden, weil 
einfach Lohnzuwachs und Beschäftigtenzahlen 
nicht in der Form steigen werden, wie es not-
wendig wäre, um über alles hinwegzukom-
men, auch gar nicht steigen dürfen, weil das 
wiederum andere Probleme aufwerfen würde. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
fasse zusammen: Wir teilen die sorgenvollen Aus- 
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Franke (Osnabrück) 
lassungen des Koalitionspartners der SPD, nämlich 
des Kollegen Schmidt (Kempten). — Sie haben damit 
einige Probleme in meine Familie hineingetragen, 
denn auch meine Frau sagt, ich soll nicht den Zeige-
finger erheben. 

Meine Damen und Herren, wir teilen die Auf-
fassung von Schmidt (Kempten) (FDP). Wir haben 
angeboten, nachdem wir die Sachverständigen zu 
dieser Frage gehört haben: Es ist Ernst um die Fi-
nanzierung der Rentenversicherung, wir sind bereit, 
auch unpopuläre Maßnahmen mitzutragen. Aber 
Sie, meine Damen und Herren, haben hier den 
ersten Schritt zu tun und nicht durch Verschönen 
und Beschönigen der wirklichen Lage unser Volk 
über die wirkliche Lage der Probleme in der Ren-
tenversicherung zu täuschen. — Ich bedanke mich 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Schmidt (Kempten). 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 
Franke, ich bin wirklich froh, daß ich Ihnen Gele-
genheit gegeben habe, noch zehn Minuten vor mir 
zu sprechen. Ursprünglich war ich ja als nächster 
Redner vorgesehen. 

(Abg. Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Wollen Sie schon eine Frage stellen? — Fangen 
wir gleich an. 

(Heiterkeit) 

Franke (Osnabrück) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt (Kempten), ist Ihnen § 33 der Geschäfts-
ordnung bekannt, daß nach jeder Rede eines Bun-
desministers zuerst ein Abgeordneter der Oppo-
sition das Wort erhält? Ich bitte um Entschuldigung, 
daß ich vor Ihnen gesprochen habe; ich wollte nur 
die Möglichkeiten der Geschäftsordnung ausnutzen. 

Präsident Frau Renger: Verzeihen Sie, Herr Abge-
ordneter, ich wollte nur sagen, daß die Geschäfts-
ordnung zunächst einmal von Präsidenten und ge-
gebenfalls auch von anderen Stellen ausgelegt wird. 
Es heißt nicht „muß", sondern „soll", aber die kurze 
Intervention war gerechtfertigt. 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Die Vereinbarung war 
anders, aber ich habe es ja gern getan, ich bin sogar 
froh darüber, weil ich dadurch auf Sie beide ant-
worten kann, auf Herrn Kollegen Katzer als den 
Senior in diesen Fragen und auf Sie als den Ju-
niorpartner in diesen Fragen in der CDU/CSU. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Es waren ja sehr verzweifelte Bemühungen, Herr 
Kollege Katzer und Herr Kollege Franke, hier in so-
zialpolitischen Fragen irgendwelche Gegensätze in 
die jetzige Koalition zwischen FDP und SPD zu brin-
gen. Meine Damen und Herren, lassen Sie mich 
dazu einiges sagen. 

Zuerst aber dieses, Herr Kollege Katzer: Ich habe 
Sie schon besser gehört. 

(Katzer [CDU/CSU]: Ich Sie auch!) 

Ich war eigentlich überrascht, wie Sie hier so 
in Moll über die Dinge hinweggegangen sind. Ich 
hatte Sie aggressiver erwartet und hatte mir eigent-
lich für die Antwort viel mehr vorgenommen. Es 
reicht aber trotzdem. 

Wenn Sie am Schluß Ihrer Ausführungen sozu-
sagen als das große Konzept der Opposition sagen: 
„Wir wollen den Aufschwung sicherer machen und 
das soziale Netz sicherer machen", Herr Kollege 
Katzer, so haben Sie doch genau wie in den letzten 
sieben Jahren gerade noch den Aufschwung auf das 
Trittbrett des sozialliberalen Zuges in der Sozial-
politik geschafft. Denn diesen Aufschwung, den Sie 
sicherer machen wollen, haben wir ja geschafft. 

(Katzer [CDU/CSU] : Den Abschwung haben 
Sie geschafft!) 

Vor einem Jahr haben Sie noch gesagt, es gebe ihn 
nicht, jetzt wollen Sie ihn mitmachen. Dieses so-
ziale Netz, das in den letzten Jahren sicherer 
wurde und über das der Bundesarbeitsminister jetzt 
noch einmal in sehr eindrucksvollen Zahlen zu den 
einzelnen Gesetzen diesem Hohen Hause genügend 
gesagt hat, haben Sie bei jedem Einzelgesetz mitge-
strickt, Herr Kollege Katzer. Immer im letzten Mo-
ment waren Sie da und haben gesagt: Natürlich ma-
chen wir auch mit. Heute tun Sie plötzlich so, als ob 
das alles nichts gewesen wäre, meine Damen und 
Herren. 

Ich möchte hier für die Freien Demokraten zu-
nächst einmal klar sagen, daß wir die Leistungen der 
sozialliberalen Koalition zugunsten der sozialen Si-
cherheit in den letzten vier oder, besser gesagt, 
sieben Jahren als ein Ergebnis sozialliberaler Ar-
beit ansehen, das von Schwerpunkten getragen 
wurde, die wir Freien Demokraten für sozialliberale 
Aufgaben in unserer Gesellschaft gesetzt haben. Bei 
allen Gesetzen stand der Mensch und nicht das Sy-
stem oder die Institution im Mittelpunkt. Ich denke 
hier an die Humanisierung der Arbeitswelt, ich 
denke an das Betriebsverfassungsgesetz, ich denke 
an die flexible Lösung des Jugendarbeitsschutzgeset-
zes. Bei allen Gesetzen standen im Mittelpunkt wie-
der die Mitwirkung, die Mitbestimmung, die Eigen-
bestimmung des Menschen am Arbeitsplatz, nicht die 
irgendwelcher Funktionäre oder Organisationen. 
Auch hier nenne ich wieder das Betriebsverfas-
sungsgesetz, das Personalvertretungsgesetz, die Mit-
bestimmung. Die gruppenspezifischen Probleme un-
serer Gesellschaft wurden in allen Gesetzen — Be-
triebsverfassungs-, Mitbestimmungs-, Personalver-
tretungsgesetz — durch die entsprechenden Wahl-
verfahren nach Gruppenrechten und durch die klare 
Verankerung des leitenden Angestellten in der Mit-
bestimmung berücksichtigt. 

Für den Bereich der Minderheiten, dem wir Freien 
Demokraten immer ein großes Gewicht beigelegt 
haben, konnten wir hervorragende Gesetze für Be-
hinderte durch Rehabilitationsmöglichkeiten und 
auch im Bereich der Familienpolitik durch die Aus- 
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weitung des Kindergeldes auf alle Kinder schaffen. 
Die freiheitlichen Verfahren unseres Sozialsystems 
wurden mit Selbstverwaltungsgliederungen erhal-
ten. Bei Gesetzesmaßnahmen wie der betrieblichen 
Altersversorgung blieb die Freizügigkeit dieses Sy-
stems erhalten. Bei der Krankenversicherung der 
Studenten wurden Wahlfreiheit und Befreiungsmög-
lichkeiten wie in der Vergangheit gewährt. 

Herr Kollege Katzer, ich habe Verständnis für 
Ihre etwas schwierige Situation und auch Verständ-
nis dafür, daß Sie versucht haben 

(Katzer [CDU/CSU] : Ich habe nur zitiert!) 

— dazu komme ich noch —, Verständigungsschwie-
rigkeiten zwischen den Koalitionspartnern herauf-
zubeschwören, und zwar deshalb, weil einiges bei 
dieser Opposition merkwürdig ist. Als der Herr 
Kollege Carstens — er ist, glaube ich, im Moment 
nicht anwesend — am Dienstag seine Rede hielt, 

(Katzer [CDU/CSU] : Wo ist denn der Bun-
deskanzler?) 

haben mich zwei Dinge sehr beeindruckt. 

(Katzer [CDU/CSU] : Interessiert das den 
Kanzler eigentlich gar nicht?) 

Er hat an einer Stelle gesagt: „Keine Freiheit ohne 
soziale Sicherheit." Als Herr Strauß gestern sprach, 
hat er alle Dinge, die für die soziale Sicherheit not-
wendig sind, als Gratifikationen, die man eigentlich 
streichen müßte, bezeichnet. 

(Dr. Evers [CDU/CSU]: Das ist doch nicht 
wahr!) 

— Gratifikationen sind etwas, was man gewähren 
oder nicht gewähren kann. Es besteht doch ein er-
heblicher Unterschied zwischen sozialer Sicherheit 
als Maßstab für Freiheit und Gratifikationen oder 
überspannten Situationen, wovon der Herr Kollege 
Strauß gesprochen hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Herr Kollege Carstens hat weiterhin etwas sehr 
Beeindruckendes gesagt. 

(Dr. Evers [CDU/CSU] : Es ist alles beein-
druckend, was er sagt! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

— Na, das werden wir gleich sehen. Er hat erklärt: 
„Die Wähler haben Anspruch auf die ungeschminkte 
Wahrheit." 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das ist 
richtig!) 

— Sehr richtig. Anschließend hat er die gesamte 
Entwicklung der sozialen Sicherheit für die CDU/ 
CSU vereinnahmt, indem er gesagt hat: Wir haben 
das alles gut gemacht, wir haben das alles gemacht 

(Katzer [CDU/CSU]: Sie waren ja zum Teil 
dabei!) 

— lassen Sie mich doch ausreden! —; all das, was 
jetzt läuft, ist bereits unter CDU-Kanzlern, unter 
CDU- oder CSU-Arbeits- und Finanzministern ge-
schehen. — Nun, wie steht es denn um die Wahrheit 
dieser Äußerung des Kollegen Carstens? Herr Kol-
lege Katzer, Sie haben in ähnlichen Worten gesagt, 

alle Grundtatsachen seien schon vorher geschaffen 1 
worden. Hier zeigen sich die Spannungen, die es nun 
einmal bei Ihnen gibt. Herr Kollege Katzer, wie war 
es denn zur Zeit der Großen Koalition? Wie war es 
denn zu der Zeit, als der große Vorsitzende Franz 
Josef Strauß Finanzminister war? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Ein gu

-

ter Finanzminister!) 

Wie war es denn damals mit der Kriegsopferversor-
gung, Herr Kollege Katzer? Wie war es denn da-
mals, als der große Vorsitzende Franz Josef Strauß 
Ihnen und dem sozialdemokratischen Partner sogar 
zumuten wollte, die Anpassungsklausel, die wenig-
stens im Versorgungsgesetz stand, zu streichen? Wie 
waren denn die Haushaltszahlen, die man Ihnen da-
mals für die Fortführung der Kriegsopferversorgung 
aufs Auge drücken wollte, Herr Kollege Katzer? 
Haben Sie das alles vergessen? Sie wollten es nicht; 
ich gebe Ihnen das zu. Aber dann sollte man sich 
doch nicht hier herstellen und sagen: alles das haben 
wir gemacht. Wenn es damals nicht Ihrem damaligen 
sozialdemokratischen Partner gelungen wäre, wenig-
stens das Schlimmste zu verhindern, damit wir dann 
im Jahre 1969 als sozialliberale Koalition die Dy-
namisierung der Kriegsopferversorgung einführen 
konnten, wäre das doch geschehen. So waren doch 
die Dinge. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

— Herr Kollege Zink, Sie brauchen gar nicht den 
Finger zu heben; ich kann Ihnen die Zahlen vor-
lesen, die Herr Strauß damals in der mittelfristigen 
Finanzplanung in der Großen Koalition durchsetzen 
wollte. Da hätte es für die Kriegsopferversorgung 
auf Jahre keine Anpassung gegeben. Da hätte es 
nicht die Raten gegeben, die im Sozialbudget stehen 
und die auch Herr Bundesminister Arendt soeben 
noch einmal angesprochen hat. Alles das hätte es 
nicht gegeben, weil ein CSU-Finanzminister und ein 
CDU-Kanzler — gegen Ihren Willen, Herr Kollege 
Katzer — — 

(Katzer [CDU/CSU] : Es ist doch nichts pas

-

siert! Sie müssen von den Tatsachen aus

-

gehen!) 

— Aber stellen Sie sich einmal vor, Sie hätten da-
mals keinen Partner gehabt wie unseren jetzigen 
Partner, die Sozialdemokraten! 

(Katzer [CDU/CSU] : Dann hätte ich doch 
Sie gehabt!) 

Glauben Sie, daß Sie sich dann gegen Ihren Kanzler 
Kiesinger und gegen Ihren Finanzminister Strauß 
durchgesetzt hätten? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das war doch die Wahrheit. Da soll doch Herr 
Carstens nicht hier hergehen und sagen, wie er es 
wörtlich tat: Diese Kriegsopferversorgung haben wir 
so geschaffen. Diese Kriegsopferversorgung mit ihrer 
Dynamik und ihrem hohen Anteil am Bruttosozial-
produkt, der jedes Jahr steigt, ist ein Ergebnis der 
sozialliberalen Koalition. 

(Abg. Burger [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 
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— Na gut, machen wir zwischendurch eine Zwischen-
frage! Ich wollte gerade zu einem anderen Thema 
kommen. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Kollege Schmidt, haben 
Sie denn vergessen, daß in den Jahren, die Sie so-
eben angesprochen haben, unter Katzer das 3. Neu-
ordnungsgesetz beschlossen worden ist — in einer 
Situation, die außerordentlich schwierig war? Als 
überall gespart wurde, haben wir das 3. Neuord-
nungsgesetz beschlossen. In den drei Neuordnungs-
gesetzen sind doch die wesentlichen strukturellen 
Verbesserungen geschaffen worden. Haben Sie das 
denn vergessen? 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Das habe ich gar nicht 
vergessen, Herr Kollege Burger. Bloß ist das nicht 
unter einem großen Vorsitzenden und Finanzmini-
ster Strauß geschehen. Dieser große Vorsitzende be-
stimmt heute noch Ihre Politik mit. Sie können sich 
dann also nicht so hier hinstellen. 

(Beifall bei der FDP und SPD — Abg. Bur-
ger [CDU/CSU] meldet sich zu einer weite-

ren Zwischenfrage) 

— Ich möchte jetzt fortfahren, sonst überziehe ich die 
Zeit zu sehr. Wir müssen ja heute einigermaßen im 
Zeitplan bleiben. 

Eine zweite Bemerkung: Der Kollege Carstens hat 
— und Sie haben es soeben noch einmal angespro-
chen — die Montan-Mitbestimmung als eine große 
Tat der CDU bezeichnet. Ich frage mich: Weshalb 
hat dann Ihr heutiger Generalsekretär in seinem 
Bericht diese Montan-Mitbestimmung mit sehr vie-
len Fragezeichen versehen, wenn das damals eine 
große Tat war? Und weshalb haben wir dann ge-
meinsam, zum Schluß auch mit Ihrer Zustimmung, 
etwas anderes geschaffen, wenn das wirklich eine 
so gute Sache war? Wir wollen das doch einmal ein 
bißchen näher durchleuchten und vielleicht auch der 
Öffentlichkeit klarmachen, wie die Dinge wirklich 
sind. 

Nun lassen Sie mich zum dritten Punkt kommen; 
damit muß ich mich wohl etwas länger aufhalten. 
Wie sieht es nun in der Rentenversicherung aus? 
Gibt es da Probleme, oder gibt es keine Probleme? 
Zunächst einmal möchte ich hier eine Feststellung 
treffen. 

Der Herr Bundesarbeitsminister hat völlig recht, 
wenn er hier feststellt, daß es für die Finanzierung 
der Rentenversicherung zur Zeit keine Probleme 
gibt. Das hat der Bundesarbeitsminister gesagt; da-
zu steht diese Koalition. 

Es muß aber einmal unterschieden werden — und 
das wird von Ihnen nicht gemacht —, inwieweit die 
Rentenentwicklung von der Beschäftigungsquote al-
lein abhängig ist, d. h. von mehr oder weniger Ar-
beitslosen, Aufschwung usw., und inwieweit es ein-
fach ein Problem der Struktur unserer Bevölkerung 
ist. Das muß man doch einmal klar sehen. Und so ist 
das zu verstehen, was Frau Funcke gesagt hat: daß 
trotz des zweifellos vorhandenen Aufschwungs, trotz 
der Tatsache, daß wir die Arbeitslosenzahlen kon-

sequent abbauen werden, in der Rentenversicherung 
Fragen und Probleme bestehen. Aber sie bestehen 
nicht zur Zeit, und sie bestehen nicht für die Aus-
zahlungsquote der Renten. Man sollte also nicht wie 
Sie einfach Panikmache betreiben, sondern konse-
quent unterscheiden. 

Es ist kein Ergebnis inflationärer Entwicklungen, 
Herr Kollege Katzer, — wo ist er? —

(Zuruf von der CDU/CSU: Er ist eben am 
Telefon!) 

wenn es hier in Zukunft Probleme gibt. Denn — und 
deshalb sollte man die Dinge nicht durcheinander-
bringen — nichts wäre ja leichter gewesen, als 
über hohe Inflationsraten und damit hohe Beitrags-
einnahmen das in Ordnung zu bringen. Aber weil 
die Stabilitätspolitik dieser Bundesregierung und die 
Vernunft der Gewerkschaften zu niedrigen Lohn-
erhöhungen und damit zu niedrigen Beitragsleistun-
gen geführt haben, ist ein Problem aufgetaucht, das 
zu gewissen Rücklageabschwüngen führt. Es ist 
notwendig, hierüber nachzudenken. Darüber sind 
sich alle einig. 

Herr Kollege Franke, lassen Sie mich kurz sagen: 
Wenn wir als eine der Möglichkeiten die Aktuali-
sierung der Anpassung ansehen und zur Diskussion 
stellen — wobei ich von dieser Stelle schon klar 
gesagt habe, daß das auch eine gewisse Belastung 
für die Rentner darstellt, allerdings keinen Renten-
abschlag, sondern nur eine niedrigere, den Lohn-
kosten- und Preisentwicklungen entsprechende An-
passung —, dann deshalb, weil wir die Renten auch 
dann sicherer machen wollen — darüber werden 
wir uns alle unterhalten müssen —, wenn die Be-
völkerungsstrukturen zu anderen Zahlen führen. 

Es ist ja etwas Gutes, daß unsere Menschen heute 
auf Grund des Fortschritts in der Gesundheitspo-
litik und auf Grund besserer Lebensmöglichkeiten 
länger leben. Das bedeutet aber auch, daß sich 
andere Verhältnisse zwischen Arbeitenden und aus 
dem Arbeitsleben Ausgeschiedenen ergeben, die zu 
anderen Aufbringungsnotwendigkeiten führen. 
Wenn man sich einig ist, daß die Beiträge nur bis zu 
einer gewissen Grenze steigen können, muß man 
diese Fragen prüfen. So bitte ich das zu sehen. 

Man kann es sich nicht so leicht machen, Herr 
Kollege Franke, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber das ist doch 
das Problem!) 

hier das vorzulesen, was im Ausschuß anläßlich der 
Sachverständigenanhörung gesagt wurde, ohne auf 
diese Details hinzuweisen. Andererseits hätten Sie 
als einer der Experten in dieser Frage Ihren Bundes-
kanzlerkandidaten und Bundesvorsitzenden etwas 
besser beraten sollen, statt ihn in die Messer zu 
jagen. Er gibt ja leichtfertig eine Sozialgarantie, 
ohne gleichzeitig von einer Beitragsgarantie zu spre-
chen. Diese ist nur möglich, wenn Sie auch sagen, 
wie Sie die Belastungen sehen. Eine Beitragsgaran-
tie haben der Kollege Katzer und vor allem seine 
Vorgänger gegeben. 1957 wurde in diesem Hause 
gesagt: Was wir wollen, nämlich die dynamische 
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Rente und die Bruttolohnbezogenheit — Ziele, die 
auch wir für richtig halten —, — — 

(Katzer [CDU/CSU]: Die Sie damals abgelehnt 
haben!) 

— Das habe ich nie bestritten; aber das ist inzwi-
schen geklärt. Der Herr Kollege Spitzmüller hat 
von dieser Stelle die Überlegungen der FDP aus 
der neuen Sicht dargelegt. 

Aber Sie, Herr Kollege Katzer — und das verges-
sen Sie bitte nicht —, und Ihre Freunde haben da-
mals gesagt: Mit 14 °/o Beitrag sind 60 °/o Rente zu 
erreichen. Wir wissen inzwischen — und ich habe, 
weil diese Strukturveränderungen in unserer Be-
völkerung vorhanden sind, Verständnis dafür —, 
daß wir auf 18 °/o gehen mußten. Sie haben das unter 
Ihrer Regierungszeit tun müssen. Wir wissen in-
zwischen, daß damit 60 °/o des letzten Bruttoeinkom-
mens nicht erreichbar sind. Aber wir haben auf 
der andern Seite erreicht — — 

(Zuruf des Abg. Katzer [CDU/CSU]) 

— Sicher! Ich sage ja nur: Man soll mit Garantien 
vorsichtig sein — denn Sie haben auch einmal eine 
Beitragsgarantie gegeben —, wenn man nicht gleich-
zeitig alles prüft. Das wollen wir. Und daß Sie, Herr 
Kollege Katzer es uns 	und wahrscheinlich auch 
sich selber — nicht leichter gemacht haben, mit 
dieser Frage fertig zu werden als Sie damals das 
halbe Jahr — — 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Nein! Herr Kollege Katzer, sind wir uns bei die-
sen Fragen und Problemen, über die wir nachden-
ken müssen, nicht einig darin, daß die Gemeinsam-
keit aller notwendig ist? Deshalb brauchen Sie sich 
nicht einzubilden — zumal ich keine Gedanken von 
Ihnen dazu kenne —, daß das irgend etwas mit un-
serer Koalition zu tun hat. Aber ich bin der Mei-
nung, Sie müssen bei der Lösung dieser Fragen ge-
nauso mitarbeiten. 

(Katzer [CDU/CSU]: Das haben wir ja in 
aller Form angeboten!) 

Sie hätten uns und sich selbst die Antwort auf 
diese Fragen sicher leichter gemacht, wenn Sie da-
mals den Vorschlag, die Erhöhung der Renten um 
ein halbes Jahr vorzuziehen — aus wahltaktischen 
Gründen —, nicht gemacht hätten. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das waren keine wahl-
taktischen Gründe!) 

Herr Kollege Katzer, das war die erste Durchbre-
chung des seinerzeit von Ihnen mit beschlossenen 
Systems. 

(Katzer [CDU/CSU] : Nein, das ist system-
immanent und keine Durchbrechung!) 

— Das war die erste Durchbrechung bezüglich des 
Drei-Jahres-Rhythmus, weil eben zweieinhalb Jahre 
herauskamen. 

Herr Kollege Katzer, wenn Sie das als sozial not-
wendig ansahen — darüber kann man reden —, 

(Katzer [CDU/CSU] : Haben Sie damals 
nicht zugestimmt?) 

müßten Sie heute allerdings auch die Überlegung 
anstellen, ob die gegensätzliche Entwicklung —
5,5 °/o Lohnerhöhung, 6 °/o Preissteigerungsrate, 11 °/o 
Rentenerhöhung — nicht zu Schwierigkeiten der 
Beitragszahler führen kann, ob der Generationen-
vertrag auf Grund dieser Entwicklung nicht gegebe-
nenfalls Probleme aufwirft, über die wir nachden-
ken müssen. 

Aber lassen Sie mich noch zu einigen weiteren 
Dingen kommen, die vielleicht noch etwas deut-
licher machen, Herr Kollege Katzer, warum diese 
sozialliberale Koalition und wir Freien Demokraten 
in dieser Koalition glauben, in der Sozialpolitik in 
den letzten Jahren den besseren Weg gegangen zu 
sein und auch in der Zukunft gemeinsam gehen zu 
können. Sie haben am Schluß Ihrer Rede eine große 
Aufzählung von, na, sagen wir einmal: formalen 
Aussagen gemacht, wie Sie sich das alles vorstel-
len: von „keiner Feuerwehr" über die „gläsernen 
Taschen" bis zur „Reform mit Augenmaß". Wie 
sieht das denn nun wirklich bei der CDU/CSU aus? 

Erstes Thema: Betriebliche Altersversorgung. 

(Katzer [CDU/CSU]: Ist die Rente schon 
erledigt?) 

— Ich kann zum Schluß ja noch einmal kurz darauf 
zurückkommen. Ich glaube, ich habe deutlich genug 
gemacht, worum es geht. Ich kann gerne noch ein-
mal darauf zurückkommen, ich kann Ihnen gerne 
noch einmal sagen: Wir halten die Aktualisierung 
für eine notwendige Angelegenheit. Wir sind uns 
klar darüber, daß auf Grund der Bevölkerungsstruk-
tur — nicht wegen irgendeiner Arbeitslosenentwick-
lung, so oder so, sondern auf Grund der Bevöl-
kerungsstruktur — nicht nur in der Rentenversiche-
rung, sondern in allen Bereichen etwas geschehen 
muß. 

(Katzer [CDU/CSU]: Dabei bleibt es?!) 

— Hat in diesem Hause überhaupt schon einmal 
jemand behauptet, daß hierzu keine Notwendigkeit 
besteht? Zur Zeit ist die Rentenversicherung sicher. 
Die Strukturen müssen wir überprüfen. Das werden 
wir im Interesse all derer, die in diesem Netz der 
sozialen Sicherheit verankert sind, gemeinsam tun 
müssen. 

Herr Kollege Katzer, wie war es denn bei der 
betrieblichen Altersversorgung? Die CDU/CSU, die 
immer mit sehr grundsätzlichen Überlegungen zur 
Hand ist — und zwar in jeder Richtung, je nach-
dem —, wollte die Zwangsdynamisierung der be-
trieblichen Altersrenten. Ich erinnere an Ihren An-
trag. 

(Zink [CDU/CSU] : Sie haben das doch im 
Ausschuß mitbeschlossen, Herr Schmidt!?) 

— Herr Kollege Zink, Sie wissen sehr genau, wie 
Ihr Antrag lautete und in welcher Fassung er dann 
angenommen wurde. Von einer Anpassungsüber-
legung ist jetzt im Gesetz die Rede. Sie wollten die 
Zwangsdynamisierung der betrieblichen Altersver-
sorgung und wollten damit praktisch alle weiteren 
Möglichkeiten der Ausweitung der betrieblichen 
Altersversorgung ausschließen; denn kein Betrieb I wäre mehr den Weg der freiwilligen zusätzlichen 
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Altersversorgung gegangen, wenn sie unter diesen 
Dynamisierungszwang gefallen wäre. 

Wie war es denn bei der Krankenversicherung 
der Studenten? Sie haben im Bundestag den Vor-
schlag der Bundesregierung bzw. der sozialliberalen 
Koalition für richtig gehalten, und Herr Geißler, 
ebenfalls Mitglied der CDU, legte einen Entwurf 
vor, der die Pflichtversicherung für alle Studenten 
vorsah. 

Wie war es denn beim Kassenarztrecht? Die Bun-
desregierung, die sozialliberale Koalition, hat einen 
Entwurf vorgelegt, der im Rahmen des Sicherstel-
lungsauftrags die ärztliche Versorgung besser re-
gelt, aber das bisherige System weiter beinhaltet. 
Der zuständige bayerische Minister, Herr Pirkl, legte 
über den Bundesrat einen Entwurf vor, der den 
staatlichen dirgistischen Eingriff in die Versorgung 
mit Ärzten auf dem Lande vorsah. Daß der inzwi-
schen gestorben ist 

(Spitzmüller [FDP] und Opitz [FDP] : Der 
Vorschlag! — Heiterkeit) 

— der Vorschlag ist gestorben, nicht Herr Pirkl, das 
ist klar —, ist eine schöne Sache, aber jedenfalls 
kam der Vorschlag aus der CSU. Es wird nicht mehr 
darüber geredet. 

Wieso konnte es passieren, wie können Sie es mir 
erklären, Herr Kollege Katzer — Sie haben ja auch 
vorhin wieder von Selbstverwaltung, von Gliede-
rung gesprochen —, daß hier am 6. Mai 1976 ein 
CDU-Sprecher einheitliche Honorarverhandlungen in 
der Krankenversicherung wollte, daß die Gesund-
heitsminister der CDU/CSU auf der Gesundheits-
ministerkonferenz die Forderung nach Einheitshono-
raren aufgenommen haben? Auf der einen Seite stel-
len Sie sich hier her und bezeichnen den guten er-
sten Ansatz für finanzielle Regelungen in der Kran-
kenversicherung, das in Selbstverwaltung und Part-
nerschaft entstandene Bündnis mit der Plafondierung 
von 8 % als etwas Gutes, während auf der anderen 
Seite von Mitgliedern Ihrer Partei von Einheitshono-
raren und diesen Dingen gesprochen wird. 

Die Bundesregierung jedenfalls, die sozialliberale 
Koalition — und damit auch wir Freien Demokra-
ten —, gedenkt diese Wege nicht zu gehen, wenn 
wir uns auch bewußt sind — lassen Sie mich einige 
wenige Sätze zum Krankenversicherungssystem und 
den sich hier ergebenden Entwicklungen sagen —, 
daß ähnlich wie im Bereich der Rentenversicherung 
Überprüfungen notwendig sind. Denn das soziale 
Netz, das wir in den letzten sieben Jahren verstärkt 
gewirkt haben, hängt nun einmal — und hier komme 
ich noch einmal auf die Belastungssituation zurück 
— von zwei Komponenten ab, es wird nun einmal 
von zwei Säulen getragen. Die eine Säule ist — so-
lange wir das System, das gegliederte System, das 
freiheitliche System behalten — die Zahl derer, die 
Beiträge leisten, die Zahl derer, die im Arbeitsleben 
stehen. Die andere Säule ist die Bereitschaft dieser 
im Arbeitsleben Stehenden, auch so viel aufzubrin-
gen, wie bei den Strukturveränderungen unserer 
Bevölkerung notwendig ist. Hier müssen wir uns 
darüber im klaren sein — und das ist in diesem Ho-
hen Hause ja schon mehrmals gesagt worden —, 

daß die Belastung mit Beiträgen einen Punkt erreicht 
hat, bei dem man sich fragen muß, ob — über Bei-
tragserhöhungen oder Steuerzuschüsse — der Weg 
noch weiter gegangen werden kann. Hier müssen in 
den nächsten Jahren auf alle Fälle die Ansätze er-
folgen. Hier, im Bereich des Gesundheitswesens, 
müssen alle mehr Verantwortung zeigen. 

Die Ärzte haben einen ersten Schritt getan. Wir 
hoffen, daß die pharmazeutische Industrie auf Grund 
der ihr auferlegten Verpflichtungen und Selbstver-
pflichtungen einen ähnlichen Weg geht. 

Wir erwarten, daß sich durch eine Änderung des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes und der Pflege-
satzverordnung Möglichkeiten ergeben, hier zu 
Pflegesätzen und damit zu Kosten zu kommen, die 
für die Zukunft tragbar sind. Wir gehen dabei davon 
aus, daß nicht unbedingt nur dem Großkrankenhaus 
die Zukunft gehört, sondern daß auch die kleineren, 
kostengünstigeren Krankenhäuser für die erste und 
zweite Versorgungsstufe notwendig sind. 

Wir gehen auch davon aus, daß dem Versicherten 
mehr Möglichkeiten zur Durchschaubarkeit des jetzt 
anonymen Systems gegeben werden, daß mehr 
Transparenz für den Versicherten und auch mehr 
Eigenverantwortungsmöglichkeiten eingebaut wer-
den. 

In diesem Zusammenhang haben wir den von vie-
len Seiten noch kritisch betrachteten Wahltarif für 
Modellversuche angeboten, zur Verfügung gestellt. 
Wir halten ihn weiterhin für einen vernünftigen 
Weg, der allerdings modellmäßig geprüft werden 
muß. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich aus der 
Gesamtsituation heraus, aus der Situation der so-
zialen Sicherheit, ihrer Kosten und der Belastungs-
grenzen heraus für die Freien Demokraten zusam-
menfassend folgendes sagen. 

Wir begrüßen noch einmal die klare Politik, die 
das Bundesarbeitsministerium in diesem gesamten 
Bereich zusammen mit der sozialliberalen Koalition 
und den Regierungsfraktionen in den letzten Jahren 
durchgeführt hat. Wir begrüßen, daß es trotz schwie-
riger Situation gelungen ist, weitere Maschen und 
weitere Möglichkeiten in das Netz der sozialen Si-
cherheit einzubauen. Wir sind uns aber darüber im 
klaren, daß Leistungsausweitungen im sozialen Be-
reich zunächst nicht möglich sein werden, um das 
Jetzige besser zu konsolidieren. Wir sind uns fer-
ner darüber im klaren, daß in manchen Bereichen 
Anreize zu mehr Sparsamkeit und mehr Wirtschaft-
lichkeit auch im sozialpolitischen Bereich notwendig 
sind. 

Wir glauben, daß mehr Wettbewerb, und Eigen-
verantwortung und mehr Einschaltung des einzelnen 
Menschen auch mehr Engagement des einzelnen an 
diesem System ermöglichen. Wir sehen darüber 
hinaus die Erhaltung des jetzigen Systems unserer 
sozialen Sicherheit, des freiheitlichen Systems, als 
eine Voraussetzung für freiheitliche weitere Ent-
wicklungen an. Systemveränderungen in irgend-
einer Richtung halten wir für untragbar. 

Wir glauben, daß sich in den nächsten vier Jahren 
durch Überprüfung der Gesamtbereiche der sozialen 
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Sicherung ohne Leistungsabbau und ohne soziale 
Demontage Möglichkeiten der Einsparung ergeben, 
und zwar dort, wo manches durch Zeitabläufe nicht 
mehr die Wirksamkeit hat, die es einmal haben 
sollte. Wir halten den Generationenvertrag und die 
Solidarität für zwei Grundsätze dieses Systems, die 
aber nicht überfordert werden dürfen, weder von 
dem einen noch von dem anderen. Wenn wir diese 
Möglichkeiten erhalten wollen, müssen die Men-
schen dazu stehen, die zur Leistungserbringung, 
zur Beitragszahlung gebraucht werden und die dem-
gemäß nicht durch zu hohe Beiträge die Lust an die-
sen Dingen verlieren dürfen. 

Wir sind der Auffassung, daß Selbstverwaltung 
und Partnerschaft, freie Wahl und Mitverantwortung 
Grundlagen dieses Systems bleiben müssen. Wir 
sehen sowohl in den Entwicklungen der letzten vier 
Jahre als auch im diesjährigen Etat eine gute Aus-
gangsbasis für eine Politik der sozialen Sicherheit, 
für mehr Sicherung, aber auch für mehr Konsolidie-
rung im Rahmen der Fortsetzung dieser Koalition. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Krampe. 

Krampe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wer als Leser oder 
Beobachter den Einzelplan 11, den Haushalt des 
Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung, 
aufmerksam betrachtet, dem wird nicht entgangen 
sein, daß sich die schon einmal gestellte Frage dort 
niederschlägt, nämlich ob es einen Verbund zwi-
schen Arbeits-, Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik gibt. Von einem Loslösen aus den Zwängen 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik — ein Wunsch, 
der dem Bundesarbeitsminister zugeschrieben wurde 
— ist in diesem Einzelplan 1976 jedenfalls nichts 
mehr zu sehen. 

Vielmehr gilt, daß eine gestörte Wirtschaft und 
ungeordnete Finanzen ein Stagnieren der Sozial-
politik zur Folge haben. Diese Erkenntnis hat der 
Bundesarbeitsminister sicher für sich gewonnen; er 
sollte es auch öffentlich bekennen. Sein Nichtbe-
kennen hat seine Ursache darin, daß er sicherlich 
sein ganzes Sinnen und Trachten auf den 3. Oktober 
diese Jahres ausgerichtet hat. 

Als Beispiel für diese Aussagen sind die Vor-
gänge um die Finanzierung der Arbeitslosigkeit im 
Haushalt 1975 — ebenso wie 1976 —zu sehen. Auf 
das Hin und Her der Ansätze im Jahre 1975 soll 
hier nur hingewiesen werden. Erst als das Haus-
haltsstrukturgesetz im Jahre 1975 verabschiedet 
wurde, stellte sich heraus, daß 1 Milliarde DM an 
Liquiditätshilfe für die Bundesanstalt für Arbeit 
einzusparen war. Dieses Verhalten ist für die Bun-
desregierung symptomatisch. In dem Haushalt 1976 
waren zunächst 6 Milliarden DM als Liquiditätshilfe 
an die Bundesanstalt eingestellt. 574 Millionen DM 
wurden schon auf Grund der Berichterstattervor-
schläge vom Haushaltsausschuß gestrichen. Der wei-
tere Kürzungsvorschlag der CDU/CSU-Haushalts-
gruppe in einer Größenordnung von 500 Millionen 

DM, der im einzelnen auf Grund der Ergebnisse des 
Jahreswirtschaftsberichts, der Beitragsbemessungs-
grenzenerhöhung, der Beitragsmehreinnahmen be-
gründet wurde, wurde von der Mehrheit mit aus-
drücklicher Bestätigung der Bundesregierung abge-
lehnt. Das war am 12. Februar 1976. Am 7. April 
1976 kommt die Bundesregierung im Haushaltsaus-
schuß zu der Auffassung, daß der Zuschuß an die 
Bundesanstalt um 1 000 Millionen DM gekürzt wer-
den könne. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Dennoch bleibt festzustellen, daß ab 1. Januar 1976 
— das sind die Fakten — die Beiträge zur Bundes-
anstalt für Arbeit um 50 0/o angehoben wurden, der 
Bund sich also entlastete. Die Beitragszahler aber 
wurden mit der stolzen Zahl von 4 000 Millionen DM 
allein für 1976 belastet. 

Ähnlich sieht es im Kap. 11 13 — Zuschüsse an 
die Sozialversicherungsträger — aus. Der Anteil 
des Bundes an den Gesamtausgaben der Renten-
versicherung betrug 1957 noch 29,8 %, 1975 waren 
es noch 15,7 %, und im Jahre 1976 macht sich eine 
weiter sinkende Tendenz der Bundeszuschüsse be-
merkbar. Das und weitere Faktoren, wie Arbeits-
losigkeit, Einschränkung der Überstundenarbeit, Ab-
wanderung von ausländischen Arbeitnehmern, da-
mit Minderung der Versichertenzahl, und abge-
schwächte Lohnsteigerungsraten, machen für die 
kommenden Jahre, gemessen am heutigen Beitrags-
und Leistungsrecht, die prekäre Finanzsituation 
unserer Rentenversicherung, der Arbeiter- und der 
Angestelltenversicherung, deutlich. 

Die Bundesregierung, insbesondere der Bundes-
arbeitsminister, will das nicht sehen. Sie erklärt 
— wir haben das heute wieder erlebt — und wird 
nicht müde dabei, daß 1975 die Rentenversicherung 
kein Defizit habe, die Abschlüsse günstiger seien, 
als ehemals dargestellt. 

Tatsache ist — das weiß jeder, der im Selbst-
verwaltungsbereich der Rentenversicherungsträger 
tätig ist —, daß hier seit dem 1. Januar 1975 ein-
deutig mit buchungstechnischen Kniffen gearbeitet 
wird: auf der einen Seite 13 Monatseinnahmen, auf 
der anderen Seite 12 Monatsausgaben. Dabei muß 
doch irgendwie ein Überschuß übrigbleiben, wenn 
das nicht ganz in die Hose gehen soll! Das kann 
also nicht lange gut gehen mit dem Optimismus 
der Regierung. 

Hinzu kommen bei den Überschüssen die Einmal-
zahlungen in Höhe von 1,9 Milliarden DM im Jahre 
1975 auf Grund der Nachversicherungsmöglichkei-
ten, ein Betrag, der nicht in die allgemeine Finan-
zierung der Rentenversicherung einbezogen werden 
kann. 

Der Bundesregierung — und dem Bundesarbeits-
minister — ist deshalb als Lektüre die Rede des 
Vorsitzenden des Zusammenschlusses der Selbst-
verwaltungsorgane, des Verbandes der Deutschen 
Rentenversicherungsträger, in der letzten Mitglie-
derversammlung, am 28. April 1976 gehalten, zu 
empfehlen, und zwar auch dann, wenn sie gegen 
das, was aus München kommt, mehr allergisch und 
mit Einwänden schnell bei der Hand ist. 



17210 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 

Krampe 
Ich kann mich nur der Meinung der Mitglieder-

versammlung des Verbandes Deutscher Rentenver-
sicherungsträger anschließen und nur hoffen, daß 
sich die Bunderegierung den mehrmals auch hier 
im Hause vorgetragenen Argumenten nicht ver-
schließt und möglichst bald Lösungsvorschläge zur 
Verbesserung der Finanz- und Liquiditätslage der 
Rentenversicherungsträger finden wird. 

Wir von der CDU/CSU sind bereit, unsere Mög-
lichkeiten mit einzubringen und mitzuhelfen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

um dem bisherigen echten soliden Fundament der 
sozialen Rentenversicherung weiterhin die feste 
Basis innerhalb unseres Systems sozialer Sicherheit 
zu geben. 

Dazu gehört auch, daß der Bundesarbeitsminister 
die notwendigen Beitragsbemessungsverordnungen 
im Bereich der Krankenversicherung der Rentner 
erläßt, damit Klarheit darüber geschaffen wird 
— darauf warten die Geschäftsführer aller Kranken-
kassen, alle Selbstverwaltungsorgane, gleich ob 
Vertreter der Versicherten oder der Arbeitgeber —, 
wer in Zukunft was bezahlen muß. 

Damit ist das Krankenversicherungsweiterentwick-
lungsgesetz angesprochen. Ich kann es mir nicht ver-
kneifen, dem Herrn Parlamentarischen Staatssekretär 
Buschfort folgendes zu sagen. Gewiß, die Bundes-
regierung hat den Gesetzentwurf dem Parlament 
zugeleitet. Nach seiner Auffassung liegt es am Bun-
destag, wann das Gesetz verabschiedet wird. So 
weit, so gut. Es ist doch aber so, daß die Koalitions-
fraktionen hier in diesem Hause die Mehrheit haben, 
daß sie die Regierung tragen und für die Verzöge-
rungspolitik in diesem Bereich verantwortlich sind. 
Die Krankenkassen und die Selbstverwaltungsor-
gane, die Rentenversicherungsträger und ihre Vor-
stände und Vertreterversammlungen warten darauf, 
daß dieses Krankenversicherungsweiterentwick-
lungsgesetz verabschiedet wird. Es ist ein Unding, 
politisch einmal mit den möglichen Auswirkungen 
und einmal ohne sie zu operieren. 

Beitragsbemessungsverordnung und Krankenver-
sicherungsweiterentwicklungsgesetz stehen mit der 
Frage der Liquidität unserer Rentenversicherung 
und des Beitrags zur Krankenversicherung in eng-
stem Zusammenhang. Damit wird die Frage nach den 
Liquiditätsengpässen aufgeworfen. Um solche Eng-
pässe zu vermeiden, ist es nach Meinung von Fach-
leuten an der Zeit, daß der Bund seine Schuldver-
pflichtungen aus der Vergangenheit gegenüber den 
Rentenversicherungsträgern in barem Geld einlöst, 
um den Rentenversicherungsträgern letzten Endes 
finanzielle Vermögensverluste durch Versilberung 
ihres Vermögens zu ersparen. 

Dies berührt aber wiederum den Haushalt und die 
Finanzplanung des Bundes für die kommenden Jah-
re. Damit sind wir bei dem Thema, wie hart — das 
spüren wir, und darauf haben wir uns einzustellen, 
Herr Bundesminister  der Verbund zwischen Wirt-
schafts-, Finanz- und Sozialpolitik in der Realität 
ist. 
Zum dritten. Zur Situation und Lage unserer 

Kriegsopfer ist bei den Beratungen über das Haus

-

haltsstrukturgesetz und im Zusammenhang mit den 
von der CDU/CSU gestellten Anträgen zur Wieder-
gutmachung von — sicher im Eifer des Gefechts —
abgebauten Sozialleistungen, insonderheit bei den 
Kriegerwitwen, einiges gesagt worden. In dem vor-
liegenden Einzelplan wird der stolze Betrag von 11 
Milliarden DM ausgewiesen. Dies wird als Leistung 
der Bundesregierung herausgestellt. Es bleibt aber 
folgendes festzuhalten. Die Dynamisierung der 
Kriegsopfer- und der Versorgungsleistungen ist hier 
im Hohen Hause gemeinsam beschlossen worden. Er-
sparen Sie es mir, die Geschichte und den geschicht-
lichen Hintergrund — bis hin zu den Berliner Sitzun-
gen — darzulegen. 1975 wurden in diesem Bereich 
haushaltsmäßig jedenfalls 330 Millionen DM einge-
spart, und zwar deswegen, weil der Bundesarbeits-
minister drei Verordnungen, die eigentlich schon 
1975 in Kraft gesetzt werden sollten, nicht in Kraft 
setzte. 1976 sollen sie nun in Kraft gesetzt werden. 
Ich weiß nicht, ob es inzwischen geschehen ist. 

Ich will in diesem Zusammenhang auch nicht die 
Frage nach den Stabilitätsopfern der Kriegsopfer 
neu stellen. Mein Hinweis sei nur als Erinnerungs-
posten für bessere Zeiten in diesem Bereich gedacht. 
Wir stellen auch keine Anträge, weil auf Grund der 
Erfahrung vergangener Monate mit der Ablehnung 
durch die Koalition zu rechnen wäre. Sie gibt ja lie-
ber mehr für Papier aus, als direkte Hilfe in diesem 
Bereich anzubieten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von be-
sonderm Interesse ist sicherlich die Entwicklung im 
Personalbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung. Wer den Haushalt des Jahres 
1969 einmal zur Hand nimmt, kann nachlesen, daß 
bei allen Dienststellen des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung im Jahre 1969 1 449 Be-
dienstete tätig waren. 1976 sind im Einzelplan 11 
1 968 Bedienstete ausgewiesen, also 519 Bedienstete 
mehr. Im Bundesarbeitsministerium selbst zeigt sich 
folgende Entwicklung: 1969: 389 Beamte, 1976: 501 
Beamte. Die Bezüge für planmäßige Beamte im Bun-
desarbeitsministerium, also im engeren Bereich, wa-
ren 1969 mit 10,9 Millionen DM ausgewiesen. 1976 
stehen dafür 24, 5 Millionen DM zur Verfügung. Dem 
Haushaltsausschuß gelang es, diesen Wildwuchs der 
Personalvermehrung — anders ist es ja nicht zu be-
zeichnen im gesamten Bereich des Arbeitsministe-
riums anzugehen, indem er 33 Stellen, zumindest in 
den unteren Vergütungsgruppen, weggefallen ließ 
bzw. mit einem kw-Vermerk versah. 

Eine gewaltige Personalvermehrung kommt aber 
in einem anderen Bereich auf uns zu. Ob und in-
wieweit die Personalbesetzung beim Bundesamt für 
Zivildienst in der bestehenden und angeforderten 
Höhe der Effektivität dieses Amtes und seinen Not-
wendigkeiten entspricht, wird in den nächsten Mo-
naten zu beobachten und zu überprüfen sein. 

Wildwuchs gab es auch bei einer anderen Posi-
tion des Haushalts. 1969, auch in einem Wahljahr, 
standen, als Herr Kollege Katzer Arbeitsminister 
war, für Maßnahmen zur Aufklärung der Bevölke-
rung 650 000 DM zur Verfügung. 1976, ebenfalls in 
einem Wahljahr, stellen die Koalitionsfraktionen 
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dem Arbeitsminister für diese Position 4,6 Millionen 
DM zur Verfügung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mehr Sozialis-
mus!) 

Das entspricht einer Steigerung von rund 700 °/o. 

Schlußfolgerung. Beide Zahlen lassen den Ver-
dacht aufkommen, daß des Guten zuviel getan wird, 
was an den Informationsständen der Sozialdemokra-
tischen Partei im Land deutlich zu sehen ist. 

Bei den Betreuungsmitteln für ausländische Ar-
beitnehmer erhöhte sich der Bundeszuschuß von 
15,3 auf 17,6 Millionen DM. Die Berichterstatter hat-
ten 18 Millionen DM vorgeschlagen. Die von der 
Mehrheit des Ausschusses geforderte Kürzung trifft 
die Betreuungsorganisationen besonders hart, in 
einer Zeit, in der Betreuungsmaßnahmen nicht ab-
sondern infolge der großen Zahl der ausländischen 
Arbeitnehmerarbeitslosen ausgebaut werden müß-
ten. 

200 Millionen DM wurden vom Bundesarbeits-
ministerium für zusätzliche Arbeitsförderungsmaß-
nahmen, die insbesondere für Jugendliche gedacht 
sind, in den Haushalt eingestellt. Wir begrüßen das. 
Wir müssen aber darauf hinweisen, daß ein ähn-
liches Programm schon im Jahre 1975 von der CDU/ 
CSU-Fraktion vorgelegt wurde. Leider kamen wir 
damals nicht zum Erfolg. Die jetzt eingeleiteten 
Maßnahmen kommen mit Verspätung. Ein Jahr, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, bedeutet 
im Leben eines jungen Menschen sehr viel. In die-
sem Zusammenhang sei es mir gestattet, von dieser 
Stelle all denen Dank zu sagen, die sich in der Ver-
gangenheit in den freien Organisationen und auch 
heute noch um die berufliche Bildung und die in-
dividuelle Förderung berufsvorbereitender Maß-
nahmen, um die berufliche Bildung und Umschulung 
junger Arbeitnehmer bemüht haben. 

Ich komme zum Schluß. Einzelplan 11 zeigt dem 
aufmerksamen Beobachter und Leser, daß das Netz 
der sozialen Leistungen in seinen Grundstrukturen 
von der CDU/CSU und nicht von der SPD/FDP-
Koalition geknüpft wurde. Die Fundamente des 
Sozialstaats der Bundesrepublik Deutschland sind 
von der CDU/CSU gelegt worden. 

(Frau Hürland [CDU/CSU] : So ist es!) 

Die Politik der jetzigen Bundesregierung hat sicher-
lich manche Masche des sozialen Netzes geknüpft, 
aber manche Masche wurde auch wieder zerrissen, 
und manche Masche ist fallengelassen worden. 
Durch diese Löcher sind noch im Mai 1976 1 Mil-
lion und mehr Arbeitslose gefallen. 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Sehr 
wahr!) 

Nicht zuletzt wegen dieser Tatsache lehnen wir, die 
CDU/CSU, den Haushalt des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Glombig. 

Glombig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will gleich mit dem letzten beginnen. 
Herr Kollege Krampe hat die unglaubliche Behaup-
tung aufgestellt, daß 1 Million Arbeitslose in diesem 
Land durch die Maschen unseres Netzes der sozialen 
Sicherheit gefallen seien. Das glaubt er wohl selbst 
nicht, denn zu keiner Zeit hat die Qualität der Lei-
stungen innerhalb der Arbeitslosenversicherung 
einen so hohen Rang gehabt wie zu dieser. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und das ist doch wohl unbestreitbar ein Verdienst 
der sozialliberalen Koalition. Da kann man doch 
nicht so tun, als lebten die Arbeitslosen von heute 
in einem ähnlichen Elend wie die Arbeitslosen vor 
dein ersten Weltkrieg, zwischen den beiden Welt-
kriegen oder nach dem letzten Weltkrieg. 

(Burger [CDU/CSU] : Hat das jemand be

-

hauptet?) 

— Na ja, das liegt in der Behauptung, die Arbeits-
losen seien durch die Maschen des Netzes der sozia-
len Sicherheit gefallen. Ich glaube, das muß richtig-
gestellt werden. 

Aber, meine Damen und Herren, ich möchte, bevor 
ich zu ganz anderen, für Sie hoffentlich neuen Er-
kenntnissen komme, noch ganz kurz auf die Finanz-
lage der Sozialversicherung eingehen und dazu eine 
kurze Bemerkung machen, obwohl alle wesentlichen 
Argumente bereits mehrfach vorgetragen worden 
sind. Aber ich meine, hier muß zum Abschluß noch 
etwas klargestellt werden. 

Die Rentenversicherung befindet sich in einer kon-
junkturell bedingten, also in einer vorübergehenden 
Phase ungünstiger Einnahmen- und Ausgabenent-
wicklung; das wird von uns nicht bestritten. Der 
weitere Konjunkturaufschwung, den ja nun selbst 
die CDU/CSU nicht mehr leugnet, wird die Finanz-
situation der Rentenversicherung verbessern; auch 
das ist ja wohl unbestritten. Die ungünstigen lang-
fristigen Vorausrechnungen, die von interessierter 
Seite immer wieder auf den Markt gebracht werden, 
beruhen auf einem Wachstumspessimismus, der zwar 
konjunkturpsychologisch erklärbar, aber nicht ge-
rechtfertigt ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Wir sollten uns allesamt den Blick nicht trüben las-
sen, auch am heutigen Tage nicht. Es kommt jetzt 
darauf an, bewußt die antizyklische Funktion — die 
Sie, wenn ich es richtig verstanden habe, ja doch vor 
allem auch gewollt haben — in unserem System der 
Rentenversicherung wirken zu lassen, wenn notwen-
dig — und ich lege besonderen Wert darauf, das zu 
sagen — unter Einsatz der Rücklagen. Es müßte 
eigentlich selbstverständlich sein, daß die Rücklagen 
der Rentenversicherung nicht um ihrer selbst willen 
angesammelt werden, sondern eigens zu dem Zweck, 
im Interesse der Rentner, der Beitragszahler und der 
ganzen Volkswirtschaft die Renten auch in wirt-
schaftlich schwierigen Zeiten ohne Schmälerung und 
ohne Beitragserhöhung zahlen zu können. Die Ver-
sicherungsträger müssen auch mit ihren Rücklagen 
die Liquidität sicherstellen. Wir wissen, daß sie be-
reits entsprechende Vorsorge getroffen haben. Die 
Sicherheit der Renten ist aber von diesen finanz- 
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technischen Fragen nicht abhängig, und ich glaube, 
es ist gut, mit dieser Verunsicherung der Rentner 
und der Versicherten aufzuhören. 

Meine Damen und Herren, Sie werden sicherlich 
Verständnis dafür haben, daß ich jetzt einige Aus-
führungen mache, die nicht so sehr die Sozialpolitik 
von Herrn Katzer — der ja als Exponent der Sozial-
politik der CDU/CSU angesehen wird — im Mittel-
punkt haben, sondern eigentlich diese andere Art 
und Richtung von Sozialpolitik, die ich einmal als 
konservative Sozialpolitik bezeichnen möchte und 
die doch, so meine ich, hier in diesen Tagen so 
plastisch zum Ausdruck gekommen ist. Ich denke, 
das kann so wirklich nicht unwidersprochen bleiben. 

Ich meine, hier muß auch einmal dieses ganze 
Spannungsfeld zwischen der konservativen Sozial-
politik auf der einen Seite und der von Ihnen, Herr 
Katzer, vertretenen Sozialpolitik — wenn sie nicht 
auch als konservativ bezeichnet werden soll - auf 
der anderen Seite dargelegt werden, und dasselbe 
gilt für das Spannungsfeld zwischen der konservati-
ven Sozialpolitik der Union auf der einen und der 
fortschrittlichen Sozialpolitik der Sozialdemokraten 
auf der anderen Seite. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist doch ein nicht zu 
beschreibender Unsinn, 

(Schröder [Lüneburg] [CDU/CSU] : Das ist 
wirklich Unsinn!) 

in einem solchen Zusammenhang so ein Wort wie 
„Freiheit oder Sozialismus" ins Spiel zu bringen. 
Wenn ich mir vor Augen halte, daß Herr Carstens 
am Dienstag dieser Woche in diesem Hause — er 
konnte auch durch sein sicherlich gewinnendes 
Lächeln seine Unkenntnisse auf dem Gebiet nicht 
verbergen, aber immerhin — den Versuch gemacht 
hat, gewisse Konturen dieser konservativen Sozial-
politik zu entwickeln — bei Herrn Strauß haben 
wir ähnliches erlebt, sogar bei Herrn Dregger, aber 
vor allem bei Herrn von Weizsäcker —, dann muß 
festgestellt werden, daß die CDU/CSU schon seit 
einiger Zeit versucht, nämlich seit dem vorigen Jahr, 
die Sozialpolitik oder das, was sie dafür hält, zum 
Schwerpunktthema des Wahlkampfes zu machen, 
und dann ist es notwendig, festzustellen, daß die 
Behauptungen der CDU/CSU in sich völlig wider-
sprüchlich sind. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wenn Sie die Versicherten und Beitragszahler mit 
dem dauernden Gerede vom Zusammenbruch der 
Sozialversicherungsfinanzen ängstigen wollen, dann 
können Sie doch nicht gleichzeitig einer Rentenerhö-
hung um 11 °/o zustimmen, wie Sie es tatsächlich 
getan haben. Sie können nicht auf der einen Seite 
behaupten, in einigen Monaten sei die Auszahlung 
der Renten gefährdet, und dann auf der anderen 
Seite durch den Mund Ihres Vorsitzenden, Herrn 
Dr. Kohl, die nächste Rentenerhöhung zum 1. Juli 
1977 verbindlich zusagen — was sich ohnehin er-
übrigt, weil wir sie durchsetzen werden. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Außerdem versprechen Sie doch in Ihrem Wahl-
programm ganz generell, die Rentenansprüche nicht 
anzutasten. Sie können doch nicht im Ernst der 
Koalition vorwerfen, sie habe die wirtschaftliche 
Basis der Rentenversicherung unterhöhlt, und gleich-
zeitig, wie vorige Woche geschehen, Herr Franke, 
einem Gesetzentwurf des Bundesrates Ihre Stimme 
geben, der die Rentenversicherung mit unabsehba-
ren Milliardenaufwendungen belasten und ihre 
Finanzierung mit Sicherheit ruinieren würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Da ist es ganz bestimmt ein Skandal, wenn Sie in 
diesem Zusammenhang behaupten, Herr Kollege 
Franke, daß dieses Gesetz eine Abstützung gegen 
die soziale Demontage bedeute; das haben Sie vor-
hin hier ausgeführt. Da kann ich nur sagen: das 
glauben Sie doch wohl selbst nicht. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
ohne Sinn und Verstand benutzen Sie wahllos 
Schlagworte, mit denen Sie irgendwelchen Gruppen 
imponieren wollen. Der einen Gruppe sagen Sie, es 
sei nicht genug Geld für die Renten da, und ande-
ren Gruppen kommen Sie mit der entgegengesetzten 
Behauptung, es sei genug Geld da, um weitere For-
derungen finanzieren zu können. Sie handeln nach 
dem Motto: Für die einen die Sonthofener Krisen-
strategie und für die anderen die Sozialgarantie; 
das ist ein ganz neuer, allerdings verschwommener 
Begriff. 

Der wahre Grund für diese Taktik ist der, daß die 
CDU/CSU sich in der Sozialpolitik in großer Ver-
legenheit befindet. Das ist wohl nicht mehr zu be-
streiten. Sie hat der Erfolgsbilanz der soziallibera-
len Koalition nichts entgegenzusetzen, und sie weiß 
genau, daß die Wählermeinung nicht ihr, sondern 
der SPD die größere Leistungsfähigkeit und Kompe-
tenz in der Sozialpolitik zutraut. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Stark [Nür

-

tingen] [CDU/CSU] : Siehe Baden-Württem

-

berg!) 
— Es wird sich zeigen. 

Wir Sozialdemokraten haben — um das noch 
einmal zu unterstreichen — übrigens ja auch nie 
behauptet, daß zu Zeiten von Unionsregierungen 
keine sozialpolitischen Entscheidungen getroffen 
worden seien. Aber was hier geschehen ist — und 
das muß noch einmal unterstrichen werden in dem 
Zusammenhang —, blieb hinter dem Möglichen und 
hinter dem Notwendigen zurück oder konnte nur 
mit massivem Druck der Sozialdemokraten, der Ge-
werkschaften und anderer Sozialverbände durch-
gesetzt werden. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Als wir 
die absolute Mehrheit hatten!) 

— Auch als Sie die absolute Mehrheit hatten, haben 
Sie solche Dinge — gerade in der Zeit — nur unter 
diesem Druck gemacht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Als wir Sozialdemokraten im Bund die Regie-
rungsverantwortung übernahmen — das begann ja 
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bereits 1966, denn Sie waren damals am Ende und 
baten uns, in die Regierung zu kommen 

(Zuruf von der SPD) 

— ja, so ist es gewesen —, war das System der so-
zialen Sicherheit durch schwerwiegende Mängel 
gekennzeichnet. Das ist doch wohl nicht zu bestrei-
ten. Jahrzehntelang war unser Sozialversicherungs-
schutz auf die Arbeitnehmer, teilweise sogar nur auf 
die Arbeiter beschränkt. Viele Angestellte, die 
Selbständigen und die Hausfrauen waren aus der 
Sozialversicherung ausgesperrt. Die Kriegsopfer 
wurden vernachlässigt 

(Burger [CDU/CSU] : Das stimmt doch alles 
nicht!) 

— wurden vernachlässigt; das ist wiederholt nach-
gewiesen worden, ich kann es im einzelnen noch 
einmal nachweisen, aber leider haben wir die Zeit 
nicht —, und sie mußten sich — das ist doch auch 
unbestritten — ihre gelegentlichen Rentenerhöhun-
gen mit Protestmärschen auf Bonn erkämpfen. 

(Burger [CDU/CSU] : Wie auch jetzt!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Glombig, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Geisenhofer? 

Glombig (SPD) : Ja, gern. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Bitte sehr! 

Geisenhofer (CDU/CSU) : Herr Kollege Glombig, 
auf Ihre Äußerung, die Kriegsopfer seien von den 
Unionsregierungen vernachlässigt worden, möchte 
ich Sie fragen: Würden Sie die unbestreitbare Tat-
sache bestätigen, daß erstmalig in der Geschichte 
der Kriegsopferversorgung der Nachkriegszeit Lei-
stungen in Höhe von 150 Millionen DM, die die 
CDU/CSU den Kriegsopfern gewährt hat, von der 
SPD/FDP-Koalition wieder zurückgenommen wur-
den, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

und würden Sie bestätigen, daß in den letzten drei 
Jahren der VdK Deutschland dreimal in Großkund-
gebungen in Bad Godesberg und in Bonn wegen 
Ihrer unsozialen Haltung demonstrieren mußte? Sie 
verdrehen ja die Tatsachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Glombig (SPD) : Meine Damen und Herren, erst 
einmal muß ich feststellen, daß von 1969 bis 1976 
der Ansatz für die Kriegsopferversorgung im Bun-
deshaushalt von 6 Milliarden auf 11 Milliarden DM 
gestiegen ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

In dieser Zeit sind durch die Rentendynamisierung 
die Renten der Kriegsopfer mehr als verdoppelt 
worden. Das gilt vor allem für die Kriegerwitwen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP 
— Zuruf des Abg. Geisenhofer [CDU/CSU]) 

Die Kriegsopferverbände haben in den 60er Jahren 
hier vor diesem Hause demonstriert. Wollen Sie 
das vergleichen mit dem Unmut darüber, daß Wit-
wenbeihilfen in den Fällen, in denen ein Einkom-
men von mehr als 1 700 DM im Monat bezogen wird, 
nicht noch zusätzlich zu dieser Alterssicherung ge-
zahlt werden? Wollen Sie das etwa gleichsetzen mit 
der Witwenversorgung? 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Hier wird niemandem etwas genommen. Doch mei-
nen wir, daß in einem Punkte zuviel des Guten ge-
schehen würde, wenn wir auf dieser Ebene fort-
führen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

Hier haben wir allerdings auch den Mut, Korrek-
turen vorzunehmen, von denen Sie so gerne spre-
chen, vor allen Dingen Herr von Weizsäcker, auf 
den ich in diesem Zusammenhang gleich noch kom-
men werde. 

Ich wollte sagen: Es gab keinen allgemeinen 
Rechtsanspruch z. B. auf Ausbildungsförderung. Das 
Stiefkind der Sozialpolitik war die Rehabilitation 
Behinderter. Da können Sie reden, wie Sie wollen. 
Verwechseln Sie bitte nicht Kriegsbeschädigte und 
Arbeitsunfallverletzte mit Behinderten, die von Ge-
burt an oder seit frühester Jugend behindert sind. 
Für diese haben Sie in jener Zeit keinen Finger 
gerührt. Das ist doch nachweisbar. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Frühere Unionsregierungen hatten sich um die 
Absicherungen der Betriebsrenten, um die soziale 
Sicherung der geschiedenen Frauen oder um die 
Gesundheitsvorsorge in der Krankenversicherung 
nicht gekümmert. Das System des Familienlasten-
ausgleichs haben wir nach sozialen Gesichtspunkten 
verändert, denn es war kopflastig geworden, und 
zwar zum Nachteil der Einkommensschwachen und 
zugunsten der Besserverdienenden. Auch die Kin-
dergeldreform hat die Freiheitsspielräume der Be-
troffenen erweitert — und darum geht es doch in 
dieser Debatte —, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

ebenso wie das, was wir für die Kriegsopfer getan 
haben, doch in Wahrheit ein Musterbeispiel für 
die Erweiterung der Freiheit durch soziale Sicher-
heit ist und nichts anderes. Wir lassen uns nicht von 
Ihnen im kommenden Wahlkampf diffamieren. Ich 
glaube, die Bürger draußen verstehen, was wir für 
sie getan haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Gestaltung der Ar-
beitsbedingungen und der Arbeitsbeziehungen — 
hier komme ich auch wieder auf Herrn von Weiz-
säcker zurück — nimmt ganz gewiß in der gesell-
schaftspolitischen Auseinandersetzung eine zentrale 
Position ein — nicht bei Ihnen, sondern bei uns. 
Es geht um das, was plakativ mit dem Slogan — 
und bei uns ist dies kein Slogan geblieben — „Hu-
manisierung des Arbeitslebens" umschrieben wird. 
Der Slogan hat durch die Arbeit dieser Bundesregie- 
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rung eine wachsende Zugkraft entwickelt; denn Na-
men von Sozialdemokraten, besonders der Walter 
Arendts — aber ich will in diesem Zusammenhang 
auch den Namen Hans Matthöfer nicht verschwei-
gen —, stehen für vielfältige Aktivitäten, mit de-
nen die Weichen für eine Humanisierung des Ar-
beitsleben gestellt worden sind. Die Opposition — 
um das auch gleichzeitig zu sagen —, einseitig dar-
auf fixiert, stets neue Krisenstimmung zu erzeugen, 
hat keinen einzigen Beitrag zu dieser Humanisie-
rung der Arbeitswelt geleistet. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Gestatten Sie mir auch eine Bemerkung zur ar-
beitsmarktpolitischen Situation, weil ich meine, daß 
das unumgänglich ist. Wir Sozialdemokraten über-
sehen nicht, was die Arbeitslosigkeit für den ein-
zelnen bedeutet. Ich habe vorhin von der Qualität 
der Leistung gesprochen, die heute eine andere ist. 
Wir wissen sehr wohl, was Arbeitslosigkeit geistig-
seelisch für den Menschen bedeutet. Das braucht 
man doch Sozialdemokraten nicht weiszumachen. 

(Beifall bei der SPD — Schröder [Lüne-
burg] [CDU/CSU]: Doch!) 

Aber die Arbeitslosigkeit ist auch durch struktu-
relle Komponenten gekennzeichnet, und das darf in 
diesem Zusammenhang ebenfalls nicht verschwiegen 
werden. 

Dabei möchte ich Ihnen von der Opposition auch 
etwas Hoffnung machen. Im Entwurf unseres Re-
gierungsprogramms für die Jahre 1976 bis 1980 
haben wir die Sicherung der Arbeitsplätze zum 
obersten Ziel unserer Politik deklariert. Übrigens 
war das vorher schon unser oberstes Ziel; aber wir 
haben das damit den Menschen draußen noch ein-
mal deutlich machen wollen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Mit wel-
chem Ergebnis? — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU) 

— Ich glaube, Probleme wie Arbeitslosigkeit oder 
die Frage, wie Arbeitslosen zumute ist, sind für Sie, 
Prinz Botho, schwer nachzuvollziehen. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : 1972 habt ihr das auch schon 
versprochen! — Dr. Stark [Nürtingen] 
[CDU/CSU] : 1969 haben Sie das schon ver-

sprochen!) 

Wenn Sie es trotzdem versuchen, bin ich Ihnen 
sehr dankbar. Um die Arbeitslosigkeit zu besei-
tigen, bedarf es einer aktiven Beschäftigungspolitik, 
sicherer Ausbildungs- und Arbeitsplätze für Jugend-
liche — ich finde, das ist ein Punkt, zu dem Sie 
hier völlig geschwiegen haben — sowie einer Mo-
dernisierung der Volkswirtschaft. 

Die Politik der Opposition ist auch in diesem Be-
reich durch sehr interessante Widersprüche gekenn-
zeichnet. Während CDU und CSU z. B. die Jugend-
arbeitslosigkeit immer wieder anprangern — das ist 
in Ordnung —, wird gerade heute die Oppositions-
mehrheit im Bundesrat den Versuch unternehmen, 
eine sinnvolle Neuordnung der beruflichen Bildung 
abzublocken. Wir hätten eigentlich erwartet, meine 

Damen und Herren auf der Seite der Opposition, 
daß sie von dieser Stelle aus an Ihre Freunde im 
Bundesrat die Aufforderung richten würden, dieses 
Gesetz im Interesse der arbeitslosen Jugendlichen 
nicht zu blockieren. Das haben Sie versäumt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist ein unverantwortliches Spiel, das Sie mit den 
Chancen der jungen Generation unseres Landes hier 
treiben. 

Ich will nicht noch einmal besonders auf das ein-
gehen, was Sie über die Kosten der Altenheime 
gesagt haben. Hier ist die Entwicklung ähnlich wie 
bei den Krankenhäusern verlaufen. Einiges haben 
wir gewollt. Wir wollten z. B., daß die Arbeitneh-
mer in diesen Einrichtungen nicht mehr nur für 
Gotteslohn arbeiten. Aber ich will Ihnen eines sa-
gen, Herr Katzer: Die Freibeträge, die Sie gefordert 
haben, sind von der SPD-Fraktion bereits bei der 
Verabschiedung des Bundessozialhilfegesetzes im 
Jahre 1961 gefordert worden. Sie haben sie damals 
als Regierungspartei abgelehnt. 

(Beifall bei der SPD — Katzer [CDU/CSU] : 
Sie haben es nicht kapiert, Herr Glombig!) 

— Ja, das ist die große Tragik bei mir. Ich sehe ein, 
daß es gut ist, alte Menschen zu besuchen. Sie 
sagten, Sie seien gestern bei Alten im Altersheim 
gewesen. Vielleicht hätten Sie ein bißchen länger 
hier sein sollen, um die Diskussion auch über Fra-
gen der wirtschaftspolitischen Entwicklung besser 
verfolgen zu können. Sonst wären Sie sicherlich zu 
den Zahlen über das reale, verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte, die Sie in diesem Zu-
sammenhang genannt haben, nicht gekommen. 
Denn der internationale Vergleich der realen, ver-
fügbaren Einkommen der privaten Haushalte im 
Jahre 1975 zeigt in der Veränderung gegenüber dem 
Vorjahr in Prozenten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland ein Plus von 4,5 °/o hat. Das ist doch 
wohl eine ganz andere Zahl als die, die Sie hier ge-
nannt haben. 

Fast alle von CDU und CSU zu verantwortenden 
Versäumnisse in der sozialen Sicherung haben wir 
nach und nach beseitigt, soweit es irgendwie mög-
lich war. Letztlich mußte die CDU/CSU die Versäum-
nisse in der Zeit ihrer Regierungsverantwortung zu-
geben, indem sie den meisten unserer sozialpoliti-
schen Reformen zustimmte, da sie sich ihnen ledig-
lich aus politischen Gründen nicht entgegenstellen 
konnte, und auch deshalb, weil sie ihnen nicht die 
Spur einer eigenen sozialpolitischen Konzeption ent-
gegenzusetzen hatte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, ich 
darf Sie darauf aufmerksam machen, daß Ihre Rede-
zeit abgelaufen ist. 

Glombig (SPD) : Wir stehen hier heute morgen 
erneut unter Zeitdruck. 

Ich möchte zum Schluß kommen und Ihnen sagen, 
daß für die SPD im Gegensatz zur CDU/CSU mit 
ihren verschiedenen Gruppen — dabei ist die 
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Gruppe der Arbeitnehmer die schwächste — die 
Richtung der Sozialpolitik klar ist, sehr klar. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Sie ist in unserem Regierungsprogramm für die 
nächste Legislaturperiode festgelegt: 

Dank der Politik der Sozialdemokraten unter 
Mitarbeit der Gewerkschaften können sich die 
Menschen in unserem Lande heute auf ein dich-
tes und tragfähiges soziales Netz verlassen. Un-
ser Sozialstaat garantiert Rechte. Das ist mehr 
als eine gnädige Hilfe im Notfall. Unser Sozial-
staat hat damit eine neue, eine bessere Qualität 
gewonnen. Diese Leistung bleibt mit Walter 
Arendt, dem ersten Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung der SPD, untrennbar ver-
bunden. 

Dafür danken wir ihm, dafür danken wir dem Bun-
deskanzler, dafür danken wir der ganzen Bundes-
regierung, 

(Beifall bei der SDP und der FDP) 

die auch uns als sozialdemokratische Fraktion bei 
unseren Bemühungen immer wieder großes Ver-
ständnis entgegengebracht hat. 

Ihnen, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, sage ich zum Schluß: Art. 20 Abs. 2 GG ver-
pflichtet uns auf einen demokratischen und sozialen 
Bundesstaat. Sozialdemokraten nehmen diese Ver-
pflichtung ernst und werden auch in der Zukunft 
mit aller Kraft dafür sorgen, daß dieser Auftrag des 
Grundgesetzes erfüllt wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und Her-
ren, es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzel-
plan 11 — Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung. Wer zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Keine 
Enthaltungen. Mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen der Opposition angenommen. 

Ich komme zu Nr. 27 des Punktes I der Tages-
ordnung: 

Einzelplan 15 
Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 
— Drucksache 7/5045 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Schröder (Lüneburg) 
Abgeordneter Carstens (Emstek) 

Als Berichterstatter hat der Abgeordnete Carstens 
(Emstek) das Wort. 

(Seiters [CDU/CSU] : Als Berichterstatter 
und in der Debatte! Das ist abgestimmt!) 

— Ich bitte Sie aber, sorgfältig zwischen den beiden 
Aufgaben zu unterscheiden. 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir hat-
ten uns innerhalb der Fraktionen so geeinigt, daß 
ich hier als Berichterstatter spreche, aber durchaus 
auch mit politischen Aussagen an der Debatte teil-
nehmen kann. 

In den letzten Jahren hatte ich als zuständiger 
Berichterstatter im Haushaltsausschuß eine gute 
Möglichkeit, die Politik der Regierung und der Frau 
Ministerin auf diesem Gebiet aus nächster Nähe 
zu beobachten. Ich bin aber bedauerlicherweise nicht 
in der Lage, dieser Politik ein positives Zeugnis 
auszustellen. Sicher haben Sie, Frau Ministerin, sich 
bemüht, zumindest in einige Teilgebiete neue Über-
legungen einfließen zu lassen. Das will ich Ihnen 
gern bestätigen. Aber insgesamt komme ich zu 
dem Schluß, daß aus Ihrem Haus keine neuen Ideen 
gekommen sind, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

daß der eigentliche politische Schwung fehlte und 
daß Ihre Arbeit als wenig aussagekräftig zu be-
zeichnen ist. Oder sollte es etwa daran gelegen 
haben, Frau Ministerin, daß Sie sich mit Ihren Vor-
stellungen im Kabinett nicht durchsetzen konnten? 

(Zurufe von der CDU/CSU: So war es! — 
Beides trifft zu!) 

Offensichtlich sind ja die Familien- und die Ge-
sundheitspolitik bei SPD und FDP nicht gut auf-
gehoben, sondern nehmen dort einen nachgeord-
neten Rang ein. 

(Zuruf von der SPD: Sprechen Sie als Be

-

richterstatter?) 

Oder was soll man sonst sagen, wenn für den Ein-
zelplan 15 im Jahr 1976 zirka 500 Millionen DM 
weniger zur Verfügung stehen als im Jahr zuvor, 
wenn Altes dürftig weitergeführt wird und neue 
Ideen spärlich bleiben, wenn hier hin und wieder 
ein neues Modellvorhaben durchgeführt wird und 
dort vielleicht mehrere Forschungsaufträge verge-
ben werden? Das ist doch keine konkrete Politik, 
über die zu reden sich lohnt. Damit können doch 
die Bürger unseres Landes nichts anfangen, meine 
Damen und Herren von der Koalition. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Car-
stens (Emstek), ich stelle fest: Sie sprechen als Red-
ner und nicht als Berichterstatter. Hier ist offenbar 
ein Irrtum unterlaufen. Zum Zweiten darf ich Sie 
fragen, ob Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Grobecker gestatten. 

Carstens (Emstek) (CDU/CSU) : Ja, bitte. 

Grobecker (SPD): Die Frage ist jetzt überflüssig, 
Herr Präsident. Ich wollte fragen, ob ich Sie falsch 
verstanden habe, als Sie Herrn Carstens als Be-
richterstatter angekündigt haben. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Sie haben mich nicht 
falsch verstanden. Aber ich war falsch informiert. 

Bitte sehr, Herr Abgeordneter Carstens, fahren 
Sie als Redner fort. 
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Carstens (Emstek) (CDU/CSU) : Recht schönen 
Dank, Herr Präsident! 

Meine Damen und Herren von der Koalition, wenn 
Sie argumentieren, Familienpolitik sei nicht nur öko-
nomisch und nicht nur aus der Sicht des Einzel-
plans 15 zu sehen, dann haben Sie zwar recht. Aber 
das trübe Bild, das Ihre Familienpolitik abgibt, kön-
nen Sie dadurch nicht aufhellen. Ganz im Gegenteil! 
Vor allen wichtigen Fragen sind Sie ausgewichen. 
Ihre sogenannte Bilanz vom April 1976 ist in Wirk-
lichkeit eine Bilanz Ihrer Unterlassungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihre Beschlüsse etwa zur sogenannten Reform des 
§ 218 StGB und zum Ehe- und Familienrecht können 
wohl schwerlich als politische Entscheidungen für die 
Familie angesehen werden. Und was die ökonomi-
sche Seite angeht, so kann man nicht gerade sagen, 
daß die Inflationspolitik, die Sie jahrelang betrieben 
haben, familienfreundlichen Charakter hatte. Hinzu 
kommt, daß von Ihnen ein Einfrieren der finanziellen 
Mittel, zum Beispiel des Kindergelds, des Wohn-
gelds und der Mittel für den sozialen Wohnungsbau 
— sofern man ihn noch so bezeichnen kann — auf 
Jahre vorgesehen ist und somit ein ständiges Ab-
sinken der realen Familienförderung zu verzeichnen 
sein wird. Immer mehr Familien rutschen leider mit 
ihrem Einkommen unter die Sozialhilfeschwelle. 

Und was Sie von der SPD in Ihrer Wahlplattform 
zur Familienpolitik sagen, ist auch nicht gerade um-
werfend. Das trifft übrigens auch für die Gesund-
heitspolitik zu, wo Sie sich mühsam angestrengt ha-
ben, fünf kleine Pünktchen zusammenzutragen; es 
sind zum Teil Auflistungen aus vergangenen Bun-
destagsperioden. 

Sehen wir uns nun Ihren Etat etwas näher an. 
89 bis 90 0/0 entfallen auf das Kindergeld, 7 °/o auf das 
Krankenhausfinanzierungsgesetz, 2 bis 3 °/o auf inter-
nationale und gesetzliche Verpflichtungen, Personal-
kosten und sonstige faktisch gebundene Ausgaben 
an Zuwendungsempfänger. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieviel auf Pro-
paganda?) 

Zu sagen, Sie hätten 1 °/o des Etats zu Ihrer freien 
Verfügung, scheint mir geprahlt zu sein. 

Aber was folgern Sie, Frau Ministerin, aus dieser 
Tatsache? Obwohl nicht einmal ein freier Finanzie-
rungsraum von 1 °/o vorhanden ist, sahen Sie sich, 
Frau Focke, in der Lage — Herr Kollege Schröder, 
Sie machten mich darauf aufmerksam —, die Ansätze 
für Öffentlichkeitsarbeit im weiteren Sinn großzügig 
auf etwa 20 Millionen DM zu erhöhen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Unbedingt förderungswürdige Vereine und Ver-
bände hingegen mußten erheblich Federn lassen. 
Auch hierbei scheute die Frau Ministerin davor zu-
rück, Entscheidungen zu treffen und Prioritäten zu 
setzen. Völlig einfallslos wurden die Zuwendungs-
empfänger mit mindestens 3,3 °/o über einen Kamm 
geschoren. Die Mittel für Öffentlichkeitsarbeit aber 
wurden erhöht, und dies wurde mit sachlicher Not-
wendigkeit begründet. 

Es mutet komisch an, wenn bei der Titelgruppe 
„Maßnahmen für die ältere Generation" für 1976 
und nur für 1976 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

eine Aufstockung um 1,5 Millionen DM vorgenom-
men wird und innerhalb dieser Titelgruppe der An-
satz für Herstellung, Ankauf und Verbreitung von 
Material um fast 25 °/o ansteigt. 

(Zuruf von der SPD: Fragen Sie mal Herrn 
von Eckhardt, was er gemacht hat!) 

— Wieviel werden wir davon wohl, Herr Kollege 
Zwischenrufer, im Laufe des Wahlkampfes, so in den 
Monaten August, September, wiedersehen? 

Ähnlich ging es mir, als ich mir die Einzelheiten 
zu der Fernsehserie „Elternführerscheine" ansah; im 
bürgerlichen Sprachgebrauch ist das die sogenannte 
Sesamstraße für Erwachsene. Kostenpunkt: 200 000 
DM. Es wird doch wohl kein Zufall sein, daß Frage-
bogen-Timing, Auswertung und Verleihung der 
Führerscheine terminlich direkten Bezug zur Bundes-
tagswahl haben. 

Oder wie steht es mit dem Thema gesundheitliche 
Aufklärung? Das ist ein interessanter Titel. Auch 
hier wurde der Mittelansatz für 1976 — und nur für 
1976 — um 4 Millionen DM aufgestockt, und das 
wurde mit sachlicher Notwendigkeit begründet. 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie das be

-

streiten?) 

— Gesundheitliche Aufklärung ist sicher überaus 
wichtig. Aber sollte diese Erhöhung denn nur im 
Jahre 1976 nötig sein? Sind das alles nur Zufälle, ge-
rade im Jahr 1976? 

Ich meine, wir sollten doch so ehrlich sein und 
einen gewissen Grund, eine gewisse Absicht seitens 
des Hauses dahinter sehen, daß diese Mittel nur im 
Jahre 1976 erhöht werden. Frau Ministerin Focke, 
wir werden die Aktionen der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung in diesem Jahr genaue-
stens unter die Lupe nehmen. Vorsorglich bitten wir 
den Bundesrechnungshof, sich ebenfalls darum zu 
kümmern, ob die Ausgaben für Filme, Broschüren 
usw. wirklich sachlichen Notwendigkeiten entspre-
chen. 

Wenn ich den Begriff „sachlich notwendig" höre, 
dann frage ich mich, wie das im Zusammenhang mit 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
überhaupt der Fall sein kann, ist doch die Stelle 
des Leitenden Direktors schon seit 1975 nicht besetzt. 
Frau Focke, Sie erhöhen die Mittel erheblich, be-
gründen das mit sachlichen Notwendigkeiten und 
wissen noch nicht einmal, wer die Leitung des Hau-
ses übernimmt. Es ist bezeichnend, daß der von Ih-
nen von den Bewerbern gewählte, als sehr links-
lastig angesehene Kandidat vom Bundespersonal-
ausschuß nicht für fachlich qualifiziert gehalten 
wurde, eine B 3-Stelle auszufüllen. 

(Egert [SPD]: Es ist ja einfach nicht wahr, 
was Sie sagen! Absoluter Quatsch!) 

Wie paßt das eigentlich zusammen? Sie scheinen 
also auch bei Personalentscheidungen offensichtlich 
keine glückliche Hand zu haben, wie das ja schon die 
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Berufung des Präsidenten des Bundesgesundheits-
amtes, Professor Fülgraff, gezeigt hat, zu dem Herr 
Professor Carstens bereits am ersten Tag der Haus-
haltsdebatte Ausführungen gemacht hat. Dieser Prä-
sident ist in Ihrer Amtszeit, unter Ihrer Verantwor-
tung, Frau Focke, in sein Amt gekommen. 

Als letztes noch einige Sätze zu einem Thema, 
das uns kostenmäßig sicherlich noch lange Zeit be-
schäftigen wird. Ich sage Ihnen das als Mitglied des 
Haushaltsausschusses und nicht als Gesundheitsex-
perte. Mir geht es — und da habe ich ernste Sorgen 
— um den Bereich des Gesundheitswesens, speziell 
aber um den Krankenhausbereich. Dazu haben wir 
den Bericht des Ministeriums vorliegen. Er enthält 
aber keine konkreten Vorschläge, sondern listet 
Zahlen über die Krankenhausverweildauer, über die 
Bettenzahl auf und macht eine Prognose des Betten-
sollbestandes. Das hilft uns nicht weiter. Hier müs-
sen konkrete Vorschläge gemacht werden. 

Herr Minister Friderichs hat das Thema gestern 
auch angesprochen und weise über die Länder ge-
redet, hat dann aber das Rednerpult verlassen und 
hat sich aus der Affäre gezogen, ohne dazu Aus-
sagen zu machen. 

Ich will Ihnen dazu eines sagen: Das Hauptübel 
der Kostensteigerungen liegt darin begründet, daß 
es keinen Anreiz und auch keine Motivation zum 
wirtschaftlichen Handeln gibt. Der Gewinn- und Ver-
lustausgleich — auch der Verlustausgleich — ist in 
vollem Umfang, bis auf den letzten Pfennig, gesi-
chert. Das gilt auch für die Selbstkostendeckung. 
Alle sogenannten notwendigen Kosten werden im 
Pflegesatz untergebracht. Es kommt also nicht so 
sehr auf wirtschaftliches Handeln an, sondern ledig-
lich darauf, daß die Notwendigkeit der angefallenen 
Kosten nachgewiesen wird. Das muß zwangsläufig 
dazu führen, daß eine besondere Geschicklichkeit 
entwickelt wird, die Notwendigkeit der Kosten nach-
zuweisen. Das Ziel müßte sein, wirtschaftliches Han-
deln zu bewirken. Dafür gibt es aber keinen Anreiz, 
keine Motivation. Selbst Krankenhäusern in freier 
Trägerschaft wurde zusätzlich noch diese Motivation 
zum wirtschaftlichen Handeln weitgehend genom-
men. Alles ist geregelt, alles scheinbar gut kontrol-
liert, alles muß genehmigt werden. Aber nichts, auch 
gar nichts, reizt zum wirtschaftlichen Handeln an. 
Diesen Punkt, meine Damen und Herren, sollten wir 
uns als Parlament vornehmen. Es ist ein wesent-
liches Thema. Die Regierung ist offensichtlich nicht 
in der Lage oder nicht bereit, dazu konkrete Vor-
schläge zu machen. Wir sollten diesen Punkt an-
gehen, sobald wir die Möglichkeit dazu haben. 

Meine Damen und Herren, insgesamt entwickelt 
der Einzelplan falsche Vorstellungen zur Familie, 
zur Jugend, zur Gesundheit. Aus diesem Grunde 
werden wir von der CDU/CSU den Einzelplan 15 ab-
lehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lieber Kollege Carstens, der Versuch,  

hier als Berichterstatter zu sprechen, ist mißlungen. 
Es hätte wohl für Sie die Reise Ihres Namensvetters 
nach Angola bedeutet, wenn man von Ihnen er-
wartet hätte, Ihre Debattenredner-Rede in eine Be-
richterstatter-Rede umzuändern. Daß Ihnen dies 
nicht gelungen ist, tut mir leid. Sie haben sich hier 
auf diese Art und Weise das Erstgeburtsrecht er-
schlichen. Es steht Ihnen eigentlich nicht zu. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Ich weiß 
nicht, wie Sie dazu kommen!) 

Normalerweise würden wir erwarten, daß Ihr Na-
mensvetter Carstens (Fehmarn) das macht und nicht 
Sie. 

Ich möchte zu den Zahlen des Haushalts kommen. 
Die große Ziffer, die im Einzelplan 15 — Bundes-
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit — 
steht, lautet auf 12,7 Milliarden DM. Diese 12,7 Mil-
liarden DM sind das Kindergeld. Wenn man sich 
diese Zahlen im Rahmen der Diskussion, die wir 
hier geführt haben, genauer anschaut, dann ist das 
ein gutes Prozent des Bruttosozialprodukts und da-
mit auch ein gutes Prozent Staatsquote. Alle die-
jenigen, die hier gegen die Höhe der Staatsquote 
zu Felde gezogen sind, sollten sich diesen Sachver-
halt einmal überlegen: fast 8 % des Bundeshaus-
halts und 1 % Staatsquote. Vielleicht gelingt es 
Herrn Schröder (Lüneburg), Herrn Carstens (Emstek) 
oder auch dem Kollegen Blüm, der aber jetzt nicht 
da ist, es denjenigen in der Fraktion der „U"-Par-
teien klarzumachen, was es mit Staatsquote und 
Kindergeld auf sich hat, die dort eine Philosophie 
gegen die Staatsquote anwenden wollen und nicht 
merken, wie wenig Wirklichkeitsgehalt diese Philo-
sophie hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und dies gilt bis zu dem Punkt, an dem hier man-
cher dargelegt hat, daß von den zusätzlich verdien-
ten Mark-Stücken oder Hundert-Mark-Scheinen nur 
noch wenig in den Händen und Taschen der Bürger 
bleibe. Wesentliches von dem, was abgegeben wird, 
fließt zurück über die Staatsquote. Die zusätzlich 
verdienten Mark-Stücke oder Hundert-Mark-Schei-
nen kehren zum Teil, zu einem erheblichen Teil 
über Wohngeld, über Kindergeld und eine Vielzahl 
von anderen Leistungen zurück, die niemand mis-
sen möchte. 

Diese von meinem Kollegen von Bülow genann-
ten Transferleistungen sind Ausdruck — und hier 
ist das zweite philosophische Problem, das Sie, wenn 
Sie es aufrühren, in diesem Zusammenhang behan-
deln müssen — von Solidarität, Solidarität der Star-
ken mit den Schwachen. Dies ist wohl auch die 
Solidarität, die Sie eigentlich meinen, wenn es dar-
um geht. Nur dann, bitte schön, führen Sie es durch 
und machen Sie keine allgemeine Philosophie dar-
über! 

Sie haben ja, wenn man Ihr Wahlprogramm liest, 
zu diesem Zweck auch ab und zu einmal vernünftige 
Sätze geschrieben. Es gibt einen Satz, der drückt die 
Philosophie der Mehrheitsparteien dieses Hauses 
und der Regierung präzise in Ihrem Programm aus. 
Ich mache Ihnen sogar das Lob: Den haben Sie in 
der Formulierung nicht bei uns abgeschrieben wie 
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die anderen Grundwerte, sondern dies ist nach mei-
nem Eindruck in der Tat einmal eine gelungene 
Wortschöpfung der Arbeitsgruppe Semantik. Der 
Satz in Ihrem Programm, der haargenau — haar-
genau! — die Philosophie dieser Regierung und ihrer 
Mehrheit in diesem Hause ausdrückt, heißt: Der 
Rechtsstaat ermöglicht und der Sozialstaat verwirk-
licht die Freiheit. Genau dies glauben wir. Wenn 
Sie das genauso meinen, dann geben Sie bitte all 
die billige Polemik auf. 

„Der Sozialstaat verwirklicht die Freiheit" ; dies 
gilt auch, wenn der Sozialstaat in der Staatsquote 
gewisse Anstiegsziffern zu verzeichnen hat. Nun 
wollen wir einmal durchgehen, wie das beim Kinder-
geld aussieht. Herr von Weizsäcker sollte das wenig-
stens erfahren. Das Kindergeld betrug noch für den 
Haushalt 1973 oder 1974 — vor der Umstellung 
durch die Steuerreform — knapp ein Drittel der 
heutigen Summe. Heute beträgt die Summe 12,7 
Milliarden DM; damals waren es gut 3,5 Milliarden 
DM. Das macht ein knappes drittel Prozent der 
Staatsquote aus, wenn man es auf das heutige Brut-
tosozialprodukt umrechnet. 

(Burger [CDU/CSU] : Die Freibeträge müs-
sen Sie auch rechnen!) 

Ein zweites Drittel, sogar ein etwas größeres 
Drittel, stand in den Steuerfreibeträgen. Ein drittes 
Drittel dieses Prozents ist durch die Neuregelung 
hinzugekommen. Das zweite, etwas größere Drittel, 
das früher mit den Steuerfreibeträgen gewährt wur-
de, Herr Burger, war ein unsolidarisches Drittel, 
denn bei diesem System hatten diejenigen, die viele 
Kinder und wenig Einkommen hatten, gar nichts da-
von. Das haben wir geändert, mit Ihrer Zustimmung. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Überlegungen sind aber nie von Ihnen ge-
kommen. Was aber von Ihnen kommt, das ist der 
philosophisch-polemische Angriff. Setzen Sie sich 
einmal mit den Einzelheiten der Staatsquote ausein-
ander, und Ihre ganze Philosophie bricht zusammen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll-
Schlüter [CDU/CSU] : Sie haben sie nicht 

verstanden!) 

Dies gilt auch für das kleinere Bröckchen im Haus-
halt dieses Ministeriums, wenn der große Brocken 
das Kindergeld ist. Das kleinere Bröckchen betrifft 
die Krankenhausfinanzierung in Höhe von 1 Milliar-
de DM. Das ist ein knappes zehntel Prozent der 
Staatsquote. Gegen diese 1 Milliarde DM Kranken-
hausfinanzierung läßt sich nichts sagen. Wozu sich 
aber etwas sagen läßt, ist, ob diese Milliarde ge-
nutzt wird, um kostengünstige Zukunftsgestaltung 
im Gesundheitsvorsorgebereich zu erreichen. Hier 
muß man sagen: Dies geht nur über die Zusammen-
arbeit aller Beteiligten. Da ist nicht die Bundesre-
gierung allein dran, sondern auch die Länder, die 
Selbstverwaltungskörperschaften, die Verbände der 
Ärzte — auch ihre Kammern —, die Apotheker. 

Wenn man sich wie Herr Carstens (Emstek) mit 
dem Problem ein bißchen auseinandersetzen will, 
sollte man hinzufügen, Herr Kollege, daß, die Ko

-

stengünstigkeit im Gesundheitswesen herbeizufüh-
ren, sicher etwas mit der Motivation zur Wirt-
schaftlichkeit zu tun hat, daß dies aber nur gelingt, 
wenn man das Problembewußtsein aller Beteiligten 
fördert, nutzt und es in eigenes Verhalten umschlüs-
selt. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Da gebe 
ich Ihnen völlig recht!) 

Ich will dies an einem ganz kleinen Beispiel darle-
gen. Gehen Sie einmal in eine Apotheke und lassen 
Sie sich Arzneimittel vorlegen, die gegen eine be-
liebige Krankheit wirksam sein sollen. Da finden 
Sie immer mehrere und darunter mehrere, die eine 
identische Zusammensetzung haben. Wenn Sie auf 
das Preisschild schauen, finden Sie heraus, daß Sie 
bei zwei Arzneimitteln von unterschiedlichen Her-
stellern, aber bei gleicher Mengenabpackung und bei 
gleichem Inhalt für eine 50er Packung einmal 40,00 
DM, das andere Mal 70,00 DM bezahlen müssen. 

Nun kommt das Problem. Ich hielte es für falsch, 
wenn den Ärzten ein Ukas ins Haus flatterte, in 
dem stünde: Ihr dürft nur noch das Arzneimittel X 
von der Firma Meier verwenden und verschreiben. 
— Das, was auf dem Rezept steht, bestimmt, was 
nachher verkauft wird. Es geht nicht, daß man den 
Ärzten einen Ukas ins Haus schickt. Aber die Ärzte 
müssen in der Tat preisbewußt werden, sie müssen 
wissen, was das Präperat kostet, das sie verschrei-
ben. Sie müssen wissen, daß es einen Preiswettbe-
werb gibt. Ich wünschte es dem Deutschen Ärztetag, 
daß er etwas für das Preisbewußtsein der deutschen 
Ärzte und den Wettbewerb auf dem Arzneimittel-
markt tut; denn dieser funktioniert nur, wenn die 
Ärzte dabei mithelfen. Ohne deren Problembewußt-
sein geht es nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/ 
CSU] : Nehmen Sie doch zur Kenntnis, daß 

das geschehen ist!) 

Ein zweites Beispiel. Die Kosten im Gesundheits-
wesen hängen von der Zusammenarbeit der daran 
Beteiligten ab. Die Schnittstellen, die wir heute ha-
ben, müßten zu Bandbreiten der Überschneidungen 
verändert werden. Es darf keine Schnittstelle der 
scharfen Trennung geben. 

Es gibt Kreise in der Bundesrepublik, in denen 
alle Facharztspezialisierung noch nicht dazu ge-
führt hat, daß sie über einen Kinderarzt in ambu-
lanter Praxis verfügen. Deswegen wird in solchen 
Kreisen die Behandlung von kranken Kindern auch 
im Krankenhaus vorgenommen; denn die Praxis des 
Kinderarztes ist im Krankenhaus, es sind dieselben 
Ärzte. Dort ist die Verweildauer um zehn Tage 
niedriger als im Durchschnitt des Bundesgebietes. 
Durchschnittsverweildauer eines kranken Kindes 
im Bundesgebiet ist knapp 17 Tage. In den Kreisen, 
in denen der Kinderarzt fehlt, kommt man, wenn 
das Krankenhaus gut funktioniert und die Ärzte ko-
stenbewußt sind, mit 7 Tagen aus, weil das entlas-
sene Kind von denselben Ärzten mit der entspre-
chenden psychologischen Einfühlung, die es vorher 
erlebt hat, weiterbehandelt wird. Dies ist eine 
Überlappung, für die wir mehr sorgen müssen. Dies 
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geht aber nur bei gegenseitigem Verständnis von 
Krankenhäusern und Ärzten. Solange sie wie Katz 
und Maus gegeneinander stehen, wird dies nicht 
gelingen. Dennoch ist dies die Richtung, in die wir 
gehen müssen. Die Situation, die wir vorfinden, ist, 
daß manche Gruppen beinahe mit Fluglotsenmenta-
lität eigentlich nur ihr Einkommen und nicht die 
Kostengünstigkeit des Gesundheitswesens im Auge 
haben, und andere — — 

(Prinz  zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Herr Sperling, wen meinen 

Sie da? Sagen Sie es doch!) 

Ich meine einige der Funktionärskader, gegen 
die auch Sie immer so viel haben, die Bürokratie 
der Ärzteverbände. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein? 

Dr. Sperling (SPD) : Ja. 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein (CDU/CSU) : 
Darf ich Sie, geehrter Herr Kollege Sperling, darauf 
aufmerksam machen, daß die für das Gesundheits-
wesen in der Bundesrepublik Deutschland zustän-
dige Ministerin die Dinge offensichtlich anders 
sieht; denn sie hat neulich bei den Ärzten gesagt: 
Die Tätigkeit der Ärzte und insbesondere die Ein-
kommensentwicklung dieser Berufsgruppe sind Ge-
genstand einer undifferenzierten, wenig sachdienli-
chen und sehr einseitigen Diskussion in der Öffent-
lichkeit geworden? Würden Sie das zur Kenntnis 
nehmen? 

(Zuruf von der SPD: Das ist kein Wider-
spruch, Herr Kollege!) 

Dr. Sperling (SPD) : Dem stimme ich sogar zu. 
Daran sind die verschiedensten Gruppierungen be-
teiligt. Nur meine ich: auch die Ärzte oder die Ärz-
teverbandsfunktionäre sorgen nicht für die entspre-
chende differenzierte Betrachtung. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn ich mit Ärzten rede — manchmal werde ich 
auch krank und muß mich behandeln lassen —, fra-
ge ich nach. Ich kann mich in der Tat sehr differen-
ziert zu Ärzteeinkommen äußern. Auch Ärzte kön-
nen sich sehr differenziert dazu äußern. Die viel zu 
einfache Form der Verteidigung von Einkommen 
von bestimmten Verbandsfunktionären führt dazu, 
daß wir über dieses, was Zusammenarbeit zwischen 
Ärzten und Krankenhäusern werden muß, gar nicht 
reden, weil die Ärzte fürchten, daß das einkom-
mensschmälernd wirken könnte. Wir sind gar nicht 
auf eine Einkommensschmälerung der Ärzte aus, 
sondern auf eine kostengünstige und gute Versor-
gung derjenigen, die im Krankheitsfall auf Ärzte, 
Krankenhäuser oder auf beides angewiesen sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das erfordert mehr Zusammenarbeit und weniger 
Polemik. Deswegen sollte man mit diesen Anzeigen 
betreffend Hexenjagd usw. zurückhaltend sein; 
denn das war auch nicht besonders differenziert. 
Vielleicht haben die Ärzteverbandsfunktionäre die 
Kritik in den Worten der Frau Ministerin nicht ver-
standen, die Sie soeben zitiert haben. Diese Undif-
ferenziertheit gibt es auf allen Seiten. 

(Burger [CDU/CSU] : Warum haben Sie 
die Differenzierungen in der Regierung, in 

Ihrem Apparat nicht vorbereitet?) 

Wir bemühen uns darum, daß diese Zusammenar-
beit aller Beteiligten, aller Betroffenen einschließ-
lich ihrer Selbstverwaltungskörperschaften, pas-
siert. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Wer ist denn für den Erlaß 

der Gebührenordnung zuständig?) 

Woher kommt es denn, Herr Burger, daß sich die 
Beteiligten inzwischen zusammengesetzt und gewis-
sermaßen einen Tarifvertrag für die nächsten zwei 
Jahre ausgehandelt haben? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Das haben z. B. die Ärzte

-

funktionäre gemacht!) 

— Aber unter welchem Druck der Öffentlichkeit — 
dies  hat viel Druck bedeutet — ist das geschehen! 
Zunächst hat man leider auch von der Verbands-
funktionärsseite sehr undifferenziert über die Ein-
kommenssituation diskutiert. 

Ich meine, wir können hierüber ruhig weiterstrei-
ten; aber dies wird nicht lohnen. Ich wollte nur 
darauf hinweisen: das, worum es geht, läßt sich 
nicht ohne Beteiligung der betroffenen und beteilig-
ten Bürger und auch ihrer Verbandsfunktionäre er-
reichen. Deswegen ist es wichtig, daß Sie in die 
Schranken verwiesen werden und daß sich Ihr Ge-
schrei gegen die Bürokratie auch einmal gegen die 
richtet, die in anderen Bürokratien als den staatli-
chen sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Beide großen Zahlen, die ich genannt habe —
12,7 Milliarden DM und 1 Milliarde DM —, sind 
also Bestandteil der Staatsquote. Nun frage ich 
mich: wollen Sie an die Staatsquote wirklich her-
an? Gestern hat der Abgeordnete Strauß hier ge-
sprochen. Zu Anfang seiner Rede schien es so, als 
würde er die Katze aus dem Sack lassen. Er hat 
sich nämlich dazu verführen lassen, zu sagen: Die 
Stunde der Wahrheit wird kommen. Dann wurde er 
in lebhaften Zurufen offensichtlich gefragt, wann 
das sein werde. Daraufhin hat er auf die Zeit nach 
dem Wahltag vertröstet. Was heißt es denn im Zu-
sammenhang mit der Staatsquote, daß die Stunde 
der Wahrheit kommen wird? Frau Wex, CDU und 
CSU werden Vereinbarungen über den familienpo-
litischen Teil ihres Wahlprogramms zu treffen ha-
ben. Das Erziehungsgeld ist in Ihrem Programm 
noch enthalten, obwohl es in Sonthofen schon ein-
mal gestrichen worden zu sein schien. Ich bin ge-
spannt, was Sie gemeinsam herausbringen werden. 



17220 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 

Dr. Sperling 

Ich bin gespannt, ob das Erziehungsgeld in Ihrem 
Programm stehenbleiben wird. 

(Katzer [CDU/CSU] : Da brauchen Sie kei-
ne Sorge zu haben!) 

Im Haushaltsausschuß haben sich die Kollegen 
Schröder (Lüneburg), Carstens (Emstek) und andere 
in diesem Jahr durchaus vernünftig verhalten. Sie 
haben nämlich das Erziehungsgeld nicht noch ein-
mal — wie vor zwei Jahren — beantragt. Von de-
nen lernen heißt finanzpolitische Einsichten über 
das lernen, was machbar ist. Wünschbar ist das Er-
ziehungsgeld, Frau Wex. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll-
Schlüter [CDU/CSU] : Das ist reine Pole-

mik!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter Sper-
ling, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau Ab-
geordneten Dr. Wex? 

Dr. Sperling (SPD) : Ja, gern. 

Frau Dr. Wex (CDU/CSU) : Herr Sperling, würden 
Sie mir verzeihen, daß ich Sie trotz der kurzen uns 
noch zur Verfügung stehenden Zeit im Hinblick auf 
diese Frage, die ja gestern schon eine Rolle ge-
spielt hat, darauf hinweise, daß wir das Erziehungs-
geld als Zielsetzung nicht aufgegeben haben, son-
dern unseren diesbezüglichen Antrag nur wegen Ih-
rer schlechten Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht 
aufrechterhalten konnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Sperling (SPD): Herr Katzer, Sie hätten jetzt 
nicht klatschen dürfen. Sonst tragen Sie hier in der 
Debatte doch immer vor, daß durch den Auf-
schwung allein das, was eigentlich regelungsbe-
dürftig ist, nicht geregelt werden kann. Entweder 
stimmt dies oder Sie sagen: Der Aufschwung allein 
führt schon dazu, daß sich die Staatskassen so fül-
len, daß wir getrost das Erziehungsgeld für die 
nächste Wahlperiode versprechen können. So stellt 
sich die Frage. 

(Katzer [CDU/CSU] : Das hat Herr Arendt 
vorhin behauptet!) 

— Sie wollen etwas Zusätzliches. Uns geht es dar-
um, durch die Wirtschafts- und Finanzpolitik dieser 
Regierung und das, was die mittelfristige Finanz-
planung für die kommenden Jahre beinhaltet, das 
Bestehende zu wahren und zu verteidigen und eini-
ges — auch im familienpolitischen Bereich — zu 
verbessern. Die Milliarde, Frau Wex, die Sie min-
destens versprechen müssen, und zwar zusätzlich 
zur Dynamisierung des Kindergeldes, die Sie in die-
sem Wahlprogramm auch noch versprechen wollen 
— vielleicht streicht Ihnen dies Franz Josef Strauß 
in der Stunde der Wahrheit der gemeinsamen Pro-
grammberatungen auch noch —, wird Ihnen bei 
gleichzeitiger Verminderung der Staatsquote nicht 
zur Verfügung stehen. Wenn Sie ehrlich sind, müs-
sen Sie sagen: Die Staatsquote muß erhöht werden, 

denn sonst können wir unsere Versprechungen 
nicht halten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU] : Das Gegenteil ist 
richtig!) 

Im übrigen ist das, was Sie hier tun, Frau Wex, 
genau das, wogegen Sie — in dieser Debatte hat 
dieser Aspekt merkwürdigerweise keine Rolle ge-
spielt — in den vergangenen Jahren immer zu Fel-
de gezogen sind. Sie haben immer gesagt, von unse-
rer Seite würde eine Anspruchsinflation ins Leben 
gerufen. Was Sie betreiben, ist in der Tat die Infla-
tionierung von Ansprüchen, und zwar in einer Si-
tuation, in der wirklich keine materielle Deckung 
erfolgen kann. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies sind sozusagen die beiden Hauptbrocken. Es 
gibt aber noch ein paar andere Brocken. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Kroll-Schlü-
ter? 

Dr. Sperling (SPD) : Ja, bitte. 

Kroll -Schlüter (CDU/CSU) : Zum besseren Ver-
ständnis möchte ich Sie folgendes fragen: Sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß Vorbeugen generell 
besser und billiger ist, als die Korrekturen später 
mit Milliarden bezahlen zu müssen? Dies ist der 
Punkt, auf den es uns ankommt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Kroll-Schlüter, wir haben 
entdeckt, daß Sie bei uns die Grundwerte für Ihr 
Parteiprogramm abgeschrieben haben. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Auch das ist 
falsch!) 

In der Philosophie sind wir uns offensichtlich sehr 
einig. Es kommt aber nicht nur darauf an, gemein-
same philosophische Grundüberzeugungen zu ha-
ben. Wenn man diese Überzeugungen in die Wirk-
lichkeit übertragen will, muß man auch wirklich-
keitsgerecht handeln und wirklichkeitsgerechte 
Versprechungen machen. Die Versprechungen, die 
Sie hinsichtlich des dynamisierten Kindergeldes 
und des Erziehungsgeldes gemacht haben, können 
Sie gar nicht halten. Dies wissen Ihre Finanzpoliti-
ker auch. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Doch! — Abg. 
Burger [CDU/CSU] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Herr Burger, Sie möchten auch noch eine Frage 
stellen. Dies ist dann aber die letzte Zwischenfrage, 
die ich zulasse, denn ich möchte zum Ende kom-
men. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Sperling, sehen Sie ein, 
daß auch wir davon überzeugt sind und wissen, daß 
die Kunst der Politik darin besteht, sozialethische 
Grundsätze in die Wirklichkeit umzusetzen, und 
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glauben Sie nicht auch, daß es langfristig kosten-
günstiger sein könnte, das Erziehungsgeld einzu-
führen, als die Kinder vielleicht in teure Heime ab-
zudrängen? 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Burger, völlig in Ord-
nung! Nur sagen Sie jetzt bitte, wo Sie streichen 
wollen, wem Sie etwas wegnehmen wollen, um das 
kostengünstiger zu gestalten ;  denn ohne das geht 
es nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Machen Sie den materiellen Deckungsvorschlag. 
Das heißt, daß Sie bei anderen etwas wegnehmen 
müssen. Dies trauen Sie sich nicht zu sagen. 

Hier haben eine ganze Reihe von Rednern ge-
standen, auch schon in den vergangenen Jahren, 
und haben gesagt: „Wir werden nicht sagen, wo 
gestrichen werden soll." Das ist ja auch der Inhalt 
der Stunde der Wahrheit, daß dies alles erst nach-
her gesagt werden sollte. Herr Katzer hat es er-
zählt, Herr Häfele hat es erzählt, Herr Strauß hat es 
erzählt, und Sie sagen es auch: Wir werden nicht 
sagen, wo wir streichen wollen; denn dann rennt 
ihr Sozialdemokraten und ihr Freien Demokraten 
draußen herum und sagt den Leuten, daß es die 
CDU/CSU mit ihnen böse meine. 

Was meinen Sie denn, was wir jetzt machen? 
Wir gehen jetzt hinaus und sagen: Die versprechen 
euch, eine Stunde der Wahrheit, und niemand sagt 
euch was das für euch selber bedeutet. Sie selber 
sagen, daß Sie Angst haben. Auch Herr Althammer 
hat das hier ausgeführt. Sie haben Angst, das hier 
zu sagen, weil wir es draußen weitergeben könn-
ten. 
Wir geben auch heute draußen weiter, daß Sie 

mit der Stunde der Wahrheit und aus Angst, zu sa-
gen, wo Sie etwas wegstreichen wollen, den Wäh-
lern im Grunde genommen Sand in die Augen 
streuen wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Herr Strauß hat gestern den Rufer in der Wüste zi-
tiert. Da war er, und da hat er den Kopf in den 
Sand gesteckt. Dann ist er hierher gekommen und 
hat ihn geschüttelt. Der Sand soll tatsächlich in die 
Augen gestreut werden. 
Lassen wir dieses Ganze sein! Sie müssen eine 

materielle Deckung aus dem Vorhandenen, nicht 
aus Zuwächsen machen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Burger? 

Burger (CDU/CSU) : Herr Sperling, warum weigert 
sich denn das Ministerium, einen Forschungsauf-
trag dahin zu vergeben, ob nicht das Erziehungs-
geld eben doch unter den vielen Modellen das gün-
stigste, für die Familien und die Kinder das wert-
vollste und auch das billigste unter allen Lösungen 
ist? Warum weigern Sie sich denn? Die Wahrheit 
auf den Tisch! 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Burger, es ist unbestrit-
ten, daß durch die Förderung der frühkindlichen Er-

ziehung im Elternhaus in der Tat der wertvollste 
Beitrag geleistet wird, den Burger,  Eltern, für die 
Erziehung ihrer Kinder leisten können. 

Aber nun wollen wir doch einmal nachfragen: 
Warum haben Sie damals das Babyjahr zum Schei-
tern gebracht? 

(Burger [CDU/CSU]: Das war doch keines!) 

Das war damals ein sehr vernünftiger Ansatz. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Nein, nein. In dem Moment, als Sie die Renten-
versicherung mit Ihrer Zufallsmehrheit von einer 
Stimme verändert haben, flog auch das Babyjahr 
aus dem Programm. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies war der Fehler. 

(Abg. Burger [CDU/CSU] meldet sich zu 
einer weiteren Zwischenfrage) 

Wenn Sie schon damals die Philosophie gehabt hät-
ten, dann hätten wir heute den Anfang dessen, wor-
auf Sie hinauswollen, nämlich daß Mütter nicht 
mehr sagen: Um meiner eigenen Altersversorgung 
willen höre ich auf. Herr Burger, es tut mir leid, 
daß Sie solange vergeblich haben stehen müssen. 
Aber ich will jetzt zum Haushalt zurückkommen. 

Also zurück zum Haushalt; denn um den geht es. 
Neben den genannten dicken Brocken gibt es noch 
ein paar Krümel. „Krümel" ist vielleicht eine nicht 
ganz zulässige Beschreibung, aber gemessen an den 
Milliardensummen bleiben nur noch Summen von 
100 Millionen DM übrig für eine unterschiedliche 
Zahl von Programmen und Plänen, die aus diesem 
Einzelplan finanziert werden. Zu einem erheblichen 
Teil wird Aufklärungsmaterial im Bereich der Ge-
sundheitsvorsorge, der Gesundheitsfürsorge und 
der Krankenfürsorge gefördert. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Viel Propaganda!) 

— Dagegen läßt sich kaum etwas sagen, wenn man 
die Schriften vor der Nase hat, Herr Kollege Prinz 
zu Sayn-Wittgenstein. Aber es läßt sich natürlich 
wiederum allgemein als Propaganda verleumden, 
was man selber für sehr vernünftige Arbeit hält. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Mit dem Bild 
der Ministerin!) 

Sie halten mehr für vernünftig, als Sie zuzugeben 
bereit sind. Wenn Sie für dieses Aufklärungsmate-
rial noch die Regierung lobten, würden Sie ja völ-
lig aus der Rolle fallen. 

Außerdem gibt es in diesem Einzelplan den Bun-
desjugendplan. Dieser enthält eine Reihe von Mit-
teln für Jugendverbände. Da gibt es zu einem der 
Jugendverbände einen Antrag von Ihnen; da wol-
len Sie das Geld streichen. Wenn ich mir anschaue, 
warum Sie das wollen, dann möchte ich das doch 
ein bißchen in einen Zusammenhang stellen. 

Schauen Sie, die dickste Wirtschaftskrise, die un-
ser Land je erlebt hat, war die von 1929 bis 1932. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : In neuerer Zeit!) 
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— Als die auf ihrem Höhepunkt war, Herr Barzel, 
hatten wir Millionenscharen von Arbeitslosen und 
viele Extremisten in diesem Land. Damals wuchsen 
auch die Leute auf, die heute die Parole „Freiheit 
oder Sozialismus" verbreiten. Wer sie erfunden hat, 
hätte eigentlich von dem Gegensatz zwischen Frei-
heit und Nationalsozialismus sprechen sollen; denn 
dann wäre deutlich geworden, wo sein persön-
licher Bruch in der Entwicklungsgeschichte vom 
3. Reichskriegsgerichtsrat bis zum baden-württem-
bergischen Ministerpräsidenten liegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wäre dann klargeworden, wenn er gesagt hät-
te: Es geht um „Freiheit oder Nationalsozialismus". 

(Burger [CDU/CSU] : Das war nicht gut, 
Herr Sperling!) 

- Das war nicht gut? 

(Burger [CDU/CSU] : Haben Sie das nö-
tig?) 

— Ja, das, was der Ministerpräsident von Baden-
Württemberg gemacht hat, war nicht gut. Wir stim-
men wieder einmal überein, Herr Burger; es war 
nicht gut, was der gemacht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir werden ein-
mal Ihren Parteikollegen Schäfer zitieren! 
— Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Sei-

ne Doktorarbeit!) 

Diese Krise führte zu vielen Extremisten. Als Sie 
sich 1966 vor der Notwendigkeit sahen, mit uns die 
Regierungsbänke zu teilen, hatten wir auch eine 
Krise. Auch damals tauchten Extremisten auf —
von der NPD. Diese Extremisten tauchen nach die-
ser Krise offenkundig nicht auf. Und hier gibt es ei-
nen ganz großen Unterschied. Wenn Sie die frühe-
ren Krisen nehmen, sehen Sie, daß es diese extre-
mistischen Tendenzen infolge mißlungener Wirt-
schafts- und Sozialpolitik gab. Und dann, wenn man 
Ihr Begleitgerede zu unserer Wirtschafts- und So-
zialpolitik hört, hat man manchmal den Eindruck, 
als wären Sie immer noch gern Brünings Berater: 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Sparen an der falschen Stelle, Arbeitsplätze weg-
schaffen, Konjunkturpolitik falsch fördern. 

(Dr. Hammans [CDU/CSU] : Das ist doch 
Unsinn! — Burger [CDU/CSU] : Sie ver-
fälschen, Herr Sperling! — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU] : Jetzt will er nicht mehr 

ernst genommen werden!) 

Die Korrekturen, die 1966 von uns durchgeführt 
werden mußten, haben auch dazu geführt, daß die 
Extremisten verschwunden sind, 

(Burger [CDU/CSU] : Sie manipulieren 
ja!) 

und bei dieser Wirtschaftskrise müssen Sie jetzt se-
hen, ob Sie denn noch welche finden. 

Nicht alles, was in dieser Wirtschaftskrise zur 
Vermeidung von Extremistengefahr in der Bundes-
republik geschehen ist, ist durch die Regierung ge-
schehen. Ich nenne Ihnen ein Beispiel. Auch Sie ha- 

ben in Ihrer Partei mitgewirkt, Extremisten aufzu-
fangen, zu integrieren. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

In meinem Wahlkreis gibt es das herrliche Beispiel 
eines CDU-Gemeinderates, der soeben für 25jährige 
Mitgliedschaft in der CDU geehrt wurde, der aber 
nach der Krise 1966 für die NPD im Gemeinderat 
gesessen hatte. Den haben Sie integriert; dazu mei-
nen herzlichen Glückwunsch. Ich frag' mich bloß, 
woher er die 25 Jahre CDU gekriegt hat, wenn er 
zwischendurch bei der NPD war. 

(Zuruf von der SPD: Angerechnet!) 

Ich will dies nicht verkleinern. In der Tat ist mit 
manchem, was Sie reden, einiges von rechts aufge-
fangen worden, was sonst wohl aufgetreten wäre. 
Dies sollte man mit sehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bei Ihnen 
nicht?) 

Nur sollte dies dann auch umgekehrt dazu führen, 
daß Sie sehen, was woanders mit integriert werden 
muß. 

Nun sagen Sie, wir haben also hier im Bundesju-
gendplan die Förderung eines Verbandes, in dem 
wir einige Extremisten entdeckt haben — sogar in 
der Vorstandsspitze —, nämlich der Naturfreunde-
jugend. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einige?) 

Und deswegen — so meinen Sie — müssen die Mit-
tel gestrichen werden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Mehrheit 
nicht für Streichung plädiert. Er hat gesagt: Wir 
bringen eine qualifizierte Sperre an; wir wollen se-
hen, was dieser Verband eigentlich mit den Mitteln 
tut, denn wir sind nicht bereit, Steuerzahlergelder 
für Aktivitäten auszugeben, die wir als nicht im 
Einklang mit dem Geist dieser Verfassung stehend 
sehen können. Und wir haben dazugesagt, der Ver-
band möge seinen rechtlichen Verpflichtungen 
nachkommen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Welcher Verband ist 
das denn?) 

— Die Naturfreundejugend, Herr Katzer; das hatte 
ich schon gesagt. — Wir haben gesagt, der Ver-
band möge seinen rechtlichen Verpflichtungen 
nachkommen, und für die Zeitschrift, die dieser 
Verband herausgibt, dürfe nichts ausgegeben wer-
den, weil genau in ihr jene merkwürdigen Formu-
lierungen vorkommen, von denen wir meinen, daß 
sie von außerhalb dieses Verbandes gesteuert wer-
den; und wir sind nicht bereit, dafür das Geld aus-
zugeben. 

Inzwischen befinden wir uns — nicht Sie sich mit 
Ihrem Antrag — im Konflikt mit dem gesamten 
Deutschen Bundesjugendring, der auf Antrag des 
Bundes der katholischen Jugend gesagt hat: macht 
dies alles wieder rückgängig. Und es entsteht nun 
genau das, von dem wir in einer längeren Diskus-
sion im Haushaltsausschuß gemeint haben, daß wir 
es nicht haben wollen: falsche Solidaritäten, fal-
sche Solidarisierungen, 

(Gallus [FDP]: Sehr gut!) 
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weil nämlich auch die Entscheidung, die wir als 
Mehrheit getroffen haben, als ein diskriminierender 
Akt mißverstanden wird. Diskriminierend ist er 
aber bloß, weil Sie mit dieser Tatsache ja im Grund 
genommen eine Hatz auf Kommunisten verbinden 
wollen. 

(Dr. Barzel [CDU/CSU] : Und das mag er 
nicht!) 

Dazu möchte ich nun doch noch ein paar Bemer-
kungen machen: Diese Gesellschaft, in der wir le-
ben, für deren Freiheit wir alle gemeinsam sind, 
wird Kommunisten nur zu Nichtkommunisten ma-
chen oder Saulusse nur zu Paulussen, wenn sie ih-
nen selbst auch Freiheit gewährt; das heißt, nicht 
durchgehend und nicht an Stellen, wo diese die 
Freiheit selbst gefährden. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Würden Sie das 
für Nazis genauso gelten lassen?) 

— Dies würde ich für Nazis genauso gelten lassen, 
Herr Reddemann. Ja, ich will auch Nazis von ihrem 
Nationalsozialismus wegkriegen. Wenn ich sie 
dazu kriegen will, muß ich ihnen Freiheit gewäh-
ren. 

Vizepräsident Dr. Jaeger:  Herr Abgeordneter Sper-
ling, Ihre Redezeit ist wegen der Zwischenfragen 
schon um sieben Minuten verlängert worden. Ich 
bitte Sie, jetzt langsam zum Ende zu kommen. 

Dr. Sperling (SPD) : Ich bin gleich am Ende.  — 
Dann  will ich Ihnen Freiheit gewähren. Diese Frei-
heiten, die wir Ihnen gewähren sollten, um sie von 
ihrer Parteiliniengläubigkeit wegzuwerben, beste-
hen auch darin, daß man nicht kurzsichtig, kurzfri-
stig zuschlägt und ihnen auch nicht die falschen 
Freunde dafür schafft. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deswegen bin ich dafür, daß wir den Beschlüssen 
des Haushaltsausschusses auch im Plenum zustim-
men und uns dem Problem „Naturfreundejugend" 
im Haushaltsausschuß noch einmal ausführlicher 
widmen. 

Nun noch eine letzte Bemerkung, weil der Frak-
tionsvorsitzende der CDU/CSU sich auch dazu geäu-
ßert hat: Naturheilmittel. Auch da geht es um ein 
Gesetz, das von diesem Haushalt und von diesem 
Ministerium her verantwortet wird. Auch dort ha-
ben Sie den merkwürdigen Gegensatz von Freiheit 
und Sozialismus zu konstruieren versucht. Viel-
leicht darf man doch noch einmal ganz nachdrück-
lich folgendes unterstreichen. Das neue Arzneimit-
telrecht hat all das geschützt, was es an schützens-
werten Arzneimitteln in dieser Bundesrepublik gibt. 
Auch die Regierungskoalition und auch die Mitar-
beiter des Bundesgesundheitsamtes und auch die 
Mitarbeiter im Ministerium haben dafür gesorgt, 
daß jene Ärztegruppierungen sich nicht durchset-
zen konnten, die meinten, nur Stahl und Chemie 
wären nützlich. Vielmehr ging es um alles, was in 
der Erfahrung der Medizin vorhanden ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Dr. Hammans 
[CDU/CSU] : Das gibt es doch nicht!) 

Natürlich gibt es dies! — Auch die Vertreter der 
Schulmedizin haben natürlich versucht, im Grunde 
genommen Vorrangstellungen zu entwickeln. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Hammans, mög-
lichst keine Zwischenfragen, weil der Redner seine 
Redezeit bereits erheblich überschritten hat. — Ich 
bitte Sie, Herr Dr. Sperling, zum Schluß zu kom-
men. 

Dr. Sperling (SPD) : Ich möchte hiermit auch Schluß 
machen. Das, was an falschen Parolen verbreitet 
wird — auch in dieser Beziehung über das, was in 
Regierung oder Fraktionen entstanden ist —: 

(Zuruf von der CDU/CSU: Diese Redezeit 
haben Sie sich auch erschlichen!) 

dieses Arzneimittelrecht hätten wir auch ohne Ihre 
Zustimmung verabschiedet. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der CDU/CSU — Dr. Hammans [CDU/ 
CSU] : Das gibt es nicht, Herr Sperling, 
das gibt es doch nicht! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Lüdemann. 

Frau Lüdemann (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte zunächst an das an-
knüpfen, was der Herr Kollege Sperling soeben zu 
dem Erziehungsgeld der CDU/CSU gesagt hat. Herr 
Kollege Höcherl hat gestern in einer Rede behaup-
tet, wir hätten uns mit diesem Problem überhaupt 
noch nie befaßt. Leider wissen wir aber, daß dem 
Steuerzahler die dazu erforderlichen 1,7 Milliarden 
DM derzeit nicht zuzumuten sind. Auf die Staats-
quote brauche ich wohl hier nicht mehr einzuge-
hen; das hat der Kollege Sperling gerade getan. 

Daß wir uns aber noch nicht damit befaßt hätten, 
das dürfte keineswegs stimmen. Wir Freien Demo-
kraten haben in unserem Programm die Forderung 
stehen: Vor jeglicher Fremdunterbringung eines 
Kindes — damit ist gemeint: bei der Tagesmutter, 
in der Kurz- oder Dauerpflegestelle oder in der 
Heimunterbringung — muß geprüft werden, ob das 
Kind nicht durch die Zahlung eines gleichen oder 
gar minderen Betrages an den Sorgeberechtigten, 
also Vater oder Mutter, der für die Fremdunterbrin-
gung notwendig geworden wäre, bei diesem Sorge-
berechtigten bleiben kann. Damit ist denen gehol-
fen, die wirklich der Hilfe bedürfen. Es werden 
nicht nach dem Gießkannenprinzip Gelder verteilt, 
die wahrscheinlich doch nicht helfen und gewähr-
leisten, daß die Kinder in den Familien bei ihren 
Eltern bleiben können. 

Die CDU/CSU hat gestern ein Programm vorge-
legt, das die Familienpolitik beinhaltet. Ich kann 
dazu nur sagen, daß ich das reichlich spät finde. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 
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Die Freien Demokraten haben dies bereits 1972 ge-
tan und — — 

(Zuruf von der FDP: Es ist noch nicht zu 
spät!) 

— Nein, es ist noch nicht zu spät. Es ist ja gut, 
wenn sie für die nächste Legislaturperiode eines 
haben. Aber wir haben es auch. Wir haben es 1972 
verabschiedet. Wir schreiben unser Programm lau-
fend fort, und wir können am Ende dieser ersten 
Legislaturperiode feststellen, daß wir unser Pro-
gramm in dieser einen Legislaturperiode schon fast 
vollständig verwirklicht haben. Wenn gestern und 
vorgestern in den Debatten hier gesagt worden ist, 
die Familienpolitik werde vernachlässigt, dann ist 
die Tatsache, daß unser Programm verwirklicht ist, 
der Beweis des Gegenteils. 

Die CDU/CSU behauptet immer wieder, daß z. B. 
im Gesetzentwurf zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge die Funktionen der Familie und 
die Stellung der Eltern gegenüber ihren Kindern 
zum Teil ideologisch verzerrt gesehen und darge-
stellt werden. So hat sich der Herr Kollege Stark 
vorige Woche bei der Verabschiedung des Adopti-
onsgesetzes geäußert. Aber, meine Damen und Her-
ren, das stimmt einfach nicht. Diese Ihre Auffas-
sung rührt meines Erachtens daher, daß Sie nur 
die heile Welt kennen und die Augen vor der Rea-
lität verschließen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Auch wir würden es uns wünschen, daß die Müt-
ter oder Väter zumindest bis zum Eintritt ihres Kin-
des in den Kindergarten für die Versorgung des 
Kindes zur Verfügung stehen könnten. Aber Sie 
verschließen einfach die Augen davor, daß allein 
im Jahre 1975 ca. 100 000 Kinder durch Eheschei-
dung, aber bitte, meine Damen und Herren, nach 
dem alten Ehescheidungsrecht, bei nur einem El-
ternteil lebten. Ich habe den Eindruck, daß Sie es 
im Zusammenhang mit diesen Kindern und dem 
Vorwurf der Ideologie lediglich darauf abgesehen 
haben, die Koalitionsfraktionen ideologisch zu ver-
teufeln. Gehen Sie einmal an die Basis, gehen Sie 
in die großen Wohnblocks, gehen Sie in die Stadt-
randsiedlungen und sehen Sie, daß es dort Kinder 
gibt, leider Gottes, die vor ihren leiblichen Eltern 
zu schützen sind. Gehen Sie einmal in Kinderheime 
und Pflegefamilien und fragen Sie danach, wie oft 
sich die leiblichen Eltern um ihre Kinder kümmern, 
lesen Sie vormundschaftsrichterliche Urteile, dann 
wissen Sie, wie nötig es ist, Gesetze zu schaffen, 
die Kinder vor ihren leiblichen Eltern schützen. Das 
Grundgesetz sieht dies ja auch vor, denn nach dem 
Grundgesetz hat auch das Kind ein Recht auf freie 
Entfaltung. 

(Burger [CDU/CSU] : Es gibt doch auch 
funktionierende Familien!) 

— Ja, Gott sei Dank, darauf komme ich auch noch, 
Herr Burger. Seien Sie ganz beruhigt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir Freien Demokraten wehren uns dagegen, daß 
Sie uns unterstellen, wir wollten in das im Grund

-

gesetz garantierte Elternrecht eingreifen. Das 
stimmt nicht. Wir freuen uns über jede intakte Fa-
milie und hoffen, daß sie auch in Zukunft die 
Grundlage unseres Staates sein wird. 

Meine Damen und Herren, Herr Dr. Dregger ist 
jetzt leider nicht anwesend. Er hat vorgestern Ulri-
ke Meinhof zitiert. Wissen Sie, daß Ulrike Meinhof 
erst im Alter von 19 Jahren adoptiert wurde und 
vorher laufend andere Bezugspersonen zu verkraf-
ten hatte? 

(Burger [CDU/CSU] : Also sind die Eltern 
doch die besten?) 

— Herr Burger, das sagen wir ja, und deshalb be-
mühen wir uns ja, daß die Kinder in Familien auf-
wachsen. Ich glaube, dies tut niemand mehr als ich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann muß Ihr 
familienpolitisches Konzept aber auch da

-

nach aufgebaut werden!) 

Wir wollen, daß die Kinder aus den Heimen heraus 
und in die Familien hineinkommen, und zwar in in-
takte Familien. Gerade Sie, Herr Burger, dürften 
wissen, wie sehr ich mich im Ausschuß engagiert 
habe, daß das Adoptionsvermittlungsgesetz durch-
kommt, und daß ich mich auch darum bemüht habe, 
daß die Neuregelung des Rechts der elterlichen 
Sorge noch verabschiedet wird. Ich habe außerdem 
Thesen zum Pflegekinderrecht vorgelegt. 

Ich glaube, damit habe ich bewiesen, daß für uns 
Freie Demokraten das wichtigste ist, daß die Kin-
der in intakten Familien — ich betone, in intakten 
Familien, d. h. auch bei einem Elternteil, aber bei 
einem liebevollen Elternteil — aufwachsen dürfen 
und nicht etwa Schlüsselkinder sind oder über-
haupt nicht versorgt werden, wie ich es leider ken-
ne. Aus einer Pflegefamilie ist kürzlich ein Kind 
herausgenommen worden. Sieben Jahre lang hat es 
dort Geborgenheit erfahren. Eine alleinstehende 
Mutter hat es durch Gerichtsbeschluß zurückbe-
kommen. Sie kannte das Kind im Alter von neun 
Jahren gar nicht; Mutter und Kind kannten sich 
nicht. Acht Wochen später war das Kind wieder 
bei der Pflegefamilie. Es hatte 450 km überwunden, 
um dorthin zu kommen. Es hatte in dieser Zeit 8 1 /2 
Pfund abgenommen. Es war verprügelt worden und 
hatte, ärztlicherseits bescheinigt, viele blaue Flek-
ken auf dem Rücken. Trotzdem ist dieses Kind auf 
Grund unserer heutigen Gesetze wieder zu seiner 
Mutter gekommen. 

Deshalb müssen wir den § 1666 noch vor der 
Sommerpause novellieren, damit so etwas in Zu-
kunft nicht mehr geschieht. Denn das sind die Men-
schen, die sich später an uns oder an der Gesell-
schaft dafür rächen, daß wir ihnen in der Kindheit 
so etwas zugemutet haben. Das ist das Schlimme. 

(Beifall bei der FDP — Reddemann [CDU/ 
CSU] : Das Problem Meinhof liegt aber tie

-

fer, Frau Kollegin!) 

— Ja, das will ich nicht ausschließen. Aber wenn 
Ulrike Meinhof die Möglichkeit gehabt hätte, in 
Geborgenheit in einer intakten Familie großzuwer-
den, weiß man nicht, was aus ihr geworden wäre. 
Ich kann das nicht beurteilen. Ich will sie mit all 
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dem, was sie dieser Gesellschaft angetan hat, auch 
nicht in Schutz nehmen; das habe ich nicht vor. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Den Menschen, 
das ist viel schlimmer!) 

— Nicht daß Sie jetzt denken, ich wollte mich hier 
hinstellen und das verteidigen. Keineswegs! Aber 
da Herr Dregger gestern von ihr gesprochen hat, 
fühlte ich mich verpflichtet, dies hier einmal zu sa-
gen. Eine intakte Familie hätte all das vielleicht 
verhindert. Aber ich weiß es nicht. 

Meine Damen und Herren, ich habe leider Ihr 
Programm zur Familienpolitik erst vor anderthalb 
Stunden auf den Tisch gelegt bekommen. Mir ist es 
natürlich jetzt nicht möglich, es Punkt für Punkt 
durchzugehen. Aber ich habe darin viele kontrover-
se Punkte festgestellt, und ich habe festgestellt, daß 
es Widersprüche enthält. Vieles darin sind zwar 
schöne Worte, aber es fehlen konkrete Vorstellun-
gen. Vieles hebt sich auch gegenseitig wieder auf. 
So kann ich eigentlich nur sagen: das Pfingstwun-
der vollzieht sich bei der CDU/CSU nie ganz. Darin 
heißt es: „Sie redeten mit vielen Zungen, aber sie 
verkündeten eine Botschaft." Zu dem Programm 
der CDU/CSU kann man eigentlich nur sagen: Sie 
redeten mit vielen Zungen, aber sie verkündeten 
viele Botschaften. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

In Ihrem Programm heißt es z. B. an einer Stelle, 
Kinder sollten für ihre Eltern sorgen. Aber gleich 
im nächsten Halbsatz heißt es: Sie dürfen dadurch 
jedoch nicht zu stark belastet werden. Ja, was soll 
denn ein solcher Ausspruch? Er besagt doch über-
haupt nichts. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Dann lesen 
Sie mal Willy Brandt!) 

Das soll nun ein Programm sein. Dafür habe ich 
praktisch kein Verständnis. 

Ich sagte vorhin: Sie werfen uns vor, daß wir in 
die Familien eingreifen. Ich frage mich, was der 
Satz in Ihrem Programm bedeuten soll: „Familie ist 
nicht ausschließlich Privatangelegenheit." Ich mei-
ne, daß das, was innerhalb der Familie geschieht, 
durchaus deren Privatangelegenheit ist und die Fa-
milie freiheitlich zu entscheiden hat, was in ihr ge-
tan wird und wer wofür verantwortlich ist. Es muß 
ihre freie Entscheidung sein, wer arbeiten geht und 
wer sich um die Kinder kümmert. Das, meine ich, 
sollte doch die Freiheit der einzelnen Familie sein. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
meinen wir auch!) 

— Dann sind wir uns ja einig. Es ist schön, das 
festzustellen. 

(Vorsitz : Vizepräsident von Hassel) 

Im Grunde kann ich nur sagen: Im Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit waren wir uns im-
mer relativ einig. Es gab wenige Kontroversen in 
diesen Fragen. Ich bedauere es, daß man heute, da 
der Einzelplan 15 hier beraten wird, plötzlich an-

fängt zu polemisieren und Gegensätze aufzeigen zu 
wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wen meinen 
Sie denn? — Polemisiert hat Herr Sperling, 

gnädige Frau!) 

— Nein, Herr Carstens vorhin. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich möchte noch et-
was zum Bundesjugendplan sagen. Auch da gibt es 
nur einen Kuchen, dessen Gesamtmasse nur einmal 
verteilt werden kann. Die Bundesregierung hat die 
Priorität diesmal den jugendlichen Zuwanderern 
gegeben. Im Jahre 1969 wurden für jugendliche Zu-
wanderer 8,1 Millionen DM verbraucht. Im Jahre 
1974 waren es 35,1 Millionen DM, und in diesem 
Haushaltsplan sind 56 Millionen DM veranschlagt. 
Wir Freien Demokraten sind der Bundesregierung 
dankbar, daß sie damit der gegenüber dem Jahre 
1969 erhöhten Zahl der zu erwartenden Aussiedler 
aus Polen Rechnung getragen hat, um diesen Aus-
siedlern die schnelle Eingliederung in die Gesell-
schaft und in den Arbeitsprozeß zu ermöglichen. Es 
ist zwar bedauerlich, daß auf Grund der vermehrten 
Hilfen für die Zuwanderer die Mittel für verschie-
dene Gruppen und Jugendverbände in den Einzele-
tats gekürzt werden mußten, wir haben es aber für 
richtig angesehen, daß die derzeit schwächsten Ju-
gendlichen, nämlich die Aussiedler, Priorität erhal-
ten. Ich glaube, daß wir dafür draußen im Lande, 
wenn wir das nur richtig interpretieren, auf Ver-
ständnis stoßen. 

Für die jugendlichen Arbeitslosen hat die Bun-
desregierung ein Sonderprogramm mit 300 Millio-
nen DM beschlossen. Das wird niemand kritisieren 
wollen. Aber irgendwoher muß das Geld ja kom-
men. 

Meine Damen und Herren, ich meine, daß diese 
Bundesregierung und die sie tragenden Parteien 
eine verantwortungsvolle Familienpolitik betrieben 
haben; wir werden sie auch in der Zukunft konse-
quent fortsetzen. 

Ich darf nun noch eines sagen: Die Opposition 
hat im letzten Jahr im gesamten Gesetzgebungsver-
fahren den Gesetzen auf diesem Gebiet, manchen 
allerdings mit ein bißchen Unbehagen, zugestimmt. 
Jetzt aber wird hier angekündigt, sie werde den 
Einzelplan 15 ablehnen. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Stark? — Bitte. 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Frau Kollegin, 
würden Sie mir bestätigen, daß wir die Regierung 
im Bereich des Adoptionsrechts praktisch zwingen 
mußten, einen Entwurf vorzulegen, daß wir also 
hierzu die Initiative ergriffen haben? 

Frau Lüdemann (FDP) : Herr Kollege, ich kann nur 
eines sagen: Ich bin erst 1973 in den Bundestag ge-
kommen, aber schon vorher habe ich mich immer 
wieder dafür eingesetzt, daß dieses Gesetz verbes- 
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sert wird. Die Koalitionsfraktionen waren es, die im 
Jahre 1973 wenigstens den § 1747 a BGB novelliert 
haben, damit auf diesem Gebiet geholfen wird. Ich 
meine, wir müßten, wenn wir die Verabschiedung 
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der elter-
lichen Sorge vor der Sommerpause nicht mehr 
schaffen sollten, wenigstens den § 1666 BGB vorab 
novellieren, um auch diesen Kindern zu helfen. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Abgeordnete, ge-
statten Sie eine zweite Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Dr. Stark? 

Frau Lüdemann (FDP) : Bitte! 

Dr. Stark (Nürtingen) (CDU/CSU) : Frau Kollegin, 
da Sie das Recht der elterlichen Sorge ansprechen: 
halten Sie es für richtig, daß in diesem Entwurf da-
von gesprochen und es als Grundanliegen angese-
hen wird, daß die Kinder von der elterlichen 
Fremdbestimmung und von der „Gewaltunterwor-
fenheit" befreit werden müssen? 

Frau Lüdemann (FDP) : Herr Kollege, also so was 
der Regierung unterstellen zu wollen! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das 
steht aber drin!) 

— Das steht nicht drin, sondern das steht auf dem 
Deckblatt, und das ist ja nicht Gesetzestext. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist genauso 
bedauerlich!) 

— Auch ich bedaure das. Ich habe für dieses Wort 
nichts übrig. 

(Rawe [CDU/CSU] : Sie haben es bestritten!) 

— Ich habe bestritten, daß es im Gesetz steht. Und 
da steht es tatsächlich nicht drin. 

(Rawe [CDU/CSU] : Herr Stark hat nicht 
behauptet, daß es im Gesetz steht!) 

— Doch! Das hat er gesagt. Ich kann es jetzt nicht 
wörtlich wiederholen. Aber wir werden es im Pro-
tokoll nachlesen können, wer recht hat. Sie haben 
gesagt: im Gesetz. Und darauf habe ich ja gewartet, 
damit ich Ihnen die Antwort geben konnte, Herr 
Kollege. 

(Zuruf von der SPD: Das war ein alter 
Hut!) 

— Das war ein wirklich alter Hut. 

Mein Schlußsatz sollte sein: Ich habe kein Ver-
ständnis dafür, daß die Gesetze, die Sie alle im ein-
zelnen mitbeschlossen haben, nun in der Zusam-
menfassung in dem Haushaltsplan von Ihnen abge-
lehnt werden und daß Sie sich damit der Verant-
wortung entziehen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Frau Bun-
desminister Dr. Focke. 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Auch die Familien in unserem Land 
und die Familienpolitik der Bundesregierung haben 
in diesen Tagen bei der zweiten Lesung für die Op-
position herhalten müssen, um die demagogische 
Alternative „Freiheit oder Sozialismus" oder, um es 
mit den Worten des Herrn von Weizsäcker auszu-
drücken, die andere demagogische Alternative 
„Selbstverantwortung oder Bevormundungsstaat" 
zu belegen. 

(Burger [CDU/CSU] : Wo liegt das Dema

-

gogische?) 

Dem möchte ich hier eine sachliche familienpoliti-
sche Bilanz entgegenhalten. 

Für die wirtschaftliche Situation der Familien 
standen die Reform des Kindergelds und die Steuer-
reform im Mittelpunkt. Allein die Kindergeldreform 
hat Mehrleistungen für die Familien in Höhe von 4 
Milliarden DM gebracht — 40 %  mehr, als bis da-
hin der Familienlastenausgleich betrug. Ich frage 
Sie: Wann hat eine Bundesregierung einen solchen 
großen Schritt nach vorn im Familienlastenaus-
gleich gemacht? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es gibt jetzt bereits für das erste Kind ein Kinder-
geld; für die weiteren sind die Leistungen erheblich 
angehoben. Entscheidend ist natürlich — das hat 
gerade mein Kollege Sperling hier nochmals heraus-
gestellt — die gerechtere Gestaltung des Familien-
lastenausgleichs derart, daß jetzt jeder für seine 
Kinder bei gleicher Kinderzahl dieselben Barlei-
stungen erhält und der frühere ungerechte, unsoli-
darische Zustand beendet worden ist, daß diejeni-
gen, die mehr verdienen, mehr für ihre Kinder be-
kommen. 

Für weitere materielle Leistungen, die zum größ-
ten Teil von der sozialliberalen Koalition geschaf-
fen oder ausgebaut worden sind und als Hilfe für 
die Familie zusammen gesehen werden müssen, nur 
einige Stichworte: Wohngeld, Ausbildungsförde-
rung, Unfallschutz für Kindergartenkinder, Schüler 
und Studenten, die erheblichen Familienleistungen 
in der Krankenversicherung. 

Auch das neue Sozialbudget ist ein Beweis dafür: 
Die sozialliberale Koalition hat die wirtschaftlichen 
Leistungen für die Familie so ausgebaut, wie es in 
dieser Legislaturperiode finanzwirtschaftlich über-
haupt zu verantworten war. Dieses Mehr an sozia-
ler Gerechtigkeit ist auch ein Mehr an realer per-
sönlicher Freiheit für die Betroffenen. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wie wollen Sie erklären, daß Sie auf der einen Sei-
te immer noch mehr fordern, gerade jetzt wieder 
durch das vorgelegte familienpolitische Programm 
der CDU — was die CSU dazu sagt, werden wir ja 
noch erfahren —, in dem Sie Erziehungsgeld, Part-
nerrente — und geben Sie sich bitte keinen mathe-
matischen Täuschungen hin: das, was Sie an Part-
nerrente fordern, ist im Hinblick auf die Rentenver-
sicherung nicht kostenneutral — und zusätzlich 
noch Dynamisierung des Kindergeldes fordern, 
ohne zu sagen, wie das überhaupt finanziert wer- 
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den soll, und andererseits behaupten, die soziale 
Reformpolitik der sozialliberalen Koalition habe be-
reits die Staats- und Soziallastquote allzusehr er-
höht? Diesen Widerspruch zwischen Ihrem allge-
meinen Vorwurf und Ihren konkreten Forderungen 
— wenn ich, wie gesagt, allein an die Mehrforde-
rungen im familienpolitischen Bereich denke — 
müssen Sie lösen. Das gelingt Ihnen nicht. 

Was Sie uns und der Öffentlichkeit im Grunde 
weismachen wollen, ist doch dies: Wenn Sie, die 
CDU/CSU, mehr für die Familien in unserem Lande 
fordern, dann ist das eine gute Sache und macht 
die Familien frei; wenn dagegen Sozialdemokraten 
praktisch mehr für die Familien tun, dann ist das 
etwas Böses und führt zu Staatsgängelung und Un-
freiheit. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf diesen Leim werden Ihnen, meine Damen und 
Herren von der Opposition, die Bürger dieses Lan-
des nicht gehen. 

(Frau Stommel [CDU/CSU] : Das wollen 
wir mal abwarten! — Heiterkeit) 

Über diese sozialen Leistungen hinaus ist es für 
die Familien natürlich wichtig, daß sich die allge-
meine wirtschaftliche Situation, von der wir alle 
zusammen abhängig sind, positiv entwickelt. Des-
wegen möchte ich ganz klar feststellen: Unsere so-
lide Wirtschafts- und Finanzpolitik, die der Stabili-
tät unseres Geldes und der Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen dient, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

wie sie die Bundesregierung erfolgreich betreibt, 
wie mein Kollege Walter Arendt sie hinsichtlich der 
Arbeitsplätze für die weiteren Monate dieses Jah-
res auch dargestellt hat, ist zugleich Politik für un-
sere Familien. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mit dieser Familienpolitik können wir uns gerade 
auch im internationalen Vergleich außerordentlich 
gut sehen lassen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Frau Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hammans? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Bitte schön. 

Dr. Hammans (CDU/CSU): Gnädige Frau, sind Sie 
bereit, dem Hause mitzuteilen, wie Sie die ganz be-
sonders hohe Belastung der Familien mit mehreren 
Kindern durch die von Ihnen beschlossene Mehr-
wertsteuererhöhung erklären? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Auf das Problem der Familien 
mit mehreren Kindern komme ich gleich zu spre-
chen, Herr Kollege; wenn Sie mir noch einen Mo-
ment weiter zuhören. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Die Behauptung nämlich, daß in den letzten Jahren 
immer mehr Familien — ich komme zu Ihrer Fra-
ge —, insbesondere die mit mehreren Kindern, in 
eine Armutsituation geraten seien, weise ich mit 
Entschiedenheit zurück. Infolge der gewachsenen 
Realeinkommen der Arbeitnehmerhaushalte und 
der seit 1969 vorgenommenen Verbesserungen der 
Sozialeinkommen — also: Ausbildungsförderung, 
Wohngeld, Kindergeld —, die gerade den kinderrei-
chen Familien zugute kommen — denn in all diesen 
Sozialeinkommensfaktoren steckt immer ein erheb-
licher kinderbezogener Anteil —, hat sich im Ge-
genteil die reale Situation auch dieser Familien 
verbessert. 

Bei uns gibt es kein Problem Massenarmut und 
schon gar keins, das der Politik dieser Bundesregie-
rung angelastet werden könnte. Die Leistungen der 
Sozialhilfe sind in den letzten Jahren allerdings er-
heblich verbessert und bewußt dem allgemeinen 
Lebensstandard der Bevölkerung — nicht nur struk-
turell, sondern auch in der Größenordnung — stär-
ker angepaßt worden. Die Sozialhilfe gewährleistet 
nicht nur das zum Lebensunterhalt unbedingt Not-
wendige, also das materielle Existenzminimum, sie 
hat vielmehr zum Ziel, allen Bürgern in der Bundes-
republik ein menschenwürdiges Leben zu sichern. 
Wir Sozialdemokraten halten das für gut, weil die 
Sozialhilfe eine der tragenden Säulen unseres so-
zialen Sicherheitssystems ist. 

Benutzt man jedoch, wie Damen und Herren der 
Opposition das tun, die Sozialhilfe als Meßlatte für 
Armut — insbesondere Herr Geißler versucht, das 
zu tun —, kommt man zu der paradoxen Feststel-
lung, daß der Armutsdruck steigt, wenn, wie ge-
schehen, die Sozialhilfeempfänger verstärkt an der 
allgemeinen Entwicklung des Lebensstandards be-
teiligt werden. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich möchte hier nachdrücklich sagen: Wer die So-
zialhilfe zu einer Armutsdiskussion mißbraucht, um 
seine angeblich neue soziale Frage zu belegen, darf 
sich nicht wundern, wenn sie dann auch wieder 
stärker in den Ruch einer Armenfürsorge hineinge-
rät, den wir beinahe schon überwunden hatten, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

wo wir es fertiggebracht hatten, daß die Menschen 
in unserem Lande es nicht so sehen, sondern sie als 
einen Anspruch auf soziale Sicherheit wie andere 
Ansprüche auch betrachten. Und der ist dann aller-
dings verantwortlich dafür, wenn es nach wie vor 
leider so ist, daß sich Anspruchsberechtigte, vor al-
len Dingen ältere Mitbürger, scheuen, zum Sozial-
amt zu gehen. D a hätte ich mir gern mehr Aktivi-
tät des Kollegen Geißler gewünscht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. 
Hammans [CDU/CSU] : Wer hat denn das 
Sozialhilfegesetz hier eingebracht? — Dr. 
Stark [Nürtingen] [CDU/CSU] : Das So

-

zialhilfegesetz haben doch nicht Sie einge

-

führt!) 

Meine Damen und Herren, die materiellen Hilfen 
sind nur ein Teil der Maßnahmen, mit denen wir 
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versuchen, die Ziele unserer Familienpolitik zu ver-
wirklichen. Eines unserer wichtigsten Anliegen 
war, die rechtlichen Voraussetzungen für Gleichbe-
rechtigung und Partnerschaft in Ehe und Familie zu 
schaffen. Es hat mich gefreut, hier zu hören, daß 
auch Herr von Weizsäcker eingeräumt hat, daß 
Freiheit vom Rollenzwang ein Beitrag zur Freiheit 
ist. Nun, das neue Ehe- und Familienrecht wie un-
sere ganze Politik für die Frauen sind praktische 
Schritte auf einem solchen Weg zu mehr Freiheit. 

Mit dem neuen Adoptionsrecht — es ist hier so-
eben schon erwähnt worden —, einschließlich der 
Neuregelung der Adoptionsvermittlung, haben wir 
praktisch dafür gesorgt, daß möglichst viele eltern-
lose Kinder in eine Familie aufgenommen werden 
und die gleichen Rechte und Ansprüche erhalten 
wie die ehelichen. 

Gerade weil wir uns bewußt sind, welche Schlüs-
selrolle die Familie nach wie vor für die Erziehung 
unserer Kinder einnimmt, sehen wir es auch als un-
sere Aufgabe an, den Eltern — nun nicht im Sinne 
des Schulmeisterns, sondern im Sinne einer Hilfe zur 
Selbsthilfe — bei ihren Erziehungsaufgaben zu hel-
fen. Wir haben deshalb Maßnahmen der Elternbil-
dung- und -beratung in Gang gesetzt, für die im 
Einzelplan des Bundesministeriums für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit inzwischen 8 Millionen DM 
veranschlagt sind. Sie, meine Damen und Herren 
von der Opposition, wissen natürlich, daß diese Zu-
ständigkeiten weitgehend Angelegenheit von Län-
dern, Gemeinden und freien Trägern in Ländern 
und Gemeinden sind. Aber ich stelle, wie gesagt, 
fest: Bei uns sind für Modell-, Forschungs- und Be-
ratungsorientierung in diesem Bereich 8 Millionen 
DM veranschlagt. Solche Ansätze habe ich in frü-
heren Haushalten von CDU/CSU-geführten Regie-
rungen vergeblich gesucht. Und ich kann an diesem 
Beispiel nur wieder einmal feststellen: Sie klagen, 
Sie fordern, Sie bedauern, während wir praktisch 
etwas tun, was familienpolitisch notwendig ist und 
was Sie früher hätten tun können, aber versäumt 
haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Unser Etatentwurf sieht ferner die Fortführung 
des Modellprogramms zur Förderung von Familien -
und Familienplanungsberatung, Schwangerschafts-
konfliktberatung sowie Beratungen über soziale 
Hilfen vor. In einer großen Anzahl dieser 53 Mo-
dellberatungsstellen sind Schwangerschaftskonflikt-
beratung, Beratung über Familienplanung mit Ehe-
und Erziehungsberatung im Sinne umfassender Le-
bensberatung zusammengefaßt, um hierdurch den 
Familien mit ihren sehr unterschiedlichen Sorgen, 
Nöten, Problemen ohne Verweisung auf mehrfache 
Stellen, die sie sonst anlaufen müßten, zu helfen. 
Die bisherigen guten Erfahrungen mit dem Modell-
programm zeigen, daß die Bundesregierung in dem 
Bestreben, mit eigenen konkreten Leistungen den 
Ländern und freien Trägern beim Ausbau eines 
Netzes qualifizierter Beratungsstellen fundierte Er-
kenntnisse zu vermitteln, nachhaltige Impulse zu 
geben, auf dem richtigen Wege ist. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, 
dieses Programm macht aber auch besonders deut

-

lich, wie unsinnig die Alternative von Herrn von 
Weizsäcker ist: Selbstverantwortung oder Bevor-
mundungsstaat. Sie ist ebenso demagogisch — ich 
sage es noch einmal — wie die: Freiheit oder So-
zialismus. Was wir tun, ist, Hilfe anzubieten, wo 
sie gebraucht wird. Wir geben sie in partnerschaft-
licher Zusammenarbeit mit freien Trägern, mit 
kirchlichen Einrichtungen. Wir haben dabei mehr 
Solidarität von einzelnen und von Gruppen moti-
viert als je zuvor. Der Spielraum der freien Träger 
ist ebenso gewachsen wie die Förderung, die sie 
von uns erhalten. Nachbarschaftshilfe, Bürgerinitia-
tiven gedeihen heute so wie nie zuvor. Die sozialen 
Berufe und Dienste haben bei der Jugend an Stel-
lenwert gewonnen. Das ist mit ein Erfolg unserer 
Politik und dessen, was wir versuchen, den Men-
schen als Lebensqualität näherzubringen. Ihr Bild, 
wie es Herr von Weizsäcker vom Bürger gemalt 
hat — ich zitiere die Eigenschaften, die er dabei 
genannt hat: anfällig, mißgünstig, passiv, an-
spruchsbewußt und uniformiert —, halte ich für 
eine arrogante, böse Karikatur der Menschen in un-
serem Lande. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich weise es ganz entschieden zurück. Unsere prak-
tische, an den heutigen Problemen der Familien 
orientierte Politik ist besser als die Auseinander-
setzung um Familienideologien, die den meisten Fa-
milien ohnehin völlig unverständlich sind und an 
den Bedürfnissen der Familien jedenfalls völlig 
vorbeigehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Dies gilt auch für die Lösung der Probleme, die 
sich der Familienpolitik durch das Zusammenfallen 
elterlicher Berufstätigkeit und Kindererziehung 
stellen. Der Verbesserung der außerfamiliaren Be-
treuungsmöglichkeiten dient das mit rund 2 Millio-
nen DM im Haushaltsplan des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit veranschlagte 
Tagesmüttermodell. Es unternimmt den Versuch, 
die Bedingungen, unter denen Kinder in Pflegestel-
len betreut werden, zu verbessern und im Rahmen 
einer begleitenden Forschung zugleich auch die 
Qualität der Kinderkrippenerziehung zu untersu-
chen. 

Darüber hinaus haben wir natürlich Überlegun-
gen angestellt, wie es Elternteilen ermöglicht wer-
den kann, auf Berufstätigkeit zu verzichten, um 
sich in den früheren Jahren ihrer Kinder ganz die-
ser Erziehung widmen zu können. Wir alle in die-
sem Hause wissen, daß ein Karenzurlaub oder Er-
ziehungsgeld gegenwärtig nicht finanzierbar ist, 
und sollten, einschließlich der Opposition, den Mut 
haben, dies auch draußen in der Offentlichkeit ge-
nauso zu erklären, statt es zum Gegenstand einer 
unnötigen ideologischen Auseinandersetzung zu 
machen. Das Bundesministrium für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat im übrigen auf diesem Felde das 
unternommen, was im Augenblick untersucht wer-
den kann. Wir haben durch eine repräsentative Be-
fragung die Voraussetzungen zu klären versucht, 
unter denen eine solche Maßnahme ihr Ziel errei-
chen würde. Ich werde den Ausschuß für Jugend, 
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Familie und Gesundheit gerne über die Auswertung 
und ihr Ergebnis unterrichten. 

Kürzlich ist in der Öffentlichkeit behauptet wor-
den — Stimmen aus der Opposition haben sich dem 
angeschlossen —, die Bundesregierung habe in den 
letzten Jahren nicht genug für die Müttererholung 
getan. Das Gegenteil ist wahr! Die gesamte Förde-
rung aus dem Einzelplan 15, Zonenrandförderungs-
mitteln, Konjunkturprogrammen hat gerade zwi-
schen 1973 und 1975 erheblich zugenommen. Sie 
belief sich auf rund 5 Millionen DM, 10 Millionen 
DM bzw. 7 Millionen DM jährlich gegenüber 3 Mil-
lionen DM früher. Auch in diesem Jahre 1976 wer-
den es noch 4,5 Millionen DM sein. Das sind also in 
den letzten 4 Jahren insgesamt 26 Millionen DM für 
das Müttergenesungswerk. 

Wir lassen die Mütter nicht im Stich, und wir 
lassen auch die Familien keineswegs im Stich. Ich 
könnte noch viele Aktivitäten nennen, die für die 
Lebensbedingungen der Familie von elementarer 
Bedeutung sind: die Schwerpunktförderung des 
Wohnungsbaues speziell für kinderreiche Familien, 
die Verbesserung des Mieterschutzes, neue Leistun-
gen der gesetzlichen Krankenversicherung, Freistel-
lung zur fünftägigen Pflege eines erkrankten Kin-
des und die Hilfe bei Krankenhausaufenthalt zur 
Fortführung des Familienhaushalts, die Modelle für 
Betreuungsangebote von Kindern aus Familien aus-
ländischer Arbeitnehmer, die gesundheitlichen und 
sozialen Lebenshilfen, die wir den Familien mit der 
Aufklärungsarbeit anbieten. Aber meine Zeit ist be-
grenzt. 

Ich stelle zusammenfassend fest: die Familienpo-
litik dieser Koalition hat den Familien im Lande ge-
holfen. In wenigen Jahren ist mehr geschehen als 
in vielen Legislaturperioden zuvor. Familienpolitik 
ist ein Schwerpunkt der Politik dieser Bundesregie-
rung durch alle ihre Aufgabenbereiche. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Hört! 
Hört! bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Die Familien sehen das an-

ders!) 

In unseren jugendpolitischen Zielsetzungen, bes-
sere Erziehungs- und Bildungschancen, und zwar 
für alle Jugendlichen, ein Aufwachsen ohne mate-
rielle Not und in körperlicher und seelischer Ge-
sundheit und mehr Mitwirkungsmöglichkeiten zu 
schaffen, haben wir unverändert festgehalten. Wir 
haben diese Ziele weiterverfolgt, auch wenn dies 
unter erschwerten yolks- und finanzwirtschaftli-
chen Bedingungen geschehen mußte. Die für den 
Lebensweg junger Menschen elementare Frage, 
eine zukunftsträchtige Ausbildung und einen zu-
kunftssicheren Arbeitsplatz zu finden, ist im Rah-
men dieser Haushaltsberatungen schon mehrfach 
diskutiert worden. Die finanziellen Grenzen, an die 
auch Länder und Gemeinden gerieten, haben ein 
ganz wichtiges Reformvorhaben hinausgeschoben. 
Ich meine die Reform des Jugendhilferechts. Ein 
kabinettreifer Entwurf war fertiggestellt, mußte je-
doch mit Rücksicht auf die Haushaltssituation der 
Länder und Gemeinden zurückgestellt werden. Dies 
geschah in vollem Einvernehmen mit ausnahmslos 
allen Ministerpräsidenten, auch denen der von der 

CDU/CSU-regierten Länder. Deshalb halte ich die-
sen Punkt für ganz sicher nicht für polemische 
Auseinandersetzungen geeignet. Wir haben klarge-
macht, daß dieser Punkt für uns hohe Priorität be-
hält und sofort wieder auf die Tagesordnung kom-
men wird und soll, sobald die finanziellen Voraus-
setzungen dafür gegeben sind, sobald vor allen Din-
gen auch von seiten der Länder und der Gemeinden 
hierzu irgendein Anstoß oder irgendeine Initiative 
gegeben wird. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kroll-Schlüter? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Bitte! 

Kroll -Schlüter (CDU/CSU): Frau Minister, darf ich 
Sie fragen, wieso Sie z. B. bei der Mehrwertsteuer

-

anhebung die Gemeinden mit mindestens 300 Mil-
lionen DM mehr belasten und dort, wo es um die 
Jugend geht, nein sagen? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Ich glaube, die Antwort auf die 
Frage, wieso die Mehrwertsteuererhöhung notwen-
dig ist, ist gegeben worden. Auf diese Frage haben 
wir in dieser Legislaturperiode eine gesamtverant-
wortliche Antwort gegeben. Wir haben hierbei ge-
rade auch — ich wiederhole das noch einmal_— auf 
die Wünsche ausnahmslos aller Länder und Ge-
meinden Rücksicht genommen. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Stahl? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Bitte! 

Stahl (Kempen) (SPD) : Frau Bundesminister, wür-
den Sie mir zustimmen, daß der CDU/CSU-Antrag 
im Parlament auf Erziehungsgeld in Höhe von 
300 DM pro Monat und Kind bis zum 6. Lebensjahr 
von uns deshalb abgelehnt worden ist und die CDU/ 
CSU ihn wohl zurückgestellt hat, weil die Finanz-
lage des Bundes nicht besonders rosig ist, und des-
halb die jetzige Frage des Kollegen Kroll-Schlüter 
woanders und zu einem anderen Zeitpunkt gestellt 
werden sollte? 

Frau Dr. Focke, Bundesminister für Jugend, Fami-
lie und Gesundheit: Ich versuchte soeben, ihm das 
zu sagen. Ich habe im übrigen anerkannt, daß der 
Antrag mit dem Erziehungsgeld hier aus einer ge-
wissen Einsicht zurückgenommen worden ist. Um so 
weniger kann ich natürlich verstehen, daß er jetzt 
in der Form, wie das geschieht, im CDU-Wahlpro-
gramm dennoch wieder auftaucht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Sie lesen 
schlecht! Schade!) 
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Ich muß versuchen, meine Ausführungen zu kon-

zentrieren. Ich komme auf das wichtigste Förde-
rungsinstrument für die Jugend: den Bundesjugend-
plan. Wir haben ihn seit 1969 sowohl finanziell stark 
ausgebaut als auch inhaltlich weiterentwickelt. Von 
1969 bis 1976 ist das Mittelvolumen des Bundesju-
gendplans von 73,5 Millionen DM auf rund 146,7 
Millionen DM angehoben worden. Das entspricht 
einer Steigerung von nahezu 100 °/o. Neben der För-
derung der allgemeinen, politischen kulturellen, 
sportlichen Bildung haben wir neue Schwerpunktpro-
gramme für solche Jugendliche geschaffen, die zum 
Ausgleich individuell oder gesellschaftlich beding-
ter Benachteiligungen der besonderen Hilfe bedurf-
ten. Hierzu gehört die Hilfe für lernbehinderte, für 
berufsunreife, für arbeitslose Jugendliche. Zur Lö-
sung des brennenden Problems der Jugendarbeits-
losigkeit sind gezielte Maßnahmen zur Bildungs-
und zur Arbeitsmarktpolitik notwendig. Darüber ha-
ben wir an anderer Stelle schon gesprochen. Insbe-
sondere ist natürlich die Verabschiedung der Berufs-
bildungsreform zu erwähnen, über die jetzt gleich-
zeitig und parallel zur heutigen Beratung eine so 
wichtige Entscheidung im Bundesrat fällt. 

Die Jugendarbeit muß jedoch mit ihren Möglich-
keiten dazu beitragen, daß diesen Jugendlichen er-
gänzende Bildungsangebote und Hilfen gemacht wer-
den. Weitere neue Schwerpunktprogramme dieser 
Art zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen be-
ziehen sich auf die Jugendarbeit mit Behinderten, 
auf die Kinder ausländischer Arbeitnehmer, auf Hil-
fen zur Eingliederung jugendlicher Zuwanderer, wo-
bei ich insbesondere auf die gesteigerten Anstren-
gungen für jugendliche Zuwanderer aus Polen hin-
weisen möchte. 

In der 27jährigen Geschichte des Bundesjugend

-

plans wird es im übrigen zum erstenmal von dieser 
Bundesregierung versucht, in den Perspektiven zum 
Bundesjugendplan eine programmmatische Konzep-
tion für die Weiterführung des Bundesjugendplans 
zu entwickeln. Diese Konzeption soll den Jugendli-
chen und ihren Organisationen nicht etwa von oben 
herab aufgepfropft werden. Sie wird vielmehr in 
Diskussion und partnerschaftlicher Auseinanderset-
zung mit den Jugendverbänden und den Trägern der 
Jugendhilfe erarbeitet. Ich bin überzeugt, daß am 
Ende der zweiten Diskussionsrunde eine gute Basis 
für die Fortentwicklung des Bundesjugendplans ge-
geben sein wird. 

Was im Hinblick auf die Erziehungsbedingungen 
junger Menschen in der Familie alles geschehen ist, 
habe ich bereits dargelegt. Die Bundesregierung hat 
die Entscheidungs-, Mitwirkungs-, Mitverantwor-
tungschancen weiter ausgebaut, und zwar durch die 
Herabsetzung des Volljährigkeitsalters — nach der 
des Wahlalters — genauso wie durch den Ausbau 
der Rechte der Jugendvertretungen nach dem Per-
sonalvertretungsgesetz wie zuvor durch das Be-
triebsverfassungsgesetz. Wir haben das Gesetz über 
das freiwillige soziale Jahr novelliert und damit für 
das Engagement junger Menschen in der Sozial-
arbeit bessere Bedingungen geschaffen. Ich wieder-
hole es noch einmal: Das Engagement junger Men

-schen in der Sozialarbeit ist in den vergangenen 
Jahren deutlich gestiegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Schließlich haben wir den Kampf gegen die Ge-
fährdung junger Menschen durch Drogen, insbeson-
dere auch durch Alkoholmißbrauch, fortgeführt und 
intensiviert, und zwar durch ein ganzes Netz von 
Beratungsstellen und gezielter Information. 

Auch im Bereich der internationalen Jugendpoli-
tik gibt es eine positive Leistungsbilanz. Wir haben 
gleich zu Beginn dieser Legislaturperiode eine Struk-
turreform des Deutsch-Französischen Jugendwerks 
durchgeführt. Wir haben die Verwaltung um 25 °/o 
gestrafft und die Durchführung der Programme qua-
litativ verbessert. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Da ist der Deut

-

sche Gewerkschaftsbund anderer Meinung!) 

Wir haben erreicht, daß unter gewissen Vorausset-
zungen jetzt auch Teilnehmer aus anderen Ländern 
der Europäischen Gemeinschaft an den Programmen 
des Deutsch-Französischen Jugendwerkes beteiligt 
werden können. Der internationale Jugendaustausch 
ist überhaupt erweitert und qualitativ verbessert 
worden. Wir sorgen beim internationalen Aus-
tausch — z. B. auch bei den deutsch-französischen 
Programmen — dafür, daß vermehrt junge Berufs-
tätige und auch Behinderte an solchen Programmen 
teilnehmen können. Die Ostpolitik der Bundesregie-
rung trägt im Hinblick auf eine erleichterte Zusam-
menarbeit mit osteuropäischen Ländern auch auf 
diesem Felde des Jugendaustauschs Früchte. Auf 
der Ebene des Europarates ist das Europäische Ju-
gendwerk, das auf einer Initiative und erheblichen 
finanziellen Beiträgen der Bundesrepublik beruht, 
nach der Anlaufphase nun zu einer bewährten 
Dauereinrichtung geworden. 

Am Schluß dieses Teils über die Jugendpolitik 
möchte ich gern noch einige grundsätzliche Worte 
sagen. In der Jugendpolitik beweist sich die Libe-
ralität eines Staates und einer Gesellschaft. Jugend-
förderung ist für uns kein Mittel zur Disziplinie-
rung. Zur politischen Bildung, die wir unterstützen, 
gehören die Einübung in die Demokratie, die Aus-
einandersetzung mit politisch Andersdenkenden, ja, 
auch mit Gegnern unserer Gesellschaftsordnung. 
Dazu bedarf es eines weiten Freiheitsraumes. Ge-
rade für junge Menschen dürfen die Grenzen nicht 
zu eng gezogen werden. Diskussionen über die Ord-
nung, in der wir leben, und darüber, wie sie wei-
terentwickelt werden kann, dürfen nicht abgewürgt 
werden. Wir wollen keinen Zwang zu Anpassung 
und Konformismus. Um eine Gesellschaft, die es 
nicht ertragen kann, in Frage gestellt zu werden, 
wäre es schlecht bestellt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auf der anderen Seite sind wir natürlich sorg-
sam darauf bedacht, daß die Förderungswürdigkeit 
eines Verbandes gemäß § 9 Abs. 1 des Jugendwohl-
fahrtsgesetzes gegeben sein muß, wenn er aus dem 
Bundesjugendplan finanziert wird. Die Entschei-
dung darüber, ob ein Jugendverband die Gewähr 
für eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche 
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Arbeit bietet, machen wir uns aber alles andere als 
leicht. Die Aberkennung der Förderungswürdigkeit 
kann nur das letzte Mittel sein, dem sorgfältige Klä-
rungen, Beobachtungen, Gespräche mit den jungen 
Menschen und eine gewisse Zeit des Abwartens, 
in der für den jeweiligen Verband die Chance ge-
geben ist, sich womöglich eines Besseren zu besin-
nen, vorausgehen müssen. Dies ist ein Punkt, an 
dem sich beweist, wie ernsthaft man es mit seinen 
Beschwörungen der Freiheit meint. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, für die Bundesregie-
rung der sozialliberalen Koalition war und ist 
schließlich das dritte Feld des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit, die Gesund-
heitspolitik, eine gesellschaftspolitische Aufgabe er-
sten Ranges. In den letzten Jahren sind entschei-
dende Fortschritte gemacht worden. Mein Kollege 
Walter Arendt hat dies heute vor mir in einer 
Reihe von Punkten dargestellt. Ich füge einige Bei-
spiele aus dem Aufgabenbereich des Bundesministe-
riums für Jugend, Familie und Gesundheit hinzu. 

Ein größerer Schutz unserer Bürger vor Gesund-
heitsgefahren ist durch eine Reihe von Gesetzen 
geschaffen worden. Ich greife die erst in der letzten 
Woche in zweiter und dritter Lesung behandelte 
Arzneimittelrechtsreform heraus. Sie wird die Arz-
neimittelsicherheit erheblich erhöhen. Sie wird da-
für sorgen, daß der Arzneimittelverbraucher in Zu-
kunft sehr viel besser informiert ist, auch daß ein-
mal zugelassene Mittel sehr viel strenger beob-
achtet werden. Sie wird darüber hinaus bei dennoch 
eintretenden Schäden den wirtschaftlichen Schutz 
der Geschädigten sicherstellen. Das Gesetz bringt, 
wie ich betone, auch dem Arzt größere Transparenz 
und läßt zugleich der Therapiefreiheit vollen Raum. 

Durch die Gesamtreform des Lebensmittelrechts 
wird der Verbraucher vor möglichen gesundheit-
lichen Gefährdungen durch Lebensmittel, vor Täu-
schung und Irreführung erheblich besser geschützt. 
In der immer wieder entstehenden Konfliktsituation 
zwischen wirtschaftlichem Nutzen und Gesundheit 
der Menschen hat sich die Reform des Lebensmit-
telrechts praktisch als eine Entscheidung für den 
Vorrang der Gesundheit erwiesen. Wir sind dabei, 
das Gesetz selber durch eine Reihe von Verord-
nungen noch mehr für die Menschen zu aktivieren. 

Diese und andere Maßnahmen für einen besseren 
gesundheitlichen Schutz unserer Bürger muß man 
natürlich im Zusammenhang mit der Umweltschutz-
gesetzgebung der sozialliberalen Koalition und auch 
z. B. mit den Maßnahmen für eine gesundheitsge-
rechtere Gestaltung der Arbeitsbedingungen sehen. 

Durch das Krankenhausfinanzierungsgesetz und 
die Bundespflegesatzverordnung wiederum wurden 
die Finanzierung und Planung unseres Kranken-
hauswesens auf eine völlig neue Grundlage ge-
stellt. Meine Damen und Herren, dies ist eine 
Grundlage, um die uns andere Länder beneiden. 
Bund und Länder haben seit 1972 insgesamt 10,5 
Milliarden DM an Finanzhilfen für Investitionen der 
Krankenhäuser aufgebracht. Damit ist der lange 
zurückgestaute, notwendige Neubau ermöglicht 

worden. Überalterte Bausubstanz konnte ersetzt 
werden. Medizinisch-technische Einrichtungen wur-
den verbessert. Vor allen Dingen wurden auch die 
früheren finanziellen Defizite der Krankenhausträ-
ger abgebaut. 

Mit dem Bericht über die Auswirkungen des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes, d. h. über unsere Er-
fahrungen in den ersten drei Jahren damit, hat die 
Bundesregierung eine Bilanz der positiven und ne-
gativen Erfahrungen offengelegt und Vorschläge ge-
macht, wie die Steuerungsinstrumente, die wir 
eigentlich schon haben — die Krankenhausbedarfs-
planung, die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit, die 
Art, wie die Kosten ermittelt werden, nach denen 
die Pflegesätze festgelegt werden —, besser als bis-
her ausgeschöpft werden können. Im übrigen sind 
wir mit den zum Teil außerordentlich schwierigen 
Verordnungen, die eine sehr intensive Abstim-
mung mit allen Beteiligten erfordern, ein erhebliches 
Stück weitergekommen. 

Zusammen mit den Ländern und allen Beteiligten 
hat die Bundesregierung für das Gesundheitswesen 
insgesamt - hier spreche ich jetzt aber insbeson-
dere vom stationären Bereich — Maßnahmen ergrif-
fen und nicht nur davon geredet, die zur Dämpfung 
der Kostenentwicklung beitragen. Während wir da-
bei sind, meine Damen und Herren von der Oppo-
sition, nüchtern, in zäher Kleinarbeit, in vielen Ge-
sprächen, gerade auch mit den Trägern der Selbst-
verwaltung — das gelungene Beispiel der Begren-
zung des Kostenanstiegs im ambulanten Bereich ist 
heute morgen schon erwähnt worden , das Kosten

-

problem in den Griff zu bekommen, erlebe ich von 
seiten der Opposition ständig neue Zahlengebäude 
und den Versuch, auch hier einen Katastrophen-
effekt zu erhaschen. Die Opposition versucht damit 
nur zu verdecken, daß sie sich bisher eben nicht zu 
eigenen Vorschlägen hat durchringen können. Die 
könnten ja jemandem wehtun. 

(Katzer [CDU/CSU]: Sie wären doch im 
Ministerium eingeschlafen!) 

Auch in dem Entwurf einer Wahlplattform habe ich 
nur den lapidaren Satz gefunden, daß Sie eine Reihe 
geeigneter Maßnahmen ergreifen wollen. 

(Katzer [CDU/CSU] : Was haben Sie denn 
in zehn Jahren getan? Überhaupt nichts! 

Gar nichts haben Sie gemacht!) 

Welche, fragt sich der Leser vergebens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihr Ministerium 
aufzulösen!) 

Aber ich kann Ihnen einen ganz konkreten Vor-
schlag machen. Ich kann Ihnen vorschlagen, daß 
z. B. im Lande von Herrn Kohl durch den Einsatz 
von Herrn Geißler versucht wird, das gute Beispiel 
nachzuahmen, das der Kollege Horst Schmidt im 
Lande Hessen für das Jahr 1975 schon geschaffen 
hat. Dort sind nämlich durch die konsequente An

-

Wendung der bestehenden Instrumente für die 
Pflegesatzentwicklung diese Sätze nur noch um 6 % 
gestiegen, in Rheinland-Pfalz leider um beinahe das 
Doppelte. 

(Beifall und Hört! Hört! bei der SPD) 
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Dies wäre ein sehr konkreter Beitrag, der zum Bei-
spiel zu diesem so wichtigen Punkt der Kostenbe-
grenzung in einer Wahlplattform der CDU durchaus 
auch Erwähnung finden könnte. 

(Büchner [Speyer] [SPD] : Zu konkret für die 
CDU!) 

Wir haben — ein Punkt, den ich trotz der vorge-
rückten Zeit nicht außer acht lassen möchte — in 
einer Frage, bei der, glaube ich, die Solidarität in 
unserer Gesellschaft ganz besonders angesprochen 
ist, in dieser Legislaturperiode wenigstens eine Be-
standsaufnahme, Vorschläge und erste Schritte zu 
konkreten Maßnahmen geschaffen; ich meine den 
Bereich der psychiatrischen Versorgung. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Dazu haben wir Sie doch ge-
zwungen! Dieser Bundestag hat Sie veran-

laßt!) 

— Dies war eine gemeinsame Initiative, 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

und es ist zustande gekommen durch die Arbeit der 
Enquete-Kommission in Zusammenarbeit mit der 
Bundesregierung. 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Schmücken Sie sich doch nicht 

mit fremden Federn!) 

Wir haben festgestellt, wie die Situation aussieht, 
wie groß der Nachholbedarf ist, 

(Genau! bei der SPD) 

und wir haben vor allem eines getan: Wir haben den 
Bericht der Enquete-Kommission an die Länder wei-
tergereicht. Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, wissen sehr gut, daß fast alles, was hier 
geschehen muß, Zuständigkeit und Verantwortung 
der einzelnen Bundesländer ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wozu brauchen 
wir dann überhaupt ein Bundesgesundheits-

ministerium?) 

aber wir versuchen zugleich, hier durch Modellvor-
haben auch aus unserem Einzeletat zu helfen, und für 
gesundheitliche Modellaktionen stehen deshalb im 
Einzelplan 15 für das Jahr 1976 3 1 /4 Millionen DM. 

Schließlich noch ein letztes Wort zur Gesundheits-
erziehung, Aufklärung und Beratung über das, was 
jeder einzelne persönlich für seine Gesundheit tun 
kann. Sie besitzen für diese Koalition einen hohen 
Stellenwert, sie sind in unseren Augen für moderne 
Gesundheitspolitik genauso wichtig wie staatliche 
Maßnahmen des Gesundheitsschutzes oder der Aus-
bau der Gesundheitsversorgung durch Staat und 
Selbstverwaltung. Sie können allerdings letzteres 
nicht ersetzen. 

Wir brauchen dazu keine Ermahnung, meine Da-
men und Herren von der Opposition. Wer hat denn 
— wenn ich daran auch noch einmal erinnern darf — 
eigentlich die Bundeszentrale für gesundheitliche 

Aufklärung, dieses dafür so entscheidend wichtige 
Instrument, geschaffen? 

(Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
[CDU/CSU] : Wer ist denn der Direktor? 

Wie heißt der denn?) 

Es war die sozialdemokratische Gesundheitsministe-
rin Käte Strobel, und ich danke ihr dafür. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Prinz zu 
Sayn-Wittgenstein-Hohenstein [CDU/CSU] : 
Ein Jammerhaufen ist das in Köln! Nicht zu 
fassen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Zur Verbesserung der dringend notwendigen ge-
sundheitlichen Aufklärung der Bevölkerung wurden 
die Gesamtaufwendungen für diesen Bereich von 5,3 
Millionen DM im Jahre 1972 auf rund 13 Millionen 
im Haushaltsansatz 1976 gesteigert. Aber — und das 
haben wir ja eben hier wieder gehört — das wird 
von der Opposition dann wiederum als Regierungs-
propaganda verdammt. Der Erfolg unserer Kam-
pagnen — gegen Rauchen, Alkoholmißbrauch, fal-
sche Ernährung, für mehr Bewegung, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo ist denn der 
Erfolg? — Kein Erfolg!) 

unsere Informationen über die Probleme von be-
hinderten Mitbürgern, über Familienplanung, über 
soziale Hilfen für Schwangere — kann man unter 
anderem daran ermessen, daß inzwischen wöchent-
lich 20 000 Einzelanforderungen an die Bundeszen-
trale gehen — neben der riesigen sonstigen Ver-
teilung durch eine Reihe von Gruppen, die sich hier 
sehr aktiv beteiligen. In mehr als 30 000 Schulen in 
der Bundesrepublik Deutschland werden jetzt Unter-
richtshilfen angewandt, die dort entwickelt worden 
sind. 

Als besonders positiv möchte ich die Kooperation 
mit der Ärzteschaft herausstellen. Die „Aktion 
Wartezimmer führt dazu, daß jetzt mehr als 10 000 
Ärzte das Informationsmaterial in ihren Wartezim-
mern für die Patienten auslegen. 

Die betriebene gesundheitliche Aufklärung richtet 
sich an Jugendliche, an junge Familien, an alle, die 
gesundheitlich besonders gefährdet sind, an Kranke, 
an Behinderte, an Eltern, an werdende Mütter, an 
alte und pflegebedürftige Menschen, also an alle 
diejenigen, die auch sonst zu der Gruppe derer ge-
hören, um die sich das Bundesministerium für Ju-
gend, Familie und Gesundheit ganz besonders zu 
kümmern hat. 

Der Ihnen zur Abstimmung vorliegende Haus-
haltsplan ist so bemessen, daß wir diese Aufgaben 
trotz erheblicher Einsparungen — auch bei uns —, 
über die wir nicht glücklich sein können, die wir 
jedoch für unumgänglich hielten, erfüllen können, 
Aufgaben, die erfüllt werden müssen, wenn wir nicht 
diejenigen vernachlässigen wollen, die ihre Inter-
essen nicht so sehr aus eigener Kraft durchsetzen 
können. 

Meine Damen und Herren von der Opposition, ich 
habe deshalb sehr wenig Verständnis dafür, daß 
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Sie dem Einzelplan 15 Ihre Zustimmung verweigern 
wollen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, zu diesem Einzelplan liegen insgesamt noch drei 
Wortmeldungen vor. Ich möchte die Rednerinnen 
und Redner bitten, sich möglichst an eine knappere 
Zeit zu halten, weil wir sonst mit unserer Gesamt-
tagesordnung nicht fertig werden. 

(Zustimmung auf allen Seiten) 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Dr. Wex. 

Frau Dr. Wex (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich will mich gern an Ihre Mah-
nung halten. Aber die Frau Ministerin hat hier ge-
rade Ihre Rede beendet. Es wäre dringend nötig, 
daß wir uns mal zusammentäten, um zu erreichen, 
daß die Fragen Jugend, Familie und Gesundheit 
nicht nur am Ende einer solchen Debatte behandelt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Denn wir können ein paar dieser wichtigen Fragen 
— das gilt natürlich verständlicherweise für alle, 
die jetzt eine besondere Verpflichtung haben — 
nicht in dieser Schnelligkeit besprechen und verab-
schieden. Das war ein freundliches Angebot von mir. 
Ich meine, das wäre auch eine politische Aussage, 
wenn wir daraus Konsequenzen zögen. 

Das Erstaunliche an der familienpolitischen De-
batte des heutigen Tages ist für mich, daß die fa-
milienpolitischen Leitsätze der CDU im Mittelpunkt 
der Debatte gestanden haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Da gehören sie natürlich auch hin. 

(Lachen bei der SPD) 

Was für ein Unterschied: Auf der einen Seite dieses 
Konzept, auch wenn es sich nur um Leitsätze han-
delt; auf der anderen Seite haben wir ein ganzes 
Ministerium vor uns, das kein Konzept anzubieten 
hat. Das sehen wir auch in den Auswirkungen. Aber 
da schon gestern Herr Minister Friderichs und Herr 
Ehrenberg auf Anfrage diese familienpolitischen 
Leitsätze in die Diskussion eingeführt haben, muß 
ich ein paar Dinge zur Richtigstellung dazu sagen. 

Erstens steht darin: „Dabei ist die erste Voraus-
setzung für eine optimale Familienpolitik, daß Ar-
beitslosigkeit und Inflation abgebaut werden. Damit 
wird der Familie direkt und indirekt am besten ge-
holfen." 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dann: „Die dauerhafte Sicherung des wirtschaft-
lichen Aufschwungs und die Gesundung der Staats-
finanzen sind unabdingbare Voraussetzung für die 
erfolgreiche Durchsetzung der von der CDU konzi-
pierten Familienpolitik. 

Jetzt kommt das Wichtigste: „Die familienpoli-
tischen Vorschläge fügen sich in das gesellschafts-
politische Gesamtkonzept der CDU ein, nämlich: die 
Staatsausgaben effektiver einzusetzen, sie umzu-

strukturieren, um neue Akzente und Prioritäten zu 
setzen." Das kann man nur, wenn man ein Konzept 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Die Familienpolitik bietet ein gutes Beispiel dafür, 
daß der Sozialaufwand wirtschaftlich sinnvoller und 
humaner im Sinne einer Selbsthilfe eingesetzt wer-
den kann." Meine Damen und Herren, wir sind eben 
der Meinung, nur innerlich und äußerlich starke 
Familien, sichere Familien können die Ausweitung 
des Staatshaushalts auf die Dauer wirksam verhin-
dern. Dies alles können Sie doch nicht bestreiten, 
auch nicht, was dann folgt: 

In einem mittelfristig wirksamen Stufenpro-
gramm ist im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten des Staates die wirtschaftliche Benach-
teiligung der Familie zu beseitigen. 

(Frau Lüdemann [FDP] : Wie wollen Sie das 
machen?) 

Es ist billiger, Frau Lüdemann, und menschlicher, 
die Funktionsfähigkeit der Familie zu stärken, als 
Aufgaben der Familie Institutionen wie Heimen und 
Tagesstätten für Kleinkinder zu übertragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wissen, daß ein Heimplatz heute 1 800 DM im 
Monat kostet. Wir möchten dieses Geld zunächst 
einmal den leiblichen Eltern anbieten, insbesondere 
jungen Ehepaaren, die aus finanziellen Gründen, 
besonders auch wegen Ihrer Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, gezwungen sind, arbeiten zu gehen, 
auch wenn sie kleine Kinder zu Hause haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dies alles — das können Sie doch nicht bestrei-
ten — ist ein ideenreiches Programm und ist eine 
realistische Politik, die Sie unterstützen müßten, 
wenn Sie wirklich den Familien helfen und nicht mit 
Worten verbrämen wollen, daß Sie die Institution 
Familie auf die Dauer für eine überholte Angelegen-
heit halten. Meine Damen und Herren, wir können 
doch nicht aufhören, Politik für die Zukunft zu 
machen, nachdem durch Ihre schlechte Wirtschafts-
und Finanzpolitik die Kassen dieses Staates leer 
geworden sind. Hier fängt das Nachdenken über die 
Zukunft auch für die Opposition erst richtig an. 

Was sagen Sie denn zu Ihrem Bundeskanzler, 

(Zuruf von der SPD: Gut ist der!) 

der in seinem Regierungsprogramm, und zwar in 
seinem „Anspruchsprogramm" für die Jahre 1976 
bis 1980, z. B. den Ausbau der Ganztagsschulen an-
gekündigt hat? 

(Frau Lüdemann [FDP]: Gott sei Dank! Für 
Kinder Alleinstehender!) 

— Wir haben ja nichts dagegen, Sie sollen nur nicht 
mit zweierlei Maß messen. Wenn wir Zukunftsaus-
sagen machen, so bestimmen wir damit die Rich-
tung, die wir mit unserer Politik ansteuern. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alle Redner haben von dem Erziehungsgeld ge-
sprochen. Das Schwergewicht der Aussage liegt 
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hier nicht auf dem Geld, sondern auf der Stärkung 
der Erziehungskraft der Familien. Wenn Sie das gut 
finden, meine Damen und Herren, dann legen Sie 
das doch einmal einem Ihrer Parteigremien vor. Sie 
würden nie eine Zustimmung bekommen, weil Sie 
sich gerade bei diesen Fragen in allen Flügel aus-
einanderemanzipieren würden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht Ihnen doch gar nicht um das Geld. Für 
Dinge, die weitaus weniger wichtiger waren, haben 
Sie sinnlos Geld ausgegeben. Sie wollen diese Rich-
tung nicht, und was Sie wirklich wollen, steht in 
den Rahmenrichtlinien von Hessen, Nordrhein

-Westfalen und Niedersachsen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Focke, Sie haben hier eine Bilanz vorgelegt, 
bei der man gegenüber dem, was heute im Lande 
vor sich geht, schon ziemlich unempfindlich sein 
muß, um das noch als Erfolg zu verkaufen. Die jun-
gen Menschen warten immer noch auf ein modernes 
Jugendhilferecht, ein Gesetz, das die Bundesregie-
rung einmal vorrangig behandeln wollte. Die Fami-
lien sehen sich im Stich gelassen, denn die hier ge-
priesene und von uns unterstützte Kindergeldreform 
kann nicht verdecken, daß das Niveau des Familien-
lastenausgleichs insgesamt unter das Niveau von 
1964 zurückgefallen ist. 

(Leider wahr! bei der CDU/CSU — Wider-
spruch bei der SPD) 

— Meine Damen und Herren, wir könnten hier viel 
besser diskutieren, wenn wir ein bißchen mehr Zeit 
hätten. 

Der Entscheidungsspielraum der Frauen — ich 
weiß, was ich damit jetzt sage —, soweit er von 
Ihrer Politik abhängig war, ist enger geworden, 
denn noch nie war die Zahl der weiblichen Arbeits-
losen prozentual so hoch wie heute. 

(Carstens [Emstek] [CDU/CSU] : Auch das 
stimmt! — Egert [SPD] : Das ist kein Debat-
tenbeitrag! — Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: 

Lassen Sie sich nicht stören!) 

— Machen Sie doch einmal einen Entwurf und be-
streiten, daß es noch nie so viel Unbeweglichkeit für 
Frauen gab, die gerne berufstätig sein wollen, es in 
einer Zeit der Arbeitslosigkeit heute aber nicht kön-
nen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die eigenständige soziale Sicherung aller Frauen 
erleidet das Schicksal aller Reformen dieser Bundes-
regierung. Sie verläuft im Sande, enttäuscht die Gut-
gläubigen und macht damit auch einen großen Elan 
in dieser Bevölkerung zunichte, der für eine zu-
kunftsorientierte Politik dringend notwendig ist. 

Zur Gesundheitspolitik ist von der Bundesregie-
rung in den letzten Jahren kein Vorschlag gekom-
men, der geeignet gewesen wäre, dieses Gebiet lang-
fristig zu sichern. Es gab widersprüchliche Aussagen 
prominenter Politiker, Ärztebeschimpfung überall. 
Meine Damen und Herren, einmal sind die Beamten 
schuld an vielen Entwicklungen, ein andermal die 
Ärzte, nur niemals diese Bundesregierung, die  

eigentlich für die Politik in diesem Lande verant-
wortlich ist. Seit vier Jahren fehlen Verordnungen 
zum Krankenhausfinanzierungsgesetz sowie Ausfüh-
rungsbestimmungen zur Bundespflegesatzverord -
nung. Beim Jugendalkoholismus gehen die Zahlen 
nach oben. 

Ich empfand es als eine unglaubliche Unverfroren-
heit von Herrn Sperling, zu sagen, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Prinz zu Sayn-
Wittgenstein-Hohenstein [CDU/CSU] : Das 
kann man wohl sagen! — Katzer [CDU/ 
CSU] : Sehr gut! — Zurufe von der SPD) 

das Arzneimittelgesetz — ich habe mir das wörtlich 
aufgeschrieben, Herr Sperling — wäre auch ohne die 
Opposition verabschiedet worden. Das glauben wir 
wohl; aber die Naturheilmittel wären damit auf der 
Strecke geblieben. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU — Hauck 
[SPD] : Nein, das ist doch unwahr! — Dr. 
Hammans [CDU/CSU] : Ja, das ist die Wahr

-

heit!) 

Es gibt kein Konzept der Familienministerin. Ich 
erinnere daran, daß wir wesentliche Stellungnahmen 
zu wichtigen Gesetzen nicht gehört haben, daß die-
ses Ministerium z. B. zum neuen Ehe- und Familien-
recht nichts Entscheidendes beigetragen hat. Auch 
die Kindergeldreform ist kein ernsthaftes Argument 
gegen diese Feststellung; denn diese Reform ist 
durch die Inflationspolitik der Regierung weithin 
aufgehoben worden. Unter dieser Bundesregierung 
sind viele Familien mit mehreren Kindern an den 
Rand unserer Gesellschaft gedrückt worden. Dies 
kann den Rückschritt in der Familienpolitik nur noch 
näher bezeichnen. 

Es kommt folgendes hinzu. Es sind nicht immer 
nur finanzielle Dinge, die bei einem solchen Haus-
halt eine Rolle spielen, sondern wichtig ist auch die 
Atmosphäre, in der dieser Haushalt vorgelegt und 
durchgeführt wird. 

(Katzer [CDU/CSU] : Sehr wahr!) 

Der Familie mit mehreren Kindern fehlt es heute an 
gesellschaftlicher Anerkennung. Aber die Bundes-
regierung vernachlässigt den Schutz und die Förde-
rung solcher Familien seit Jahren. Sie hat zugesehen, 
wie unser Staat immer kinderfeindlicher wurde. 
Appelle reichen nicht aus. Auch Klagen darüber, was 
alles heute notwendig ist, reichen nicht aus. Die 
Kinderfeindlichkeit besteht zum großen Teil im 
Atmosphärischen, im mangelnden Zutrauen in die 
Zukunft dieses Landes. Ein großer Teil der jungen 
Frauen und jungen Ehepaare bekommt nicht etwa 
deswegen keine Kinder, weil sie zu bequem sind, 
sondern weil sie Angst davor haben, was heute aus 
den Kindern in dieser Gesellschaft wird. 

Die Geburtenrate der Bundesrepublik hat einen 
Stand erreicht 

(Zurufe von der SPD) 

— wenn Sie eigene Kinder haben, weiß ich nicht, 
warum Sie das bestreiten —, die sie an das Ende der 
Liste aller vergleichbaren Länder verweist. Dazu 
kommt, daß sich der Prozeß der Ü beralterung in 
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unserem Lande beschleunigt. Wenn keine Änderung 
eintritt, ist bereits heute abzusehen, daß die aktive, 
im Arbeitsprozeß stehende Generation so stark ab-
nehmen wird, daß selbst die Erhaltung des Volks-
einkommens aufs höchste gefährdet und auf reales 
Wachstum kaum zu hoffen ist. 

(Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : Das ist aber 
eine materialistische Betrachtung!) 

Die zwangsläufige Folge — Sie wollen doch eine 
Arbeitnehmerpartei sein — wäre, daß die Erwerbs-
tätigen — und das muß Ihnen doch auch zu denken 
geben — nur dann ihren Aufgaben und Pflichten 
gegenüber den alten und nicht erwerbstätigen Men-
schen gerecht werden können, wenn ihnen noch 
größere Opfer abverlangt werden. Nach Auffassung 
der CDU/CSU ist es Aufgabe der Politik, dafür zu 
sorgen, daß ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
den Generationen erhalten und die Belastung des 
im Arbeitsprozeß stehenden Bevölkerungsteils zu-
mutbar bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Familienpolitik ist keine Bevölkerungspolitik. Das 
betont die zuständige Ministerin dauernd. Aus 
ihrem Munde ist das mehr als peinlich, wenn sie es 
lediglich feststellt, anschließend den Kopf in den 
Sand steckt und sich von den Problemen überraschen 
läßt. Mit ideenreicher Politik hat das nichts zu tun. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die Folgen für die Familien sind bereits schlimm 
genug. 

Natürlich ist die Familienpolitik eine Politik zu-
gunsten der Bevölkerung, ebenso wie eine sinnvolle 
Vermögenspolitik oder eine gute Wirtschaftspolitik. 
Das sollte doch ganz emotionslos gesehen werden. 
Die Probleme der Zukunft aber dürfen doch nicht 
durch Untätigkeit noch verschärft werden. 

(Zuruf von der SPD: Wer ist denn hier 
untätig?) 

Die Bundesregierung verschließt sich den akuten 
Problemen in diesem Lande. 

Bereits seit mehreren Jahren gehört die Arbeits-
losigkeit zu den Problemen, unter denen die be-
troffenen Familien in einem überdurchschnittlichen 
Maße zu leiden haben. Neben den materiellen stel-
len sich psychische Schwierigkeiten ein, und meist 
ist es doch die Frau, die es mit diesen extrem 
schwierigen Situationen zu tun hat. Das ist eine 
Herausforderung auch an eine aktive Familien-
politik. 

Die Antwort des zuständigen Ministeriums aber 
bestand eigentümlicherweise z. B. in der Kürzung 
der Mittel für das Müttergenesungswerk — das, 
was Sie, Frau Focke, hier gesagt haben, hat sich 
doch nur auf bauliche Maßnahmen bezogen und 
gar nicht z. B. auf die notwendigen Kuren , eine 
Organisation, die sich beispielhaft der überlasteten 
Mütter annimmt. Dieser Umgang mit einer Einrich-
tung der freien Träger zeigt einmal mehr, daß die 
Gruppen, die nicht über eine mächtige Verbands-

lobby verfügen, bei dieser Regierung denkbar 
schlecht aufgehoben sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Katzer [CDU/ 
CSU] : Leider wahr!) 

Betroffen sind vor allem Arbeiterfrauen, Mütter von 
zwei, drei oder vier Kindern und Mütter, die durch 
die doppelte Belastung in Haushalt und Beruf be-
sonders beansprucht werden. 

An einem solchen Beispiel wird so recht deutlich, 
was Sozialdemokraten meinen, wenn sie in ihrer 
Wahlplattform formulieren: 

Sozialdemokraten wissen den unverzichtbaren 
Beitrag zu schätzen, den die Wohlfahrtsver-
bände und die Kirchen in der Bundesrepublik 
in der Sozialarbeit erbringen. 

Solche Hintergründe müssen die Bürger wissen, um 
diese Wahlplattform richtig würdigen zu können. 
Die Politik der Bundesregierung engt die Freiheit 
der betroffenen Bürger und der freien Träger in 
einem Ausmaß ein, das sich gegen die Interessen 
der Bürger wendet. 

So wie die Bundesregierung in diesen Fragen 
versagt hat, so versagt sie in den Fragen der Er-
ziehung in Elternhaus und Schule. Wir sehen jetzt 
überall Reformer durch die Lande ziehen, die er-
zählen, die Schule habe unsere Kinder krank ge-
macht. Meine Damen und Herren, diese sachfrem-
den Reformer haben zuerst einmal unsere Schule 
krank gemacht und dann durch Aufhetzung der 
Kinder durch Rahmenrichtlinien auch noch die Fami-
lien. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Das ist doch der Zusammenhang in dieser Sache. 

(Zurufe von der SPD) 

Hier hätten wir von der Familienministerin wirklich 
einmal ein Angebot erwartet, sich mit den Kultus-
ministern der Länder über diese Fragen zusammen-
zusetzen, um eine Konzeption zu erarbeiten, die 
auch der Sorgfaltspflicht gegenüber den Familien 
gerecht wird. 

Sie wissen, daß es eine Aussage von Herrn Nip-
perdey, einem Mitglied der SPD, gibt: Es geht um 
die Auflösung einer personalen Bindung durch So-
ziologisierung, und zwar mit pädagogischen Mitteln, 
mit dem totalen Informations- und Machtanspruch 
der Schule, wie sie bisher nur vom Nationalsozia-
lismus und Kommunismus bekannt waren. Wenn 
der verantwortliche Minister zu solchen massiven 
Angriffen gegen die Familie schweigt, dann muß er 
sich fragen lassen, ob er nicht vielleicht doch mit 
solcher Grundrichtung der Politik einverstanden ist, 
die die Familie nicht als Chance, sondern als Ge-
fängnis unserer Gesellschaft begreift. 

Das halte ich für die denkbar schlechteste Ver-
tretung der Interessen der Familie in unserem Land. 
Eine solche Politik nimmt die Verantwortung für die 
Familien in unserem Land nicht ernst. Ernst nimmt 
diese Regierung hingegen die Reform der Familien, 
um so die Grundlage für gesellschaftsverändernde 
Reformen zu schaffen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
FDP: Dafür müssen Sie Beweise liefern!) 
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Bundesregierung und SPD beschwören in Worten 

die herausgehobene Stellung der Familie. Die Taten 
aber sind genau anders. So wird folgerichtig im Re-
gierungsprogramm 1976 bis 1980 formuliert: „Das 
Grundgesetz hat die Familie unter den besonderen 
Schutz des Staates gestellt. Das gilt auch für die 
Erziehung der Kinder durch die Familie." Wer 
könnte dem nicht zustimmen? Nur, was wir erwar-
ten, ist, daß etwas für die Erziehung der Kinder in 
der Familie getan wird. Laut diesem Regierungs-
programm soll etwas für die Erziehung der Kinder 
außerhalb der Familie getan werden: Tagesstätten, 
Kindergärten, Ganztagsschulen. Folgt man der SPD, 
so heißt das Motto: Die Erziehung der Kinder in 
der Familie findet am besten außerhalb der Fami-
lie statt. Wir dagegen sagen: Jedes Kind hat das 
Recht auf seine Familie — und nicht auf irgendeine 
Familie, die die alten Strukturen ersetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch 
bei der SPD) 

Wir haben in den letzten Jahren erlebt, was man 
alles unter „Demokratisierung" und „Fortschritt" 
in der Interpretation durch diese Bundesregierung 
zu verstehen hat. Wir sehen vor allem: In der Stel-
lungnahme der Bundesregierung zum Familienbe-
richt wird einer undifferenzierten Demokratisierung 
der Familie das Wort geredet. Es wird schlicht be-
hauptet, das Grundgesetz sei offen für die unter-
schiedlichsten familienpolitischen Zielvorstellungen. 
Lapidar formuliert sie: Es ist offen für den Fort-
schritt — wobei sie sich freilich um die Frage, worin 
denn dieser Fortschritt besteht, überhaupt nicht 
mehr kümmert. 

Das Entscheidende ist — und damit komme ich 
zum Abschluß —: für die Familienpolitik dieser 
Bundesregierung heißt das: Die Familie wird zu 
einer öffentlichen Veranstaltung erklärt. Ihre Funk-
tionen werden folgerichtig am besten vom Staat 
wahrgenommen. Dem Bürger wird dieses Konzept 
als ein Zuwachs an persönlicher Freiheit angeboten. 
Aber schwächere, weniger belastbare Familien wer-
den die Folge sein. 

Hier trifft sich die Bundesregierung in ihrer Po-
litik mit den Hauptströmungen des 2. Familienbe-
richts. Denn auch dort wird die Familie als eine 
öffentliche Einrichtung gesehen, deren Funktionen 
am wirkungsvollsten vom Staat wahrgenommen 
werden können. Auch die Bundesregierung verfährt 
ja seit langem nach der Methode, einseitig die Pro-
bleme der Familie darzustellen, die positiven Lei-
stungen hingegen hintanzustellen. Auf so eine 
Weise wird hier eine systemändernde Bewußtseins-
bildung betrieben. 

Wir aber wollen, daß die Familie Zufluchtsort und 
Startbasis der Menschen bleibt und nicht zu einer 
Sozialisationsveranstaltung funktionierender Glieder 
wird. Nach unserer Auffassung von Familienpolitik 
muß an erster Stelle die Frage stehen, wie die 
Funktionsfähigkeit der Familie politisch abgesichert 
werden kann, und nicht die Frage, wie man die Fa-
milie von ihren Funktionen befreien kann. Es ist 
ein großer Fehler, Familienpolitik allein vor dem 
Hintergrund von Emanzipationstheorien zu entwik

-

kein; denn dann wird das bald offizielle Politik 
sein, was die SPD München zu diesem Themenkom-
plex vor einigen Wochen formuliert hat: Die Be-
schränkung der Frauen auf den häuslichen Bereich 
ist eines der wirksamsten Instrumente der Herr-
schaftssicherung und trägt dazu bei, die Chancen 
einer neuen Gesellschaft zu verschlechtern. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Diesen Weg können wir nicht mitgehen; denn die 
Zerstörung der freien Gesellschaft beginnt mit der 
Zerstörung der Familie. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aus diesen vorgetragenen Gründen 

(Zuruf von der SPD: Das waren doch gar 
keine Gründe!) 

lehnen wir diesen Haushalt, der nach unserer An-
sicht für eine falsche Politik dieser Regierung steht, 
ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, bevor wir in der Aussprache fortfahren, möchte 
ich folgendes feststellen. Insgesamt liegen noch drei 
Wortmeldungen vor. Wir können daher davon aus-
gehen, daß die Abstimmung über das Haushalts-
gesetz — es ist namentliche Abstimmung angekün-
digt worden — zwischen 14.45 und 15 Uhr statt-
findet. Das wird jedoch nur gelingen, wenn wir uns 
alle bemühen, Ruhe zu bewahren; dann geht es 
etwas flüssiger. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Eilers (Biele-
feld). 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir, bevor 
ich zu meinem eigentlichen Thema komme, drei 
Vorbemerkungen. 

Erstens. Ich habe den Eindruck, daß die Ausfüh-
rungen der sehr verehrten Frau Kollegin Wex auf 
der gleichen Linie bzw. auf der gleichen Nichtlinie 
lagen wie die Gesamtdebatte der CDU/CSU und de-
ren Programmatik; denn sie waren voller Wider-
sprüche und ohne jegliche Klarheit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Zum zweiten möchte ich feststellen: Es muß ein 
eigentümlicher Zufall sein, daß die familienpoliti-
schen Leitsätze der CDU, die gestern veröffentlicht 
wurden, in dieser Debatte eine Rolle spielen. Aller-
dings müssen wir dabei auch feststellen, daß wieder 
einmal keine Bereitschaft bestanden hat, weder bei 
Herrn Biedenkopf, der die Leitsätze veröffentlicht 
hat, noch im Parlament, Antworten auf die Frage zu, 
geben, wo Abstriche gemacht werden sollen, um 
dieses Programm, das in einigen Passagen durchaus 
auch sozialdemokratische Vorstellungen beinhaltet, 
verwirklichen zu können. 

(Zuruf der Abg. Frau Dr. Wex [CDU/CSU]) 

— Darauf komme ich später noch zurück. 

Zum dritten möchte ich feststellen: Das Regie-
rungs- und Wahlprogramm der Sozialdemokrati- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 	17237 

Frau Eilers (Bielefeld) 
sehen Partei beschäftigt sich selbstverständlich mit 
der Familie und mit den Hilfen, die Familien zur 
Verfügung gestellt werden müssen. Aber sehen Sie: 
So anmaßend sind wir nicht, daß wir uns mit der 
Individualität der einzelnen Familie beschäftigen 
und ihre Inhalte bestimmen wollen; sondern wir als 
Regierungspartei fühlen uns verpflichtet, den Rah-
men zu setzen, der es Familien erlaubt, gesichert zu 
leben. 

(Beifall bei der SPD) 

Die sozialdemokratische Familienpolitik geht vom 
Prinzip der Partnerschaft zwischen allen Familien-
mitgliedern aus. Frauen und Männer sollen nach 
unserem Verständnis in allen Lebensbereichen Part-
ner sein. Sie sollen auch die gleichen Chancen ha-
ben, ihre Persönlichkeit voll zu entfalten, um auf 
diese Weise den Kindern ein Bild vermitteln zu kön-
nen, das es diesen wiederum ermöglicht, zu Per-
sönlichkeiten heranzuwachsen. Dabei ist es Aufgabe 
sozialdemokratischer Politik für Frauen, Hilfen anzu-
bieten, die die Frauen in die Lage versetzen, in der 
Familie, am Arbeitsplatz oder im öffentlichen Leben 
überhaupt erst Partner werden zu können. 

Zu den Ausführungen der Frau Kollegin Wex be-
züglich des Münchener Zitates — ich bin weiß Gott 
kein Freund von Münchener Verhältnissen — 

(Stücklen [CDU/CSU] : Warum nicht? Wa-
rum nicht?) 

muß ich Ihnen sagen, daß diese dort gemachten Aus-
führungen nach meiner Meinung den Kern getrof-
fen haben, daß Frauen nämlich nicht allein auf den 
Haushalt verwiesen sein sollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagt ja kei-
ner! Wer sagt das denn?) 

Wir weiblichen Abgeordneten dieses Hauses wür-
den uns schämen müssen, wenn das der Platz der 
Frauen wäre 

(Burger [CDU/CSU] : Wer sagt das denn?) 

und wir uns hier herumtummeln. 

(Beifall bei der SPD) 

Darum sage ich zum wiederholten Male und möchte 
es betonen: Sozialdemokraten haben sich zu keiner 
Zeit das Leitbild der berufstätigen Frau zum Vorbild 
genommen. Nach unserer Vorstellung sollen Frauen 
die Freiheit haben, zu wählen, ob sie ihre Aufgabe 
im Beruf, im Haushalt oder in beiden Lebensberei-
chen gleichzeitig wahrnehmen möchten. 

Nur, eines muß ich dazu sagen: Wenn wir den 
Frauen diese Wahlfreiheit nicht geben, wenn wir 
ihnen nicht die Chance zur Bildung und Ausbildung 
geben, haben sie gar nicht die Möglichkeit, einen Ar-
beitsplatz zu finden. Die Arbeitslosigkeit, die bei 
Frauen überproportional groß ist — das hat auch 
Frau Kollegin Wex vorhin beklagt —, ist doch das 
Produkt der Erziehung von Jahrzehnten und Jahr-
hunderten, einer Erziehung, die Mädchen schlechtere 
Chancen gegeben hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben also den Frauen von politischer Seite 
her Hilfen anzubieten, damit sie eine solche Wahl 
auch wirklich verwirklichen können. Wir haben die 

Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß sich Frauen 
beruflich ebenso gut qualifizieren können wir ihre 
Kollegen, damit sie am Arbeitsplatz Partner sind. 
Wir haben die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
daß die Doppelbelastung von Frauen, wenn sie sich 
für Beruf und Haushalt gleichzeitig entscheiden, in 
zumutbaren Grenzen gehalten wird. Wir haben aber 
auch die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß 
eine Frau auch dann mit gesellschaftlichen Hilfen 
rechnen kann, wenn sie sich für eine ausschließliche 
Betätigung im familiären Bereich entscheidet. 

Diese Ziele oder diese gesellschaftspolitischen 
Eckwerte lassen nun einen breiten Raum für gesetz-
liche Maßnahmen. Hier konnte in den vorhergehen-
den Jahre sehr viel Positives erreicht werden, wenn-
gleich wir uns darüber im klaren sind, daß noch 
manches zu tun bleibt. Und nur einmal die finanzielle 
Größenordnung — hier ist so viel von Ausgaben, 
Daten und Zahlen gesprochen worden — zu verdeut-
lichen: Alles in allem sind den Familien im Jahre 
1975 finanzielle Leistungen in Höhe von mehr als 75 
Milliarden DM zugute gekommen. Läßt man hier 
einmal die Ausgaben für Ausbildungsförderung so-
wie die Leistungen für Familien in der gesetzlichen 
Krankenversicherung und Wohngeld unberücksich-
tigt, dann sind für Kindergeld, Steuerermäßigung, 
Familienzuschläge im öffentlichen Dienst und für die 
Jugendhilfe im Jahre 1975 insgesamt 54 Milliarden 
DM ausgegeben worden. Das sind 26 % mehr als 
im vorhergehenden Jahr. Wir reden also nicht nur 
von Familienpolitik, sondern wir handeln, um die-
sen Raum wirklich ausfüllen zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU] : Das Schlimme ist, daß 
Sie das selbst glauben!) 

Daran ändern auch die demagogischen Töne 
nichts, die Herr Biedenkopf gestern angeschlagen 
hat, als er das Programm seiner Partei vorstellte, 
indem er sagte: Seit Jahren haben die Koalitions-
fraktionen den Schutz und die Förderung der Fami-
lien vernachlässigt. Ich glaube, daß die von mir 
soeben genannten Daten gerade das Gegenteil be-
weisen. Und noch einmal: Ein Rezept, wie das Pro-
gramm, das er vorgestellt hat, finanziert werden 
soll, ist nicht mitgeliefert worden. 

So bedeutet für Familien mit kleinen Kindern die 
Freistellung berufstätiger Elternteile von der Arbeit, 
um ein erkranktes Kind zu Hause pflegen zu kön-
nen, eine nicht zu unterschätzende Hilfe. Beson-
ders gern weise ich darauf hin, daß diese gesetz-
liche Maßnahme auf eine Initiative von Sozialdemo-
kratinnen zurückgeht. Mit der Haushaltshilfe, die 
Mütter während eines Krankenhaus- oder ärztlich 
verordneten Kuraufenthalts in Anspruch nehmen 
können, haben wir vielen Müttern und Vätern hel-
fen können. Frauen sind nicht mehr gezwungen, aus 
Sorge um unversorgt gebliebene kleine Kinder 
eigene gesundheitssichernde Maßnahmen zu verzö-
gern. 

So ist in diesem Zusammenhang nur als ein ganz 
kleines Beispiel das Müttergenesungswerk zu nen-
nen. Frau Kollegin Wex hat es vorhin angesprochen. 
Ihr scheint jedoch nicht bekannt zu sein, daß es 
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der Bundesregierung nur möglich ist, Baumaßnah-
men zu fördern. Und die werden in einer Höhe von 
jährlich 3,5 Millionen DM gefördert. Allerdings sind 
in den letzten vier Jahren für das Müttergenesungs-
werk aus der Zonenrandförderung rund 4 260 000 
DM dazugekommen. Aus den Konjunkturprogram-
men der beiden letzten Jahre sind dem Müttergene-
sungswerk 9 088 000 DM zusätzlich zugeflossen, um 
dadurch die Renovierung und Modernisierung von 
Müttergenesungswerken zu ermöglichen. 

Die Eherechtsreform wurde vor kurzem von Bun-
desrat und Bundestag verabschiedet. Sie tritt in 
zwei Etappen in Kraft, Mitte 1976 und Mitte 1977. 
Dann werden Mann und Frau in den neu zu schlie-
ßenden Ehen erstmals Partner sein, die die Möglich-
keit haben, ihren Familiennamen frei zu bestimmen, 
die auch Aufgabenteilung innerhalb der Familie frei 
vereinbaren. Ein humaneres Scheidungsverfahren, 
eine sozial gerechtere Unterhaltsregelung und nicht 
zuletzt eine auf neue Rechtsgrundlagen gestellte so-
ziale Absicherung nach der Scheidung, die in erster 
Linie den nicht erwerbstätigen Frauen zugute 
kommt, fügen sich in das politische Konzept der 
Sozialdemokraten ein. Soziale Ungerechtigkeiten 
auszugleichen und den Frauen zu tatsächlicher 
Gleichberechtigung zu verhelfen ist dabei unser 
Ziel. 

§ 218 ist in dieser Legislaturperiode nach einem 
50jährigen Kampf endlich geändert worden. Die 
strafrechtliche Regelung, die nach jahrelangen poli-
tischen Auseinandersetzungen verabschiedet worden 
ist, wird in Kürze in Kraft treten können. Die sozial 
begleitenden Maßnahmen, die für uns den primären 
Bereich darstellen, weil sie nämlich dazu beitragen, 
ungewollte Schwangerschaften von vornherein zu 
verhindern, sind dabei für uns ein wichtiger Tatbe-
stand gewesen. Aber wir sind vor allen Dingen auch 
froh, Frauen durch diese Gesetzgebung endlich zu 
entkriminalisieren. 

Die im sozialliberalen Regierungsbündnis durchge-
setzten Maßnahmen und Hilfen für Frauen sind aber 
keinesfalls sozialistische Experimente, um ein 
Schlagwort aus der CDU/CSU-Wahlplattform zu ge-
brauchen. Die Sozialdemokraten haben damit, daß 
sie mehr Einrichtungen für Familien geschaffen ha-
ben — und noch schaffen wollen , tatsächlich dazu 
beigetragen, die Lebenswirklichkeit der Familien zu 
ändern. 

Unsere Leistungsangebote haben — darauf ist un-
sere Politik in der kommenden Legislaturperiode 
auszurichten — die unterschiedlichen Lebens- und 
Familiensituationen zu berücksichtigen. Das Wahl-
programm meiner Partei sieht daher auch im frauen- 
und familienpolitischen Teil spezielle Maßnahmen 
für alleinstehende Elternteile, für junge Ehepaare, 
berufstätige Eltern sowie für kinderreiche Familien 
vor. In der nächsten Legislaturperiode wollen wir 
eine alte Forderung der sozialdemokratischen Frauen 
verwirklichen, durch Unterhaltsvorschußkassen die 
ökonomischen Grundlagen der alleinstehenden El-
ternteile — meistens handelt es sich dabei um die 
Mütter — mit kleinen Kindern zu sichern. Junge 
Ehepaare sollen durch einen zinsgünstigen Kredit 
eine Starthilfe bekommen, und auch diese Maß

-

nahme soll die Wahlfreiheit für Frauen, die sich 
zwischen familiären und beruflichen Verpflichtungen 
entscheiden müssen, erleichtern. Ebenfalls in der 
kommenden Legislaturperiode wollen wir das An-
gebot an Plätzen in Tagesstätten, Kindergärten, 
Ganztagsschulen weiter verbessern. Damit werden 
vor allen Dingen berufstätige Eltern in ihrer Er-
ziehungsaufgabe entlastet. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Wieviel kostet 
das, und woher kommt das Geld?) 

— Das Geld kommt, wie Sie nicht nur aus unseren 
Vorstellungen, die Sie vielleicht für zu optimistisch 
halten, sondern auch aus den wirtschaftspolitischen 
Daten ablesen können, aus dem, was sich zukünftig 
wirtschaftlich entwickeln wird. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU] : Und beim Er

-

ziehungsgeld geht das nicht, was?) 

Zugleich werden aber auch die Startchancen von 
Kindern im Vorschul- und Schulalter verbessert, 
wenn ihnen im häuslichen Bereich nicht entspre-
chend geholfen werden kann. Wir werden uns in 
den kommenden vier Jahren auch dafür einsetzen, 
daß die Wohnungspolitik noch stärker als bisher 
auf die Belange der kinderreichen Familien zuge-
schnitten wird, daß also familiengerechte Wohnun-
gen gebaut werden. Hierzu stellt der Deutschland-
Union-Dienst vom 11. Mai 1976 fest: 

Sollte die SPD Gelegenheit bekommen, dieses 
Wahlprogramm in die Tat umzusetzen, wird 
unser Land weiter in den Sozialismus abglei-
ten. 

Dieses Zitat spricht für sich. Die Opposition kann 
also — so verstehe ich den Deutschland-Union-
Dienst—dem von uns befürworteten Ausbau der Er-
ziehungseinrichtungen und der wirtschaftlichen Ab-
sicherung von alleinstehenden Müttern nicht zu-
stimmen. Allerdings ist das durch die gestrigen Aus-
sagen im familienpolitischen Programm, wie mir 
scheint, als sozialistische Möglichkeit mit eliminiert 
worden. 

(Seiters [CDU/CSU] : Ich glaube, dazu braucht 
man nichts zu sagen!) 

Es sind einige Zweifel an den Aussagen zum 
Wahlprogramm der CDU anzumelden. Hier darf ich 
noch einmal die etwas eigentümliche Gegenein-
anderstellung von Frau Wex zitieren, die mir nicht 
ganz verständlich geworden ist. Sie sprach davon, 
daß Erziehungskraft wichtiger sei als Erziehungs-
geld. 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Egert? 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Ja, bitte! 

Egert (SPD) : Frau Kollegin Eilers, Sie setzen sich 
sehr ernsthaft mit den Argumenten der Kollegin 
Wex auseinander. Haben Sie bemerkt, daß die Kol-
legin Wex, die hier sehr engagiert Angriffe vorge-
tragen hat, gar nicht mehr im Saal ist und dadurch 
ihr Desinteresse an den Antworten auf ihre Fragen 
bekundet? 
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Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Ich habe es zwar 
nicht gewußt; denn ich war auf meinen eigenen Auf-
gabenbereich stärker als auf das Plenum konzen-
triert. Aber es wundert mich nicht, Herr Kollege; 
ich hatte nicht sehr viel anderes erwartet. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Stücklen? 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD): Bitte! 

Stücklen (CDU/CSU) : Frau Kollegin Eilers, sind 
Sie nicht der Meinung, daß diese Debatte über Ge-
sundheit, Frau und Familie von so großer Bedeutung 
ist, daß wir erwarten könnten, daß der Bundeskanz-
ler wenigstens dabei mit anwesend ist und zuhört, 
was das Plenum meint? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Ihm wird es wahr-
scheinlich so gehen wie ungefähr 200 Ihrer Kollegin-
nen und Kollegen, die auch nicht anwesend sind. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Seiters 
[CDU/CSU] : Wollen wir einmal zählen?) 

Aber ich möchte mich einmal ganz kurz ausein-
andersetzen — — 

Vizepräsident von Hassel: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Mahne? 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD): Aber ja, gern! Herr 
Präsident, nur müßte das meiner Redezeit zugerech-
net werden. 

Mahne (SPD) : Frau Kollegin Eilers, wäre es viel-
leicht nicht auch sinnvoll, daß der Oppositionsvor-
sitzende Carstens hier anwesend wäre? 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Ich vermag nicht 
über seine Zeit zu entscheiden; das wird ihm wahr-
scheinlich einer seiner stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden sagen. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Kollegin, ich darf 
darauf aufmerksam machen, daß wir normalerweise 
für jede Zwischenfrage eine Minute Redezeit zu-
geben. Sie haben also noch drei Minuten Redezeit. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Danke. 

Ich möchte auf das Erziehungsgeld für Kinder bis 
zu drei Jahren zu sprechen kommen, das die CDU 
in ihrem Programm stehen hat. Offen bleibt in der 
Wahlaussage die Höhe des Erziehungsgeldes, offen 
bleibt der zu erwartende Gesamtaufwand, der von 
Experten in Milliardenhöhe geschätzt wird, offen 
bleibt, wie diese kostenaufwendige Maßnahme 
finanziell und vor allen Dingen auch gegen die CSU 
durchgesetzt werden soll. Denn in der Sonthofener 
Rede von Herrn Strauß heißt es zum Erziehungsgeld 

wörtlich: „für das sowieso jede finanzielle Verwirk-
lichungsmöglichkeit überhaupt fehlt". 

(Stücklen [CDU/CSU] : Zur Zeit!) 

— Auch zur Zeit, Herr Kollege! — Da das auch der 
CDU schon von selbst aufgegangen ist, hat sie auch 
den Gesetzentwurf im Parlament zurückgezogen. 

Im familienpolitischen Programm meiner Partei, 
dessen ersten Entwurf wir vor vier Jahren vorgelegt 
haben, wird auch eine Freistellung zur Erziehung 
von kleinen Kindern gefordert, die wir insbesondere 
dann für vordringlich halten, wenn entweder nur ein 
Elternteil vorhanden ist oder das Einkommen der 
Eltern so niedrig liegt, daß beide aus wirtschaft-
lichen Gründen gezwungen sind, einer außerhäus-
lichen Erwerbstätigkeit nachzugehen. Im Prinzip be-
fürworten wir also eine solche Freistellung, wobei 
wir realistisch genug sind, in Anbetracht der damit 
verbundenen immensen Kosten diese Forderung 
zunächst einmal zurückzustellen. Einen ersten Schritt 
in diese Richtung, nämlich eine geschiedene Mutter 
oder einen geschiedenen Vater von nennenswerter 
Erwerbstätigkeit freizustellen, soweit sie kleine Kin-
der haben, haben wir mit der Eherechtsreform ver-
wirklicht. Wenn nämlich ein unterhaltsverpflichteter 
Ehepartner verstirbt, steht der geschiedenen Frau 
bzw. dem geschiedenen Mann eine zeitlich befristete 
Erziehungsrente zu, die je nach Anzahl und Alter 
der Kinder gestaffelt ist und in Höhe einer Berufs-
oder einer Erwerbstätigkeitsrente gezahlt wird. 

Wenn die CDU/CSU in ihrer Wahlplattform nun-
mehr die Einführung einer Partnerrente fordert, die 
den Frauen eine eigenständige soziale Sicherung 
schaffen soll, so ist gerade hier allergrößte Skepsis 
angebracht. Die Opposition hat hierzu ihre Modell-
vorstellungen entwickelt, die in sich nicht ausgereift 
sind und zahlreiche offene Probleme beinhalten. An 
erster Stelle ist hier die Finanzierung zu nennen. 
Den nicht erwerbstätigen Hausfrauen wird an Stelle 
der 60%igen Witwenrente eine Partnerrente in 
Höhe von 75 % der gemeinsamen Rentenansprüche 
in Aussicht gestellt. Sehr viel seltener wird aber 
darüber gesprochen, daß die jetzige Mannesrente 
von 100 auf 75% reduziert werden soll. 

Vizepräsident von Hassel: Frau Kollegin, Ihre Re-
dezeit ist abgelaufen. 

Frau Eilers (Bielefeld) (SPD) : Ich glaube, es muß 
deutlich herausgestellt werden, daß hier nicht nur 
Wohltaten verteilt, sondern zur gleichen Zeit erheb-
liche Einschränkungen vorgenommen werden sollen. 

Wir Sozialdemokraten stellen fest: Wir haben eine 
Politik für Frauen und Familien gemacht, auf die wir 
stolz sind. Die Frauen und Familien in der Bundes-
republik haben das erkannt und werden es auch zu 
honorieren wissen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat Frau Ab-
geordnete Stommel. 

Frau Stommel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zuerst eine 
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Bemerkung machen, die ich mir nicht auf die kurze 
Redezeit anzurechnen bitte. Es ist erfreulich, fest-
zustellen, daß an einem Freitagnachmittag bei der 
Etatberatung über den Einzelplan 15 so viele Damen 
und Herren hier anwesend sind. Ich habe das in 
den vergangenen zwölf Jahren noch nie erlebt. Ich 
sage dies aber mit einem ironischen Unterton: Ich 
weiß, daß die Anwesenheit einer Reihe von Kolle-
gen nur durch die kommende namentliche Abstim-
mung zu erklären ist. Ich bin Realpolitiker genug, 
um dies zu erkennen. 

Lassen Sie mich zunächst auf das entgegnen, was 
Frau Minister Focke gesagt hat. Die Aussage von 
Frau Focke, die Kindergeldreform habe eine Lei-
stungsverbesserung von 40 °/o gegenüber dem alten 
System gebracht, ist irreführend, weil die Erwerbs-
einkommen ständig mehr belastet werden. Rechnet 
man Nettoerwerbseinkommen und Kinderentlastung 
zusammen, so ergibt sich, daß ein durchschnittlich 
verdienender Industriearbeiter mit drei Kindern im 
Jahre 1964 92,5 % seines Bruttoarbeitseinkommens 
verfügbar hatte. 1975 waren es nur noch 85 °/o, und 
in diesem Jahr werden es nur noch etwas mehr als 
80 % sein. Dieser Vergleich sagt mehr über die Ein-
kommenslage der Familien aus als nur der Ver-
gleich der Zahlen über die staatliche Kinderent-
lastung. 

Meine Damen und Herren, ich muß in meinen 
kurzen Ausführungen einige Fehlentwicklungen auf-
zeigen, die Ausfluß eines Familienverständnisses 
sind, das dem Wert und den Funktionen der Familie 
als einer autonomen Gemeinschaft nicht mehr ge-
recht wird. Zunehmende Unsicherheit über die Sinn-
gehalte von Ehe und Familie, der Prozeß der stän-
dig zunehmenden materiellen Benachteiligungen der 
Familien mit Kindern und das Infragestellen des 
Wertes ungeborenen Lebens machen die Gesamt-
problematik deutlich, die sich bereits im generati-
ven Verhalten der Bevölkerung niederschlägt. Die 
demographische Situation ist z. B. durch ein Gebur-
tendefizit der deutschen Bevölkerung von rund 
240 000 im Jahre 1975 gekennzeichnet. Die weiter-
hin zu erwartenden Geburtenrückgänge werden tief-
greifende Auswirkungen auf fast allen Gebieten der 
Gesellschaftspolitik haben. 

Verheiratete Frauen sind weniger als früher durch 
Kindererziehung daran gehindert, sich am Erwerbs-
prozeß zu beteiligen. Wir wollen diese Tatsachen 
keineswegs grundsätzlich negativ werten. Im Ge-
genteil! Das partnerschaftliche Verhältnis zwischen 
Mann und Frau dokumentiert sich hinsichtlich der 
Teilung der außer- und innerfamiliären Aufgaben 
auch in der Bejahung der Erwerbstätigkeit der Ehe-
frauen und Mütter. Bedenklich erscheint uns nur 
die einseitige Überbewertung und Idealisierung der 
Berufstätigkeit der Frau, so als sci der Kern der 
Emanzipation allein die Selbstverwirklichung der 
Frau im Beruf. 

Die Zunahme der Erwerbstätigkeit verheirateter 
Frauen ohne Kinder liegt hauptsächlich in den Jahr-
gängen, die schwergewichtig für Geburten in Be-
tracht kommen. Damit ist belegt, daß jüngere ver-
heiratete Frauen die Entscheidung zur Berufstätig-
keit zunehmend mit dem Verzicht auf Kinder ver-

binden. Der Gesetzgeber wird zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß es eine Gesellschaft, die zu einseitig 
die Berufstätigkeit auch verheirateter Frauen und 
Mütter ideell und indirekt — durch Benachteiligung 
der Hausfrauen in der sozialen Sicherung — auch 
materiell forciert, hinnehmen muß, daß jüngere ver-
heiratete Frauen einer Dreifachbelastung von Kin-
dererziehung, Haushaltsführung und Beruf zuneh-
mend dadurch auszuweichen trachten, daß sie vor-
nehmlich auf Kinder verzichten. Dies hat aber für 
die Zukunft entscheidende gesellschaftspolitische 
Konsequenzen: 

Der Geburtenrückgang dürfte noch weiter anhal-
ten, insbesondere nach der Reform des § 218. 

Jüngere verheiratete Frauen, die in früheren Jah-
ren die Tätigkeit in interessanten Frauenberufen 
zeitweilig oder ganz aufgaben, werden jetzt und 
künftig an ihren Arbeitsplätzen festhalten und so-
mit sehr stark die Berufschancen für die aus dem 
Bildungssystem herausgewachsenen Mädchen min-
dern. 

Wir stellen hier die Frage — sie ist heute morgen 
im Zusammenhang mit dem Erziehungsgeld schon 
oft angeschnitten worden —, ob nicht mit der Ein-
führung eines Erziehungsgeldes die Basis dafür zu 
schaffen wäre, daß die Frau in ihren familiären 
Aufgaben eine Alternative zur Berufstätigkeit sehen 
könnte, ohne unzumutbarer sozialer Benachteiligung 
und arbeitsmäßiger Überlastung ausgesetzt zu sein. 

Der Familienbund der deutschen Katholiken hat 
im Januar dieses Jahres in „Stimme der Familie" be

-

legt, daß bei durchschnittlichem Bruttoarbeitseinkom-
men eines Alleinernährers eine Familie mit zwei 
Kindern von 1850 DM das verfügbare Einkommen 
einschließlich Kindergeld und eventuellem Wohn-
geld nur noch die Sozialhilfeschwelle erreicht, wäh-
rend bei drei Kindern bereits ein Sozialhilfeanspruch 
von über 150 DM und bei vier und mehr Kindern 
von 250 DM gegeben ist. 

Wie katastrophal die Aussichten für die Familien 
mit Kindern sind, kann daran abgelesen werden, daß 
nach der mehrjährigen Finanzplanung und auch nach 
dem Zahlenmaterial des jetzt vorgelegten Sozial-
budgets bis einschließlich 1979 keine Verbesserun-
gen beim Kindergeld vorgesehen sind. Auch beim 
Wohngeld ist noch offen, wann mit Verbesserungen 
gerechnet werden kann. Daß in einer solchen Si-
tuation die Bereitschaft zu Kindern zurückgeht, ist 
selbstverständlich. 

Namens der CDU/CSU-Bundestagsfraktion kann 
ich in dieser Situation nur einen Appell an die Mehr-
kinderfamilien richten — ich habe Ihnen eben die 
Zahlen genannt  , derzeit bestehende gesetzliche 
Leistungsansprüche des Sozialhilferechts voll auszu-
schöpfen. Dies gilt besonders für das Wohngeld, aber 
auch für die Inanspruchnahme von Sozialhilfe. Mil-
lionen von Familien verzichten aus Unwissenheit 
oder falschem Stolz auf ihre Rechtsansprüche auf 
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und auch auf 
einmalige Beihilfen für die Anschaffung von Beklei-
dung, Hausrat, Heizungsbedarf und für Aufwendun-
gen zu Weihnachten, obwohl im Regelfall eine Rück- 
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erstattung geleisteter Sozialhilfe nur noch ganz sel-
ten in Betracht kommt. 

An alle in der Sozialarbeit stehenden Organisa-
tionen, an die Personalbüros der Unternehmen, die 
Betriebsräte und Personalräte, an Kirchen und Trä-
ger der kirchlichen Sozialarbeit sowie an die Ge-
werkschaften möchte ich den Appell richten, die Be-
ratung über die Hilfsmöglichkeiten für die Familien 
auszubauen und sich, wo es notwendig ist, über die 
Leistungsvoraussetzungen voll sachkundig zu ma-
chen. 

Die Bundesregierung hat auch nicht das Notwen-
dige veranlaßt, um den Familien zu helfen, die wirt-
schaftlich durch über 18jährige Kinder in besonde-
rem Maße belastet sind, die weder eine Arbeits-
noch eine Ausbildungsstelle finden und nicht einmal 
kindergeldberechtigt sind. Die notwendige Eigen-
versicherung der Kinder muß auch durch diese Fa-
milien aufgebracht werden. Auch das Haushaltsstruk-
turgesetz hat für viele Betroffene Verschlechterun-
gen für die Familie gebracht. 

Der Entwurf eines Regierungsprogramms der SPD 
enthält im Hinblick auf die materielle Unterstützung 
der Familie neben der Reform der Jugendhilfe, die 
unter finanzielle Vorbehalte gestellt wird, lediglich 
eine Willenserklärung, einkommensgrenzenabhängi-
ge zinsbegünstigte Kredite von 5 000 DM für junge 
Ehepaare einzuführen. Das ist eine vernünftige, von 
der CDU schon viele Jahre erhobene und im Saar-
land realisierte Forderung. Aber sie bringt keinerlei 
Entlastung für bestehende Familien, die auch einen 
Anspruch auf ausreichende materielle Absicherung 
haben. 

Im übrigen enthält das Regierungsprogramm der 
SPD, soweit dort finanzaufwendige Forderungen er-
hoben werden, z. B. beim eben genannten Familien-
gründungsdarlehen, keine Deckungsvorschläge. Mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren von der Koali-
tion, weshalb wird hier mit zweierlei Maß gemes-
sen? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wenn wir den Einzelplan 15 auch aus familien-
politischen Gründen ablehnen, so hauptsächlich un-
ter dem Gesichtspunkt, daß Frau Focke als Minister 
für Jugend, Familie und Gesundheit ihre Pflicht 
nicht wahrgenommen hat, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

den Familien mit Kindern eine angemessene Posi-
tion in unserer Gesellschaft zu sichern. Daß die 1975 
wirksam gewordene Neuordnung des Familienlasten-
ausgleichs keine Entlastung für die Familie ist, habe 
ich Ihnen eben bewiesen. 

In der Gesamtwertung der Politik des Ministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit kommen wir 
nicht an der Feststellung vorbei, daß die Fehlleistung 
dieser Ministerin im Bereich der Familienpolitik dar-
in zu sehen ist, daß sie eine maßgebliche Verfechte-
rin der Abtreibungsliberalisierung und der öffent-
lichen Abtreibungsfinanzierung war, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU — Wehner [SPD]: Na! Na!) 

aber im Kern so gut wie nichts geboten hat, um den 
Familien, insbesondere den Frauen, eine positive 
Einstellung zum ungeborenen Leben und zur Auf-
gabe der Kindererziehung überhaupt im Rahmen der 
großen Möglichkeiten, die unser hoher Lebensstan-
dard generell bieten könnte, zu erleichtern. Sehr ge-
ehrte Frau Minister Focke, das wird auch nicht durch 
ganze Pakete von Broschüren über die „Aktion Fa-
milienplanung" wettgemacht, die uns gestern in 
Glanzpapier auf den Schreibtisch gekommen sind. 

Wenn sich die Bundesregierung mit sozialpoliti-
schen Erfolgen in der 6. und der 7. Legislaturperiode 
brüstet, so werden Menschen mit kritischem Urteil 
nicht darüber hinwegzutäuschen sein, daß der ver-
meintliche soziale Fortschritt durch kräftige Neuver-
schuldung und gleichzeitige starke Investitionsrück-
gänge, aber eben auch durch Raubbau an der biolo-
gischen Substanz unseres Volkes finanziert wurde. 
Er wird unbezahlbar sein, wenn in unserer Gesell-
schaftspolitik nicht bald die Weichen neu gestellt 
werden, um allen denkbaren Ansätzen einer lang-
fristigen Verzerrung der Altersstruktur entgegenzu-
wirken. Das ist zwangsläufig nur in der Familien-
politik möglich. Unser Appell richtet sich an alle 
Gruppen der Gesellschaft, sich auf die Aufgaben ein-
zustellen, die in den nächsten Jahren bewältigt wer-
den müssen. Die CDU wird dazu sicher ihren Beitrag 
leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen zur allgemeinen Aus-
sprache über den Einzelplan 15 liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich rufe zunächst 
den Änderungsantrag auf Drucksache 7/5154 auf. Er 
wird durch den Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
begründet. 

Schröder (Lüneburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit die-
sem Antrag beabsichtigt die CDU/CSU-Fraktion, die 
Mittel für die „Naturfreundejugend" im Rahmen des 
Bundesjugendplans zu streichen. Die Opposition hat 
sich zu diesem Antrag veranlaßt gesehen, weil es 
sich bei dieser ehemals ehrwürdigen sozialdemokra-
tischen Organisation leider um einen Jugendverband 
handelt, der völlig ins kommunistische Fahrwasser 
geraten ist. 

Wir können nicht zulassen, daß aus Mitteln des 
Steuerzahlers Organisationen unterstützt und finan-
ziert werden, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

deren personelle Führung und deren inhaltliche und 
politische Zielvorstellungen eindeutig darauf aus-
gerichtet sind, in der Bundesrepublik Deutschland 
ein kommunistisches System nach dem Vorbild der 
DDR zu etablieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese Organisation bietet nicht die Gewähr, daß die 
Voraussetzungen, die der § 9 des Jugendwohlfahrts-
gesetzes an die finanzielle Unterstützung von Ju-
gendverbänden stellt, erfüllt werden. 
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Aus diesem Grunde ergibt sich die zwingende 
Konsequenz — wenn Sie nicht in den Verdacht kom-
men wollen, Herr Kollege Sperling, nicht etwa eine 
Integration, sondern eine offene Flanke nach ganz 
links zuzulassen —, daß die Mittel für diesen krypto-
kommunistischen Verband gestrichen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich hatte gehofft, Herr Schröder würde 
uns die Abstimmung ersparen und Sie würden so 
vernünftig sein, den Antrag zurückzuziehen. Denn 
das, was Sie mit diesem Antrag machen, ist, aber-
mals eine Organisation zu verleumden, 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU) 

indem Sie sie ganz und gar und pauschal als im 
kommunistischen Fahrwasser befindlich durch den 
Herrn Schröder (Lüneburg) darstellen lassen.  — 
Dies  ist gegenüber den „Naturfreunden" in der Tat 
falsch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wie beim 
SHB! Das dauert nur noch ein paar Jahre!) 

— Nein, dies ist nicht mal wie beim SHB. Aber 
selbst wenn es so wäre, 

(Aha-Rufe von der CDU/CSU) 

dann könnten wir immer noch versuchen — und 
dies ist sinnvoller —, dem jetzigen Vorstand die 
Mehrheit in seiner eigenen Organisation zu ent-
ziehen. Nur eines würde dabei sicherlich sinnlos 
sein: das, was Herr Schröder (Lüneburg) im Haus-
haltsausschuß das Zerschlagen der Organisation 
genannt hat. In dieser Organisation „Naturfreunde-
jugend" gibt es eine Vielzahl von aufrechten und 
guten Demokraten, die für das Grundgesetz ein-
treten. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der 
CDU/CSU: Man muß aber ein Zeichen set-

zen!) 

Diese Demokraten verdienen ihre Chance. Wir 
sollten uns davor hüten, denjenigen, die in der 
„Naturfreundejugend" als Kommunisten tätig sind, 
zu helfen, ihre Organisation zu teilen und insge-
samt im Auftrage einer fremden Parteilinie die Ar-
beit zu zerstören. 

Aber wenn wir jenen Demokraten eine Chance 
geben wollen, dürfen wir ihnen nicht die falschen 
Freunde beschaffen. Die falschen Freunde beschaf-
fen wir ihnen genau damit, daß wir ihnen admini-
strative Regelungen aufzwingen. Im gleichen Mo-
ment würden sämtliche Jugendverbände, die im 
Deutschen Bundesjugendring versammelt sind, Soli-
daritätsadressen aus falschen Beweggründen ab-
geben — nach meiner Ansicht. Damit wir auch mit 
den anderen Jugendverbänden vernünftig über das 
reden können, was richtig und sinnvoll ist und 
worüber sie sich ebenfalls Gedanken zu machen 
haben, sollten wir den Antrag, den Herr Schröder 
(Lüneburg) hier vorgetragen hat, ablehnen. 

Der deutsche Bundesjugendring sagt mit der Ge-
samtheit seiner Mitgliedsverbände: 

Eine politische Bewertung der Arbeit der „Na-
turfreundejugend Deutschlands", die eigenstän-
diger Mitgliedsverband des deutschen Bundes-
jugendrings ist, steht dem deutschen Bundes-
jugendring nicht zu. 

Dazu sagen wir: dies ist genau falsch. Selbstver-
ständlich steht allen demokratischen Organisatio-
nen ein Urteil zur politischen Bewertung der Arbeit 
anderer Organisationen zu, dies um so mehr, wenn 
es irgendwo Zweifel gibt, ob ein Verband voll im 
Sinne des Grundgesetzes tätig ist. 

Deswegen: wenn wir ein vernünftiges Gespräch 
mit den Verbänden des deutschen Bundesjugend-
rings, mit den Mitgliedern der Naturfreundejugend, 
die für die freiheitliche Grundordnung unserer Ver-
fassung eintreten, führen wollen, sollten wir den 
Antrag ablehnen. Es fließt dadurch auch keine Mark 
mehr in die falschen Hände, denn die qualifizierte 
Sperre, die der Haushaltsausschuß angebracht hat 
und die mit Ablehnung des Antrags von Herrn 
Schröder (Lüneburg) in Kraft gesetzt wird, sorgt da-
für, daß kein Pfennig für verfassungsfeindliche Tä-
tigkeit ausgegeben wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen zu diesem An-
trag nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. Ich 
wiederhole: es handelt sich um den Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Drucksache 7/5154. Wer 
diesem Antrag seine Zustimmung zu geben wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um 
die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne Enthal-
tungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Einzel-
plan 15, Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit. Wer diesem Ein-
zelplan zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Ohne Enthaltungen mit Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe Ziffer 28 des Tagesordnungspunktes auf: 

Haushaltsgesetz 1976 
— Drucksachen 7/5058, 7/5104 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Kirst 
Abgeordneter Leicht 
(Erste Beratung 198./199. Sitzung) 

Ich danke den Berichterstattern. Wird von den 
Berichterstattern das Wort gewünscht? — Das ist 
nicht der Fall. Ich schließe die Aussprache. 

Wir haben zunächst über den Antrag auf Druck-
sache 7/5158 abzustimmen. Das Wort dazu hat der 
Herr Abgeordnete Leicht. 

(Zurufe) 

— Darf ich Sie bitten, noch Platz zu behalten. 
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Leicht (CDU/CSU) : Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, da ich Optimist bin bzw. es jetzt ein-
mal sein will, gehe ich davon aus, daß Sie die Be-
gründung zu dem in unserem Antrag enthaltenen 
Anliegen gelesen haben. Ich möchte um Annahme 
dieses Antrages bitten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, ich glaube, es bestehen keine Zweifel, daß wir 
geschlossen über den Antrag abstimmen können. 
Ich müßte ihn sonst bei den jeweiligen Paragra-
phen aufrufen. — Es erheben sich keine Beden-
ken. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag 
auf Drucksache 7/5158. Wer diesem Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU seine Zustimmung geben 
will, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Ohne Ent-
haltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zur 
Abstimmung über das Haushaltsgesetz 1976 in 
zweiter Beratung. Ich rufe die §§ 1 bis 26 in der 
Fassung des Ausschußantrages, Einleitung und 
Überschrift auf. Es ist namentliche Abstimmung be-
gehrt worden. Ich darf Sie bitten, mit der Abstim-
mung zu beginnen. 

Die Abgabe der Stimmkarten ist beendet. Ich bit-
te, mit der Auszählung zu beginnen. — 

Meine Damen und Herren, der Kollege Behrendt 
hat gebeten, nach § 36 unserer Geschäftsordnung 
eine Erklärung abgeben zu können. Dies könnte 
normalerweise erst nach Abwicklung der Tagesord-
nung oder dieses Tagesordnungspunktes erfolgen. 
Sind Sie damit einverstanden, daß wir diese Erklä-
rung während der Auszählung entgegennehmen? — 
Ich höre keinen Widerspruch. Das Wort zur Abga-
be einer Erklärung nach § 36 der Geschäftsordnung 
hat der Abgeordnete Behrendt. 

Behrendt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bedauere, daß ich die Erklärung 
nicht früher abgeben konnte, aber ich bin erst ge-
stern von einer Plenartagung des Europäischen Par-
laments von Straßburg nach Bonn zurückgekehrt 
und konnte erst dann die Ausführungen des Kolle-
gen Carstens nachlesen. 

Gemäß § 36 der Geschäftsordnung gebe ich hier-
mit folgende Erklärung ab. 

Der Abgeordnete Professor Carstens hat in der 
240. Sitzung des Deutschen Bundestages — wäh-
rend der noch jetzt laufenden Haushaltsdebatte — 
am  Dienstag, dem 11. Mai 1976, ein Interview der 
Zeitschrift „Stern" mit dem kommunistischen italie-
nischen Abgeordneten Amendola vom 4. März 1976 
zitiert. Herr Amendola hat im „Stern" u. a. erklärt 
— ich zitiere mit Genehmigung des Herrn Präsiden-
ten wörtlich —: 

Der vorige Präsident dieses Parlaments, der 
deutsche Sozialdemokrat Walter Behrendt, 
konnte ja auch nur mit unseren Stimmen ge-
wählt werden. Die hatten wir nicht angeboten, 

sondern die Sozialdemokraten hatten sich an 
uns mit der Bitte um Unterstützung gewandt. 

Diese Behauptung des Abgeordneten Amendola, auf 
die sich Herr Carstens bezogen hat, entspricht nicht 
der Wahrheit. 

Gegenüber der Redaktion der Zeitschrift „Stern" 
wurde umgehend vom Obmann der deutschen So-
zialdemokraten im Europäischen Parlament, dem 
Kollegen Horst Seefeld, erklärt — ich zitiere wie-
der wörtlich —: 

Die Behauptung des kommunistischen Abge-
ordneten Amendola, der Kontakt zwischen 
deutschen Sozialdemokraten und der KPI „fin-
det vor allem im Europäischen Parlament in 
Straßburg statt", ist falsch. Richtig ist viel-
mehr, daß es keine bilateralen Kontakte zwi-
schen deutschen Sozialdemokraten und kom-
munistischen Parteien anderer Länder oder der 
kommunistischen Fraktion im Europäischen 
Parlament gibt. Kontakte mit kommunistischen 
Parlamentariern gibt es gelegentlich in den 
Ausschüssen und bei der sonstigen parlamenta-
rischen Arbeit. Dies gilt aber für alle politi-
schen Fraktionen in diesem Parlament. 

Unrichtig ist auch die Aussage von Herrn 
Amendola, daß sich deutsche Sozialdemokraten 
im Europäischen Parlament bei der Wahl des 
SPD-Abgeordneten Walter Behrendt zum Präsi-
denten des Europäischen Parlaments an die ita-
lienischen Kommunisten mit der Bitte um Un-
terstützung gewandt haben. Wie bei jeder jähr-
lich im März stattfindenden Wahl des Parla-
mentspräsidenten gibt es zuvor Gespräche der 
Vorsitzenden aller Fraktionen untereinander. 
Dabei kündigen die Fraktionen an, welche 
Kandidaten sie zu unterstützen beabsichtigen. 
Bei der Wahl von Walter Behrendt zum Präsi-
denten des Europäischen Parlaments gab es 
darüber hinaus eine schriftliche Vereinbarung 
zwischen der Sozialistischen Fraktion, der Li-
beralen Fraktion und der Gaullistischen Frak-
tion (UDE). Für Behrendts Wahl zum Parla-
mentspräsidenten waren kommunistische Stirm-
men nicht erforderlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Entsprechende Pressemeldungen über diese Rich-
tigstellung des Kollegen Seefeld hätten von Herrn 
Carstens in der „Frankfurter Rundschau" oder in 
„Die Welt" nachgelesen werden können. 

Ich erkläre hiermit noch einmal: 

1. Bei meiner Wahl zum Präsidenten des Europä-
ischen Parlaments gab es keine Wahlvereinbarung 
mit der Kommunistischen Partei Italiens. Meine 
Wahl wurde getragen auf Grund eines schriftlichen 
Abkommens zwischen der Sozialistischen Fraktion, 
der Fraktion der Liberalen und Nahestehenden und 
der Fraktion der Europäischen Demokraten für den 
Fortschritt. 

2. Die genannten drei Fraktionen besaßen da-
mals wie heute die absolute Mehrheit im Europä-
ischen Parlament. Für die Wahl des Präsidenten 
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Behrendt 
des Europäischen Parlaments waren daher keine 
kommunistischen Stimmen erforderlich. 

3. Ich hätte mich nicht zum Präsidenten des Eu-
ropäischen Parlaments wählen lassen, wenn dies 
nur durch die Stimmen der Kommunisten möglich 
gewesen wäre. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

4. Ich fordere abschließend den Abgeordneten 
Carstens auf, von diesem Tatbestand Kenntnis zu 
nehmen und nicht länger die falschen Behauptun-
gen eines Abgeordneten der Kommunistischen Par-
tei Italiens weiterzuverbreiten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident von Hassel: Meine Damen und Her-
ren, wir kehren zurück zur Abstimmung in der 
zweiten Beratung des Haushaltsgesetzes 1976. 

Insgesamt haben sich an der Abstimmung nach 
dem vorläufigen Ergebnis der Zählung 413 uneinge-
schränkt stimmberechtigte und 12 Berliner Abge-
ordnete beteiligt. Mit Ja haben 247 uneinge-
schränkt stimmberechtigte und 6 Berliner Abgeord-
nete, mit Nein 166 uneingeschränkt stimmberech-
tigte und 6 Berliner Abgeordnete gestimmt. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 412 und 12 Berliner Abgeordnete; 

davon 

ja: 246 und 6 Berliner Abgeordnete, 

nein: 166 und 6 Berliner Abgeordnete 

Ja 

SPD 

Adams 
Ahlers 
Dr. Ahrens 
Amling 
Anbuhl 
Dr. Apel 
Arendt (Wattenscheid) 
Dr. Arndt (Hamburg) 
Augstein 
Baack 
Bäuerle 
Bahr 
Barche 
Dr. Bardens 
Batz 
Dr. Bayerl 
Becker (Nienberge) 
Behrendt 
Biermann 
Blank 
Dr. Böhme (Freiburg) 
Börner 
Frau von Bothmer 
Brandt 
Brandt (Grolsheim) 
Bredl 
Brück 
Buchstaller 
Büchner (Speyer) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Dr. Bußmann 
Collet 
Conradi 

Coppik 
Dr. Corterier 
Frau Däubler-Gmelin 
Dr. von Dohnanyi 
Dürr 
Eckerland 
Dr. Ehmke 
Dr. Ehrenberg 
Frau Eilers (Bielefeld) 
Dr. Emmerlich 
Dr. Enders 
Engholm 
Dr. Eppler 
Esters 
Ewen 
Fiebig 
Dr. Fischer 
Flämig 
Frau Dr. Focke 
Franke (Hannover) 
Frehsee 
Friedrich 
Gansel 
Geiger 
Gerlach (Emsland) 
Gerstl (Passau) 
Gertzen 
Dr. Geßner 
Glombig 
Dr. Glotz 
Frau Dr. Glotz-Martiny 
Gnädinger 
Grobecker 
Grunenberg 
Haar 
Haase (Fürth) 
Haase (Kellinghusen) 
Haehser 

Dr. Haenschke 
Halfmeier 
Hansen 
Hauck 
Dr. Hauff 
Henke 
Herold 
Höhmann 
Hofmann 
Dr. Holtz 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jaschke 
Jaunich 
Dr. Jens 
Junghans 
Junker 
Kaffka 
Kater 
Kern 
Koblitz 
Konrad 
Kratz 
Dr. Kreutzmann 
Krockert 
Kulawig 
Lambinus 
Dr. Lauritzen 
Lautenschlager 
Leber 
Lemp 
Lenders 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löbbert 
Dr. Lohmar 
Lutz 
Mahne 
Marquardt 
Marschall 
Matthöfer 
Frau Meermann 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Meinike (Oberhausen) 
Metzger 
Möhring 
Müller (Nordenham) 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Neumann 
Dr.-Ing. Oetting 
Offergeld 
Freiherr 
Ostman von der Leye 

Pawelczyk 
Peiter 
Dr. Penner 
Pensky 
Peter 
Polkehn 
Porzner 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Ravens 
Frau Dr. Rehlen 
Reiser 
Frau Renger 
Reuschenbach 
Richter 
Röhlig 
Rohde 
Sander 
Saxowski 
Schäfer (Appenweier) 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Scheffler 
Scheu 

Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (Hamburg) 
Schmidt (Niederselters) 
Schmidt (Wattenscheid) 
Dr. Schmitt-Vockenhausen 
Dr. Schmude 
Dr. Schöfberger 
Schonhofen 
Schreiber 
Schulte (Unna) 
Schwabe 
Dr. Schweitzer 
Dr. Schwencke (Nienburg) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Seefeld 
Simon 
Simpfendörfer 
Dr. Sperling 
Spillecke 
Stahl (Kempen) 
Frau Steinhauer 
Dr. Stienen 
Suck 
Sund 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Tönjes 
Urbaniak 
Vahlberg 
Vit 
Dr. Vogel (München) 
Vogelsang 
Walkhoff 
Waltemathe 
Dr. Weber (Köln) 
Wehner 
Wendt 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Wiefel. 
Wilhelm 
Wimmer (Eggenfelden) 
Wischnewski 
Dr. de With 
Wittmann (Straubing) 
Wolf 
Wolfram (Recklinghausen) 
Wrede 
Würtz 
Wüster 
Wuttke 
Wuwer 
Zander 
Zebisch 
Zeitler 

Berliner Abgeordnete 

Egert 
Löffler 
Mattick 
Dr. Schellenberg 
Frau Schlei 

FDP 

Dr. Bangemann 
Baum 
Dr. Böger 
Christ 
Engelhard 
Frau Funcke 
Gallus 
Geldner 
Grüner 
Hölscher 
Hoffie 
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Vizepräsident von Hassel 
Jung 
Kirst 
Kleinert 
Krall 
Dr. Kreibaum 
Dr. Graf Lambsdorff 
Frau Lüdemann 
Dr. Dr. h. c. Maihofer 
Dr. h. c. Mertes (Stuttgart) 
Mischnick 
Ollesch 
Peters (Poppenbüll) 
Schleifenbaum 
Schmidt (Kempten) 
von Schoeler 
Frau Schuchardt 
Spitzmüller 
Dr. Vohrer 
Dr. Wendig 
Wolfgramm (Göttingen) 
Wurbs 
Zywietz 

Berliner Abgeordnete 

Hoppe 

Fraktionslos 

Emeis 

Nein 

CDU/CSU 

Alber 
von Alten-Nordheim 
Dr. Arnold 
Dr. Barzel 
Dr. Becker 
(Mönchengladbach) 

Frau Benedix 
Benz 
Bewerunge 
Biechele 
Biehle 
Dr. von Bismarck 
Dr. Blüm 
von Bockelberg 
Böhm (Melsungen) 
Braun 
Breidbach 
Bremer 
Bremm 
Burger 
Carstens (Emstek) 
Dr. Carstens (Fehmarn) 
Dr. Czaja 
Damm 
Dr. Dregger 

Dreyer 
Eigen 
Eilers (Wilhelmshaven) 
Engelsberger 
Dr. Erhard 
Erhard (Bad Schwalbach) 
Ernesti 
Dr. Evers 
Ey 
Dr. Eyrich 
Freiherr von Fircks 
Franke (Osnabrück) 
Dr. Franz 
Dr. Fuchs 
Frau Geier 
Geisenhofer 
Gerlach (Obernau) 
Gerster (Mainz) 
Gierenstein 
Dr. Gölter 
Dr. Götz 
Dr. Graß 
Dr. Gruhl 
Haase (Kassel) 
Dr. Häfele 
Dr. Hammans 
von Hassel 
Hauser (BN-Bad Godesberg) 
Hauser (Krefeld) 
Dr. Heck 
Hösl 
Dr. Hornhues 
Horstmeier 
Frau Hürland 
Dr. Hupka 
Dr. Jaeger 
Jäger (Wangen) 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Josten 
Katzer 
Kiechle 
Dr. Klein (Göttingen) 
Dr. Klein (Stolberg) 
Dr. Kliesing 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Krampe 
Dr. Kraske 
Dr. Kreile 
Kroll-Schlüter 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lagershausen 
Leicht 
Lemmrich 
Lenzer 
Link 
Löher 
Dr. Luda 
Dr. Marx 
Maucher 

Dr. Mertes (Gerolstein) 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Möller (Lübeck) 
Dr. Müller-Hermann 
Frau Dr. Neumeister 
Nordlohne 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Orgaß 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Picard 
Pohlmann 
Dr. Probst 
Rainer 
Rawe 
Reddemann 
Frau Dr. Riede (Oeffingen) 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Ritgen 
Dr. Ritz 
Rollmann 
Rommerskirchen 
Sauer (Salzgitter) 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein 

Dr. Schäuble 
Schedl 
Schetter 
Frau Schleicher 
Schmidt (Wuppertal) 
Schmitt (Lockweiler) 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schneider 
Frau Schroeder (Detmold) 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 
Schröder (Luneburg) 
Schröder (Wilhelminenhof) 
Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Dr. Schulze-Vorberg 
Seiters 
Sick 
Solke 
Dr. Freiherr 
Spies von Büllesheim  

Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Stahlberg 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Graf Stauffenberg 
Dr. Stavenhagen 
Frau Stommel 
Stücklen 
Susset 
Thürk 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Frau Tübler 
Dr. Unland 
Vehar 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt 
Volmer 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Dr. Wallmann 
Wawrzik 
Weber (Heidelberg) 
Werner 
Frau Dr. Wex 
Frau Will-Feld 
Windelen 
Wissebach 
Dr. Wittmann (München) 
Frau Dr. Wolf 
Baron von Wrangel 
Dr. Wulff 
Ziegler 
Dr. Zimmermann 
Zink 

Berliner Abgeordnete 

Frau Berger (Berlin) 
Kunz (Berlin) 
Müller (Berlin) 
Frau Pieser 
Straßmeir 
Wohlrabe 

Damit ist das Haushaltsgesetz 1976 in zweiter Le-
sung angenommen. 

Wir sind damit am Ende unserer heutigen Arbeit 
angelangt. 

Ich berufe die nächste Plenarsitzung auf Mitt-
woch, den 19. Mai 1976, Beginn 13.00 Uhr. 

Ich wünsche einen guten Heimweg und schließe 
die heutige Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 15.07 Uhr) 

Berichtigung 

241. Sitzung, Seite 16969 C, Zeile 6, ist statt „Frei-
zeit" zu lesen: „Freiheit". 





Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 	243. Sitzung. Bonn, Freitag, den 14. Mai 1976 	17247* 

Anlage 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Prof. Dr. Abelein 	 14. 5. 
Dr. Achenbach * 	14. 5. 
Adams * 	 14. 5. 
Dr. Aigner * 	 14. 5. 
Dr. Artzinger * 	 14. 5. 
Dr. Bangemann * 	14. 5. 
Dr. Bayerl * 	 14. 5. 
Behrendt * 	 14. 5. 
Dr. Dr. h. c. Birrenbach 	 14. 5. 
Blumenfeld * 	 14. 5. 
Prof. Dr. Burgbacher * 	 14. 5. 
Dr. Corterier * 	 14. 5. 
Entrup 	 14. 5. 
Fellermaier * 	 14. 5. 
Flämig * 	 14. 5. 
Frehsee * 	 14. 5. 
Dr. Früh * 	 14.5. 
Gerlach (Emsland) * 	 14. 5. 
Gewandt 	 14. 5. 
Dr. Gradl 	 14. 5. 
Dr. Hauser (Sasbach) 	 14. 5. 
Härzschel * 	 14. 5. 
Hussing 	 21.5. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 	14. 5. 
Dr. Kempfler 	 14. 5. 
Dr. Klepsch * 	 14. 5. 

* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 

Anlage zum Stenographischen Bericht 

Abgeordneter) 	entschuldigt bis einschließlich 

Krall * 	 14. 5. 
von Kühlmann-Stumm 	14. 5. 
Lampersbach 	 14.5. 
Lange * 	 14. 5. 
Lautenschlager * 	 14. 5. 
Dr. Lenz (Bergstraße) 	 14. 5. 
Lücker * 	 14. 5. 
Memmel * 	 14. 5. 
Mick 	 14. 5. 
Milz 	 14. 5. 
Müller (Mülheim) * 	 14. 5. 
Mursch (Soltau-Harburg) * 	14. 5. 
Dr. Narjes 	 14. 5. 
Niegel 	 14. 5. 
Rosenthal 	 14. 5. 
Roser 	 21.5. 
Sauter (Epfendorf) 	 14. 5. 
Seibert 	 21.5. 
Schmidt (München) * 	 14. 5. 
Dr. Schulz (Berlin) * 	 14. 5. 
Schwabe * 	 14. 5. 
Dr. Schwörer * 	 14.5. 
Seefeld * 	 14. 5. 
Springorum * 	 14. 5. 
Dr. Starke (Franken) * 	 14. 5. 
Strauß 	 14. 5. 
Suck * 	 14. 5. 
de Terra 	 14. 5. 
Dr. h. c. Wagner (Günzburg) 	21. 5. 
Walkhoff * 	 14. 5. 
Walther 	 14. 5. 
Frau Dr. Walz * 	 14. 5. 
Dr. Warnke 	 14. 5. 
Dr. von Weizsäcker 	 14. 5. 
Wende 	 21. 5. 
Zeyer 	 14. 5. 
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